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drucksachen-inhalte 

Spaltpilz 
Der Termin für die Aufstellung der neuen Atomra­
keten Pershing II und Cruise Missiles rückt immer 
näher. ln Bonn und Washington werden bereits de­
taillierte Zeitpläne für die Stationierung ausgear­
beitet. Die westdeutsche Friedensbewegung verfügt 
in dieser wichtigen Phase nicht über ihre volle 
Schlagkraft: Organisationshickhack lähmt ihre 
Aktivitäten. 

Eine aktuelle Lageeinschätzung und der jüngste 
Aufruf der Friedensbewegung auf den 

Seiten 8- 10 

Arbeit verteilen 
Angesichts anhaltender Mas­
senarbeitslosigkeit, die auch 
im Falle eines wirtschaftli­
chen Aufschwungs nicht ab­
gebaut werden könnte, 
wächst die Einsicht in die 
Notwendigkeit von Arbeits­
zeitverkürzungen. Die Ge­
werkschaften wollen diese 
Frage zum Kernthema der 
nächsten Tarifrunde machen. 

Seite 14 

Frauengeschichte 
Während der Nazi-Zeit wurden die Frau en aus dem öffentli­
chen Leben fast völlig verdrängt. Emanzipat ion nsätze aus 
der Zeit der Weimarer Republik wu rden plan ·· i zurück­
gedreht. Den Frauen blieb nur d ie ideolooi h erklärte 
Funktion als Mutter und Bewahrer in von He im und Herd. 

25 Jahre nach dem Ende des Fa his 
liberale Koalition daran, mir einer F-·lle o 
Regelungen die Verfassungsforderun 
Gleichstellung von Mann und Frau zu 
Matthäus-Maier zieht ein Resumee diese 

Se ite 20 
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drucksachen-herausgeber: 

Jürgen Koppelin 

Wenn Wortbruch 
zun1 Progran1n1 
vvird 

Die Regierungserklärung des Bundes­
kanzlers Dr. Kohl ist gehalten, das Ergeb­
nis der Koalitionsvereinbarungen zwi­
schen CSU, FDP und CDU liegt vor. 

Für die Liberalen, die bei der Bundes­
tagswahl noch einmal ihr Kreuz bei der 
FDP machten, muß es ein furchtbares Er­
wachen gegeben haben. Hat doch der 
Bundesvorsitzende der FDP, Hans-Diet­
rich Genscher, erneut sein Wort gebro-
chen : · 

" Halten Sie sich und dem Wähler vor 
Augen, was aus Deutschland wird ohne 
die Liberalen. Ein Aus für die Liberalen 
bedeutet ein Aus für die liberale Politik in 
Deutschland." 

Die FDP kam zwar in den Bundestag, 
aber trotz Regierungsbeteiligung wurde es 
ein Aus für liberale Politik. 

Nicht ein Hauch des Wahlprogramms 
von 1980 befindet sich in der Regierungs­
erklärung des Bundeskanzlers. Und auf 
dieses Wahlprogramm beruft sich die FDP 
noch immer. So die Generalsekretärin in 
der Neuen Banner Depesche vom Januar 
1983: "Die FDP wird solche Themen in 
den Vordergrund rücken, die ihre eigen­
ständige Position gegenüber SPD und 
CDU/CSU herausstellt. Die Wahlaussage 
1983, die auf dem unverändert gültigen 
Wahlprogramm '80 aufbaut, erfüllt diese 
Bedingungen in besonderem Maße." 

Die Wirklichkeit sieht anders aus. Da 
führte mehr die CSU die Feder für die Re­
gierungserklärung. 

Nur ein paar Beispiele aus der Innen-

politik: 
Wollte die FDP sich nicht für eine kon­

sequente Anwendung des Datenschutzes, 
insbesondere im Bereich der Polizei und 
des Verfassungsschutzes einsetzen? 

ln der Regierungserklärung heißt es: 
Wir werden das Datenschutzgesetz novel­
lieren. Die Erhebung von Daten dient 
dem Bürger und seinen Bedürfnissen. 

Schrieb nicht die Generalsekretärin 
der FDP in einem Musterbrief an die 
Jungwähler: "Die CSU fordert die Ein­
schränkung des Demonstrationsrechts 
und die Rücknahme weiterer rechtspoliti­
scher Reformen. Dazu sagen wir: Rück­
wärts-Marsch in der Rechtspolitik gibt es 
nicht." 

ln der Wirklichkeit der Regierungser­
klärung liest sich dieses Versprechen so: 
Die Bundesregierung wird zur Sicherung 
des inneren Friedens und des Demonstra ­
tionsrechts den strafrechtlichen Schutz 
gegen Landfriedensbruch verstärken und 
prüfen, ob weitere Maßnahmen, zum Bei­
spiel gegen Vermummung, erforderlich 
sind. Das Kontaktsperregesetz werden wir 
weiterentwickeln. 

Hat nicht die FDP im Wahlkampf ver­
sprochen, daß keine Anderungen beim 
§ 218 erfolgen? 

Regierungserklärung dazu: Es ist um­
stritten, Schwangerschaftsabbrüche wegen 
einer Notlagenindikation mit Steuergel­
dern zu finanzieren. 

Und wo blieben die Forderungen der 
FDPnach 

- menschenwürdiger Behandlung von 
Asylsuchenden, insbesondere die Ab­
schaffung von Sammellagern, 
die Einführung · des Kommunalwahl-
rechts für Ausländer, · 
der Abbau von Diskriminierungen ge­
genüber Homosexuellen, 
die Förderung von Initiativen im sozia­
len und Wohnbereich, 
die Reform des Strafvollzugs? 
Und wer geglaubt hat, zumindest den 

Rhein-Main-Donau-Kanal könnte die FDP 
verhindern, wurde auch eines besseren be­
lehrt. 

Wer so wenig Glaubwürdigkeit demon­
.striert, wie es die FDP wieder einmal ge­
schafft hat, hat der wirklich noch An­
spruch, in der Politik ernstgenommen zu 
werden? 

Wie lange werden es sich die Mi tglieder 
der FDP noch gefallen lassen, daß die 
FDP zu einer Partei der Bange-Gatter­
Möllemänner und Schwätzer degradiert 
bleibt. 

Wie geht es weiter? 
Die Antwort hierzu hat die FDP be­

reits selbst im Wahlprogramm 1980 gege­
ben. Dort heißt es in der Einleitung: 

"Wo es keine liberale Kraft der Mitte 
gibt, werden die Bürger gefährlichen 
Wechselbädern der Politik ausgesetzt -
oder aber die politischen Verhältnisse e1 
starren und die aufgestauten Problerr 
sammeln sich, bis sie sich revolution 
entladen." 
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brief-drucksachen 

Einäugige Vertreter 
Der Artikel über die französischen Li­

beralen scheint mir, von eingen Ungenau­
igkeiten abgesehen, ein wenig zu kurz ge-

. griffen . Wichtig ist, bei Betrachtung des 
Liberalismus in Frankreich auch die Vor­
kriegszeit miteinzubeziehen und daraus 
die Lehre zu ziehen: Auch eine "links­
liberale", in eher revolutionärer als refor­
mistischer Tradition stehende Partei 
n-utzt sich durch fast ununterbrochene 
Regierungsbeteiligung ab und zieht das 
Augenmerk einäugiger Vertreter wirt­
schaftlicher Interessen auf sich, um von 
ihnen majorisiert zu werden und anschlie­
ßend in der Bedeutungslosigkeit zu ver­
schwinden. Nach 1945 stützte sich die 
parti radical fast nur noch auf lokale Ho­
noratioren. Mendes-France war sicher 
kein Programmatiker des sozialen Libera­
lismus, aber er erneuerte die jakobinische 
Tradition, was der Partei eine Verdopp­
lung der Mitgliederzahl und 1956 auch 
der Wählerstimmen einbrachte. Das nun 
machte die Liberalen wiederum attraktiv 
für konservative Interessengruppen : · er­
neute Majorisierung, erneute Bedeutungs­
losigkeit. 

Die Radicaux de Gauche haben diese 
· verschiedenen "Wenden" beim Wähler 

nicht vergessen machen können . Immer­
hin verfügen sie im Südwesten des Landes 

-doch über eine Reihe von Bastionen, von 
denen deutsche Linksliberale nur träumen 
können, erst recht angesicht~·des französi­
schen Mehrheitswahlrechts. 

Dr. Franz-Josef Kunert 
1000 Berlin 

Liberalismus 
schnuppern 
Ich kann sie nicht mehr lesen, diese Arti­
kel, in denen die "FDP-Liberalen" ihre 
Rechtfertigungsleier zum 1 001 . Male wie­
derholen. Ich gehe nicht mehr zu den Sit­
zungen der Liberalen Vereinigung, um das 
Gewissen einiger Ex-Parteifreunde beru­
higen zu helfen, die dort vielleicht das in 
der FDP abhanden gekommene Klima ei­
nes fortschrittlichen Liberalismus schnup­
pern möchten. Und zuletzt habe ich . je­
denfalls meine Vergangenheit soweit be­
wältigt, daß ich denen nicht mehr nach­
trauere, die sich, wie ein überzeichneter 
deutscher Spießer an seinen Fußballver­
ein, an seine Partei anhängen, um im Al­
ter stolz die goldene Ehrennadel vorzuzei­
gen. Menschlich werde ich weiter mit ih­
nen gut auskommen. Aber politisch bin 
ich zu sehr beschäftigt, um mit dem ewi­
gen Blick auf die Zurückgebliebenen mei-
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ne Zeit zu vertun. Mit einem noch enga­
gierteren Aufbau der Liberalen Demokra­
ten werden wir mehr Menschen überzeu­
gen, als mit jahrelangen tiefschürfenden 
Diskussionen. Jedes FDP Mitglied muß in­
zwischen erkannt haben, daß es letzlieh 
die Kehrtwendung in allen Bereichen mit­
trägt. Liberale Demokraten werden diese 
Kehrtwende umkehren. 

0/af Lezinsky 
1000 Berlin 20 

typisches Beispiel , William Borm 

Totale Hinwendung 
Als gelegentlicher Bezieher Ihrer Zeit­

schrift fallt mir Ihr Artikel in eigener Sa­
che in der März-Ausgabe auf. Sie beklagen 
sich u .a. darüber, daß es Ihnen schwer fal­
le, Beiträge "aus dem in der FDP verblie­
benen liberalen Lager" zu erhalten. Dies 
ist doch kein Wunder! 

Ich kann zwar den Unmut vieler ehe­
maliger FDP-Mitglieder verstehen, die .mit 
der Art des Wechsels in Bonn nicht ein­
verstanden waren. ln diesem Punkte sind 
sich viele Bürger innerhalb und außerhalb 
der FDP einig. ich kann allerdings nicht 
verstehen, daß viele ehemalige FDP-Mit­
glieder sich auf Dauer und alle Ewigkeit 
nur eine Koalition mit der SPD vorstellen 
können. Als typisches Beispiel erkenne 
ich dies an der Äußerung von William 
Borm vor der letzten Bundestagswahl: 
"Die SPD schafft es nicht allein!" 

Eine soche Einstellung ist weder libe­
ral noch hat sie verdient, allgemeines Be­
wußtsein bei den Liberalen zu werden. 
Die einseitige, totale · Hinwendung zur 

· SPD ist auch die Schwachstelle der Libe­
ralen Demokraten, die nur solange von 
der SPD unterstützt werden, wie es dieser 
Partei nutzen wird. Ein ähnliches Schick­
sal wird der geplante Liberale Arbeitskreis 
innerhalb der SPD erleiden. 

Ich stimme allerdings mit Ihnen über­
ein, daß die FDP ein eigenes, unverwech­
selbares liberales Programm braucht, das 
nicht nach jedem Koalitonswechsel neu 
geschrieben werden müßte und ich stim­
me auch mit Ihnen überein, daß die Par­
teiführung sich an ein solches Programm 
zu halten hat! Wieviel Tonnen Papier wur­
den in der FDP schon produziert, ohne 
daß dies Eingang in die praktische Politik 
gefunden hätte! Ich stimme also mit vie­
len Ansichten Ihrerseits überein . 

Deswegen werde ich aber nicht die 
FDP verlassen ! Ich werde daran mitarbei ­
ten, daß die FDP wieder auf den Kurs der 
Mitte kommt. Denn Schu ld an der jetzi· 
gen Parteispaltung haben nicht nur dieje­
nigen, die heute den Rechtskurs betrei­
ben. Schuld haben auch die, die durch 
überzogene soziale Forderungen der ande­
ren argumentativ die Möglichkeit gaben, 
die FDP so beklagenswert einseitig zu ma­
chen. Aber dies kann man ändern! Und 
das mit Sicherheit nur in der FDP! 

Walter Klein 
5000 Köln 

Gunsterwerbung 
Werte Mitliberale! 
Ich sammele seit zehn Jahren politisch~ 
(nicht unbedingt parteipolitische) Buttons 
(Meinungsknöpfe). Sechshundert ver­
schiedene Prachtexemplare habe ich 
schon . Wer mir dabei helfen will und auf 
ewig meine Gunst erwerben möchte, wird 
gebeten, Buttons an mich zu schicken . 
Portokosten erstatte ich gern. 

Thi/o Sche/ling 
Am Rosengarten 45 

5000 Köln30 

Falsche Nummer 
Im Leserbrief von Evelyne Sehröder aus 
Bremen in der letzten Ausga be der libe­
ralen drucksachen, in dem sie um Helfer 
für den LD-Wahlkampf in Bre men bat, 
ist uns ein Fehler bei der Telefo nnummer 
unterlaufen. 
Von mindestens zwei Zeitgenossen ist be­
kannt, daß sie über die Auskunft die rich­
tige Telefonnummer erfahren haben und 
jetzt bereits fest in Bremen verp lant sind. 
Die richtige Te lefonnum mer fur alle, die 
Zeit haben : täg lich ab 17.30 Uh r: 0421/ 
324429. 



bundestags~drucksachen 

Koalitionen I 
Die Gemengelage ist nicht leicht zu 

durchschauen: Die Diskussion uni die 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung (für 
Normalbürger: es geht um die Entgiftung 
der Abgase von Kohlekraftwerken, damit 
der Saure Regen etwas weniger sauer 
wird) brachte Koalitionsverwerfungen be­
sonderer Güte ans Licht der Öffentlich- . 
keit. 

1. Akt: Das SPD-Kabinett in Düssel­
dorf zerstreitet sich wegen einer Forde­
rung des Umweltschützers (und Landwirt­
schaftsministers) Bäumer, Ausnahmerege­
lungen bei der Entgiftung enger zu fassen. 
Die NRW-Regierung hat nach eigener Ein­
schätzung vor allem auch die Arbeitsplät­
ze im Revier im Auge zu haben, denn ge­
rade in Nordrhein-Westfalen gibt es viele 
Alt-Anlagen, deren Entschwefelung be­
sonders aufwendig ist und die Wirtschaft­
lichkeit der Betriebe gefährdet. Bäumer 
denkt laut über seinen Rücktritt nach. 

2. Akt: Die SPD-Bundestagsfraktion 
verabschiedet ein "Notprogramm zur Ret-

Der Wald ist schon tot 

tung des Waldes", in dem neben der Ver­
schärfung der Grenzwerte für Abgase 
auch eine Reduzierung der Ausnahmege­
nehmigungen für Alt-Anlagen gefordert 
wird. SPD-Sympathisanten sind verwirrt. 

3. Akt: Diskussion im Bundesrat über 
die Großfeuerungsanlagen-Verordnung. 
NRW sieht sich vor allem mit Forderun­
gen Baden-Württembergs (Lothar Späth) 
und Bayerns (Schmidhuber) konfrontiert, 
die sich für eine weitere Verschärfung der 
Grenzwerte aussprechen. 

Der Vorhangfallt. Doch dem applau­
dierwilligen grün-orientierten Zeitgenos­
sen sollte die Hand gelähmt bleiben: Die 
Herren Späth und Schmidhuber hatten 
neben dem Sauren Regen nämlich vor al­
lem den Ausbau der Atomenergie im 
Sinn. Dies wird in christlich-unierten 
Kreisen neuerdings ungeniert als Kolum­
bus-Ei des Umweltschutzes gepriesen. 
Und Helmut Kohl weist auch hier den 
Weg. 

ln seiner Regierungserklärung findet 
sich der bemerkenswerte Satz : "Wir kön­
nen auf diese umweltfreundliche Energie­
quelle nicht verzichten!". 

Den Clou des Ganzen brachte dann ei­
ne Presseerklärung der Fernwärme-Betrei­
ber. Diese - ansonsten aus Praktikabili­
tätsgründen nicht unbedingt an der Seite 
der Atomlobby - warnten vor einer Ver­
schärfung der Grenzwerte für Luftver­
schmutzung, da asonsten der Preis für die 
umweltfreundliche und energiesparende 
Wärme steigen könnte. 

Es steht also ein Kompromiß ins 
Haus. Ob sich allerdings alle handeln­
den Personen in der Zielrichtung einig 
sind, ist zu bezweifeln. Umweltschutz­
politik nach dem Prinzip des "ja, wenn" 
konnte betrieben werden in besseren 
Zeiten, heute ist es nicht mehr möglich. 
Vielleicht ist es den Politikern auch egal : 
Der Wald ist nämlich schon tot. 

Spie.ßbürgerliches I 
Daß mit dem Einzug der Grünen in 

den Bundestag auch neue Themen ins Par­
lament kommen, war abzusehen. Wie die 
Abgeordneten der bürgerlichen Parteien 
darauf reagierten, blieb abzuwarten. 

Waltraud Schoppe (GRÜNE) hat es 
bei ihrer Antrittsrede erfahren, in der sie 
u.a. die "Einheitsmoral" kritisierte, die 
nach ihren Worten dazu geführt hat, daß 
Menschen "vor dem Einschlafen eine Ein­
heitsübung vollführen, wobei der Mann 
meist eine fahrlässige Penetration durch­
fuhrt, - (Zuruf von der CDU/CSU: Was 
ist das denn?) - fahrlässig, weil die mei­
sten Männer keine Maßnahmen zur Emp­
fängnisverhütung ergreifen." - (Zuruf 
von der CDU/CSU: Woher wissen Sie 
denn das?) 

Stammtischadäquates Getöse erhob 
sich, als die Abgeordnete forderte, "den 
alltäglichen Sexismus im Parlament einzu­
stellen." · Das Protokoll vermerkt u.a.: 
"Zuruf' von der CDU/CSU: Das Liebes- · 
parlament! - Bastian - Kelly! -Weitere 
Zurufe und anhaltendes Lachen." 

Als Frau Schoppe gar forderte, über 
bessere Schwangerschaftsverhütung statt 
über eine Verschärfung des § 218 nachzu-

denken, und sich Politiker wünschte, die 
auch einmal darauf hinwiesen, "daß es 
Formen des Liebespiels gibt, die lustvoll 
sind und die die die Möglichkeit einer 
Schwangerschaft gänzlich ausschließen" 
hielt es einen der Abgeordneten nich~ 
mehr. Das Protokoll vermerkt: "Seiters 
(CDU/CSU): Werden Sie mal konkret!" 

Koalitionen II 
Bundestagsdrucksache 10/33 vom 27. 

4.1983: Antrag der Fraktion DIE GRÜ­
NEN - Einsetzung eines Untersuchungs­
ausschusses. 

Bundestagsdrucksache 10/34 vom 28 . . · 
4 .1983: Antrag der Fraktion der SPD -
Einsetzung eines Untersuchungsausschus­
ses. 

Forderung beider Anträge: Untersu­
chung der Flick-Affare. Die Grünen wa­
ren also einen Tag schneller. Aber nicht 
nur hier liegt der Unterschied. Während 
die SPD geklärt haben will, "ob - und 
falls ja, in welcher Weise - es der Flick­
Konzern unternommen hat, auf Entschei­
dungen von Mitgliedern des Deutschen 
Bundestages, der Regierung, der Verwal­
tung oder sonstiger Stellen der Bundesre­
publik Deutschland Einfluß zu nehmen" 
und insbesondere festgestellt werden soll, 
"auf welcher Grundlage der Bundesmini­
ster ftir Wirtschaft die Entscheidung" in 
Sachen Flick-Steuerbefreiung getroffen 
hat, haben die Grünen noch ein spezielles 
Anliegen, . welChes -die SPD~für -nicht so 
relevant hält. Die Grünen wollen auch ge­
klärt sehen, ob und wie "den Parteien 
CDU, CSU, SPD und FDP Spenden auf 
dem Umweg über steuerlich privilegierte 
Organisationen ( ... parteinahe Stiftungen) 
zugeflossen" sind. 

Anmerkung ein. Dem Reinen ist alles 
rein. Anmerkung zwei: Die Grünen haben 
noch keine parteinahe Stiftung. Der An­
trag allerdings ist gestellt. 

Spießbürgerliches II 
Das gesunde Volksempfinden hat ve­

hemente Verfechter. Als der Abgeordnete 
Hubert Kleinert (DIE GRÜNEN) das Po­
dium betreten hatte, konnte er gerade ei­
nen Satz beenden, als christliche Demo­
kraten schon Verabscheuungswürdiges 
bemängelten. Das ·Protokoll vermerkt: · 
"Dr. Rose (CDU/CSU): Verzicht auf 
Krawatte! - Glos (CDU/CSU): Und Fri­
seur!" - Im weiteren Verlauf beschlossen 
die Zwischenrufer, dem Debattenthema 
- Wirtschafts- und Finanzpolitik - ge­
recht zu werden: "Kolb (CDU/CSU) : Der 
hat nie gearbeitet!" - "Gios (CDU/CSU) : 
Haben Sie schon jemals gearbeitet?" 
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nachriebtlieh 
Berichtigung aus ld 4/83 
,.Besonders wichtig" 

Besonders richtig 
Die liberalen drucksachen haben ihre ung der Liberalen Vereinigung darf aller­
erste Gegendarstellung erhalten. Der Di- dings nicht in der THA stattfinden, son­
rektor der Theodor-Heuss-Akademie der dern muß am Samstagabend in ein Gum-
Friedrich-Naumann-Stiftung schreibt: mersbacher Hotel ausweichen. 
GEGENDARSTELLUNG: Die THA kann sich zur Zeit kaum ein~n 
'Mit großer Verwunderung lese ich in Konflikt mit der FDP-Führung leisten, da 
Heft 4/83 auf Seite 6/7 die Ankündigung der Nutzen der Einrichtung von etlichen 
des "diesjährigen Bundeskongresses der Freidemokraten bezweifelt wird. Regel­
Liberalen Vereinigungen - mit Sprecher- mäßige Besucher der THA sprechen von 
ratswahlen und Beschlußfassung über die einem erheblichen Rückgang der Teilneh­
Schwerpunkte des Arbeitsprogramms für merzahlen. Die nach wie vor treuen Be­
das kommende Jahr ... am Abend des 11 . sucherseien zwar die selben wie vor dem 
Juni 1983 in der Theodor-Heuß-Akade- Koalitionsbruch, doch seien sie zu einem 
mie" Gumersbach.' Genauso erstaunt bin großen Teil nicht mehr in der FDP. 
ich über die Behauptung, daß mein Kolle­
ge Dr. Hans Vorländer sein Seminar zum 
Thema "Am Ende des Sozialstaates?" als 
Rahmenprogramm zu diesem Kongreß 
"in Zusammenarbeit mit dem Bundesver­
band der Liberalen Vereinigungen" an­
bietet. 
Ich stelle dazu fest: 
1. Der Bundeskongreß kann schon des­

wegen nicht in der Theodor-Heuss­
Akademie stattfinden, weil der Ter­
min mit uns nicht vereinbart wurde 
und Kapazität für diese Veranstal­
tung ohnehin nicht frei ist. 

2. Das Seminar "Am Ende des Sozial­
staates?" hat mein Kollege Dr. _ Hans 
Vorländer entsprechend den Festfe­
gungen im Jahesprogramm 1983 
in eigener Verantwortung vorberei­
tet; er wird es auch ausschließlich als 
Veranstaltung der Theodor-Heuss­
Akademie in eigener Verantwortung 
durchführen . 

_ 3. Ich erwarte, daß Sie die vorstehende 
Mitteilung als förmliches Berichti­
gungsbegehren nach § 11 Landespres­
segesetz NW in der nächsterscheinen­
den Ausgabe Ihrer Zeitschrift an glei­
cher Stelle veröffentlichen. 

Mit freundlichen Grüßen 
gez.:Wo/fgang Heinz' 

Die Meldung der liberalen drucksachen 
basierte auf der offiziellen Einladung der 
Liberalen Vereinigung. Diese Nachricht 
führte unter einigen rechten Freidemokra­
ten zu massiven Protesten. FDP-Präsidium 
und FNS-Vorstand beschäftigten sich ein­
gehend mit dem Vorgang. 
Wolfgang Heinz und der FNS-Vorsitzende 
Ralf Dahrendorf verhinderten dann, daß 
das Seminar abgesetzt wurde, bzw. daß 
Theo Schiller als Referent ausgeladen 
oder gar gänzlich von der Referentenliste 
der THA gestrichen wurde. Die Jahrestag-
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THA: Keine Kapazitäten 

EINLADU N G 

lUr B u n d e s k o n f e r e n l: der Liberalen Vereinigungen 

!!1~!!!-!!! .:. Samstag, der 11 . Juni 1983 um 19. Jo Uhr 

Ort : Theodor- Heuss-Akademie, Gumrnersbach-Niederseßmar 

Theodor-Heuss-Strllsse 26 (Postfach J 4o 129 ) 
527o Gummersbach 3 1 Tel. o226 1 I 65o3l 

Al s !!!9~!!2!9!!~!:!9' schlage ich vor: 

TOP 1 Begrüßung - Regularien {Wahl der Ver samml ungsle itung und 
Protokollführung; Fest s tellung der Beschlußfähigk 

TOP 2 Berichte von der Arbeit des Bundesverbandes durch die 
Sprecher ratsvorsitzenden - mit anschl. Diskussion 

TOP ) Berichte aus den Landesverbänden - mit anschl.Diskussion 

TOP 4 Diskussion und Besch l ußfassunq eines Arbeitsproqramms · 

(schriftliche Vor l aqe durch den Sprecherrat) 

. TOP 5 Wahlen zum Sprecherrat 

TOP 6 Wahlen von 2 Rechnun9sprilfern 

TOP 7 Anträ9e 
- S;otzungs.!nderunqsa ntrloq e mOss e n 2 WO<::hen vor . Bto:-Ten:oin 

be im Sprecherrat eingegange n se~n 

Mit freundlichen GrüBen 

!~21:/~~~~ . 
- Vorsitzende -

Einladung der Liberalen Vereinigung 

Liberale 
Spalter 

Der Studentenverband der "Liberalen 
Partei Finnlands" hat sich wie die Jung­
demokraten von seiner bisherigen "MtJt­
terpartei" getrennt und arbeitet nun 
ebenfa lls als unabhängiger Jugendverband 
weiter. 

Die Partei hatte sich völlig der Zen­
trumsparte i angeschlossen und machte bei 
den Reichstagswahlen ähnliche Erfahrun­
gen wie die FDP bei den letzten sechs 
Landtagswahlen. Sie holte keinen einzi­
gen Parlamentssitz. 

ln Dänemark gibt es jetzt zwei linksli­
berale Jugendverbände. Die Radika l Ung­
dom haben sich gespalten . Die neu ent­
standene Gruppe nennt sich "Radix"., 

Liberale 
Arbeitnehmer 

·Am Rande des Kölner Kongresses 
"Noch eine Chance für die Liberalen" En­
de Februar letzten Jahres gegründet, lädt 
die "Vereinigung Liberale Arbeitnehmer" 
(LA) am 4. Juni zu ihrer zweiten bundes­
weiten Mitgliederversammlung ein. Die 
Tagung ist diesmal verbunden mit einem 
Wochenendseminar des Demokratischen 
Bildungswerks Niedersachsen e.V. am 4. 
und 5. Juni in Osnabrück unter dem The­
ma: "Nach der Wende in Bonn - Politi­
sche Perspektiven für Arbeitnehmer". 

Nach einem Grundsatzreferat des LA­
Vorsitzenden Wolfgang Latendorf soll 
in drei Arbeitskreisen zur Beschäftigungs­
und Sozialpolitik sowie zu Betriebsver­
'fassung und Mitbestimmung diskutiert 
werden. Als Referenten haben u.a. Ex­
MdB Friedrich Hälseher und Prof. Fried­
rich Neunhöffer zugesagt. 

Die Liberalen Arbeitnehmer wol len 
künftig, so sieht es ein satzu ngsändern­
der Antrag des bisherigen Bundesvor­
standes vor, nach Jungdemokraten-Vor­
bild ohne direkte Pa rteianbindu ng ihre 
Tätigkeit fortsetzen . Aufgrund der ge­
wachsenen Mitgliederzahl soll auf Bun­
desebene das De leg ierr en -5 ~ stem einge­
führt werden. Auch ein neuer LA-Bundes-
vorstand wird in Osnabrü e\\äh lt . 

Mitglieder und Freur e aer Liberalen 
Arbeitnehmer sin d z a·e-er Wochen­
endveranstal tu ng herzl"~ e·~ eladen. Pro­
gramm, An me ldu e- ~r:: \ei te re Aus­
künfte erte ilt da· D -o ·a ische Bil­
dungswerk \ 'e e•s.!::-_ - e.\l (Hardo 
Naumann), •.a :e·-G·e:e -~g-St r . 21, 
3000 Hanno,er 1, Te. ~ 2339 (wo­
chentags 16 - 19 



PG ·Homosexualität 
Auf dem 111. Parteitag der Liberalen 

Demokraten in Kassel hat sich eine Pro­
jektgruppe Schwule und Lesben gegrün­
det. Erstes Ziel soll es sein, regionale Pro­
jektgruppen zu initiieren. Ansprechpart­
ner sind 
Holger Lenz Bodo Zündorff 
Am Rehsprung 10 Gerresheimer Str. 84 
5300 Bonn 3 4000 Düsseldorf 

Trägerverein 
Anfang Mai hat sich im Forum Karl­

Hermann Flach in Melsungen eine "Ver­
einigung Sozialliberaler Bildungseinrich­
tungen" (VSB} konstituiert. Dies muß als 
Konsequenz des Vorgehens der "Vereini­
gung Liberaler Bildungseinrichtungen" 
gesehen werden, die sich geweigert hatte, 

Im Forum Karl Hermann Flach : neue 
Vereinigung gegründet 

Bildungsträger aufzunehmen oder we1ter 
an den öffentlichen Geldzuweisungen zu 
beteiligen, die nicht auf FDP-Parteilinie 
liegen. 

Die acht anwesenden Bildungsträger 
vereinbarten einen verstärkten Informa­
tionsaustausch und eine engere Zusam­
menarbeit mit den liberalen drucksachen. 
Zum Vorsitzenden der VSB wurde der 
Kölner Regierungsrat Thilo Schelling 
gewählt. 

in kürze 

Weiterbildungsveranstaltungen 
Das Liberale Bildun'gswerk N RW führt 
vom 8. bis 15. Oktober eine 14-tägige Bil­
dungs- und Begegnungsreise nach Bulga­
rien durch, für die Sonderurlaub gewährt 
werden kann. Mit Rücksicht auf Lehrer 
ist die Herbstferienzeit gewählt. 
Das Program bietet eine Mischung zwi­
schen kulturellen Begegnungen, politi­
schen Diskussionen und erholsamen Stun· 
den. 
Der Teilnehmerbeitrag wird sich auf ca. 
450 DM belaufen. Anmeldungen und wei­
tere Informationen über: LBW N RW, Kie­
lerstr. 25; Tel.: 0202/455054. 

Sprachkurs 
Die Jungdemokraten bieten einen 

Französisch-Sprachkurs in Rayon an. 
Dauer 4 Wochen (4.9 . - 1.10.83) -je 4 
Stunden Sprachkurs (morgens} pro Werk­
tag - Unterbringung in Hotels (Doppel· 
zimmer} mit Vollpension - Fahrtkosten­
erstattung zum Kursort. Die Kursgebühr 
beträgt ca. 750,- DM (ohne Freizeitpro­
gramm). Anmeldungen bis spätestens 
15.6. an die Deutschen Jungdemokraten, 
Reuterstr. 44, 5300 Bonn 1. 

Forum 
Das Forum Karl-Hermann Fl4ch e.V. 

-eine liberale J ugend- .und Erwachsenen­
bildungsstätte -bietet folgende Seminare 
an: 

16.-19.6. : "Saurer Regen in Ost und 
West"; Referent Egmont Koch, Journa­
list ("Seveso ist überall") aus Bremen. Be­
standsaufnahme der Waldschädigung in 
der BRD und DDR und die Erarbeitung 
von Abwehrmaßnahmen sind die Inhalte 
dieser Veranstaltung. 

24.-26.6.: "Parteien in Europa im Ver­
gleich - LD/d 66"; Spitzenvertreter bei­
der Parteien und Mitglieder der Organisa­
tionen berichten über ihre Erfahrungen 
und Mißerfolge, damit über einen Infor­
mationsaustausch voneinander gelernt 
werden kann. Als Abschluß wird ein Ko­
operationsvertrag angestrebt. 

1 .-5 .7 .: "Managementsseminar für Ver­
bandsaktive"; nur für Hessen: Mandatsträ­
ger erhalten eine intensive Schulung für 
ihre Aufgabe. Gelernt werden soll die 
freie Rede; Argumentationshilfen und 
Diskussionste~hniken vertiefen die Aus­
bildung. 

6.-8.7.: "Besuch des Europa-Parla­
ments in Straßburg"; der dritte "Forum 
Flying Circus" ist unterwegs. Teilnahme 
an einer EP-Pienarsitzung/Diskussion mit 
Abgeordneten/Gespräch im Europarat 

zur europ;iischen Außenpolitik/Weinpar­
ty in Straßburg/Sightseeing usw. 

9.-17.7 .: ·"Europa der Regionen -
Deutsch-Französische Woche"; eine Pali­
ferienwoche im Forum mit Gästen aus 
Frankreich (MJ RG) . Einführung in die na­
tionalen Strukturen/beispielhafte Prob­
lemgebiete wie Korsika/Baskenland/Bre­
tagne/Ostfriesland/Saarland/''Zonenrand­
gebiete" werden behandelt/Lösungsansät­
ze kultureller ·Eigenständigkeit eines Eu­
ropa der Regionen. 

18.-31.7 .: "Projektarbeitswochen für 
Jugendliche"; junge Leute unter 18 Jah­
ren treffen sich zwei Wochen lang, um ein 
Aktionswochenende für ein kleines Dorf 
ohne Jugendzentrum und -pfleger vorzu­
bereiten und durchzuführen. In Zusam­
menarbeit mit der Jugendpflege Melsun­
gen. Das Seminar soll am Ende verdeutli­
chen, da_ß man mit etwas Initiative und 

· Ideen sehr wohl in einem kleinen Dorf 
einiges mit den und für die Jugendlichen 
machen kann. · 

Für alle Einzelmaßnahmen gibt es In­
formationsblätter vom 

Forum Karl-Hermann Flach e.V. 

Fahrten 

Postfach 369 
3508 Melsungen 

Die Demokratische Gesellschaft ist ei­
ne in Harnburg tätige Einrichtung der J u­
gend- und Erwachsenenbildung, die sich 
dem liberalen . Gedanken verpflichtet 
fühlt. Sie bietet jetzt zwei Studienreisen 
an, die als Bildungsurlaub anerkannt wer­
den: 

nach MOSKAU und LENINGRAD 
vom 18 .• 25.9.83; Flug ab Hamburg, Voll­
pension, Programm, Reiseleitung, Unter­
kunft in Doppelzimmern, Visum, Vorbe­
reitungstreffen; Teilnehmerbeitrag: DM 
874,-, 

nach BERLIN-MAGDEBURG-DRES­
DEN vom 2.-7 .1 0.83 (Altersbegrenzung: 
45 Jahre}; Bahn- und Busreise ab Harn­
burg, J ugendtourist·Hotels mit 2 -4 Zim­
mern, Vollpension, Begegnungspro­
gramm, Vorbereitungstreffen, Reiselei­
tung, Teilnehmerbeitrag: DM 390,-. 

Ferner wird ein "Entwicklungspoliti­
sches Einführungsseminar vom 23.-25.9. 
83 im Freundschaftsheim -Fresendelft bei 
Husum durchgeführt. Anfahrt ab Harn­
burg, Unterkunft, Vollpension, Pro­
gramm; Teilnehmerbeitrag: Berufstätige 
45,- DM, Schüler und Studenten 25,- DM. 

Anmeldungen an: Demokratische Ge­
sellschaft, Postfach 540571, 2000 Harn­
burg 54. 
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nach-drucksachen 
Aufruf der Aktionskonferenz der Friedensinitiativen 

ES IST AN DER ZEIT: SAGT NEIN! KEINE NEUEN ATOMRAKETEN IN UNSER LAND! 
Die Zeit drängt: Die Stationierung von Pershing II und CruiseMissile muß verhindert werden. 

Geht es nach den Plänen der US-Regie­
rung, der NATO und der Bundesregie­
rung, wird es Ende dieses Jahres soweit 
sein : Pershing II - Raketen und Marsch­
flugkörper sollen in unserem Land statio­
niert werden. Damit wird ein auf Europa 
begrenzter Atomkrieg denkbar. Das 
macht uns Angst. 

Das Wettrüsten in Ost und West ist die 
größte Bedrohung für die Menschheit . Das 
System der gegenseitigen Abschreckung 
hat dazu entscheidend beigetragen. Jedes 
.neue Waffensystem in Ost und West be­
deutet nicht · mehr, sondern · weniger Si­
cherheit. Die Europäer sind in der Gefahr, 
wie die Bewohner von Hiroshima und Na­
gasaki, in einem atomaren Inferno ver­
nichtet zu werden. Wir müssen aus der 
Geschichte lernen und uns rechtzeitig 
wehren. 

Rüstung .tötet schon jetzt - mit und 
auch ohne Krieg. Seit 1945 sind in über 
150 Kriegen in der sogenannten Dritten 
Welt mehr Menschen getötet worden als 
im 2. Weltkrieg. Jede Minute werden 
weltweit 2,5 Millionen DM für die Rü­
stung ausgegeben ; in der gleichen Zeit 
sterben 50 Menschen an Hunger. Während 
rieseige Geldsummen in die Herstellung 
von Waffen gesteckt werden, fehlen diese 
Mittel zur Beseitigung der Armut, der 
Umweltzerstörung und der Arbeitslosig­
keit. 

Neue Atomraketen und Hochrüstung 
werden mit weiterem Sozial- und Bil­
dungsabbau bezahlt. Rüstung schafft kei­
ne sicheren Arbeitsplätze. Im Gegenteil. 
Die Rüstungswirtschaft hat sich in der 
Vergangenheit als eine der größten A­
beitsplatzvernichteer hervorgetan. Wir 
fordern den Stopp und die schrittweise 
Senkung des Rüstungshaushaltes , damit 
die freiwerdenden Mittel für soziale 
Zwecke und für ein umfassendes Beschäf­
tigungsprogramm eingesetzt werden kön­
nen. 

Das Wettrüsten fördert in Ost und 
west, in Nord und Süd die Militarisierung 
der Gesellschaften: Frauen sind hiervon 
besonders betroffen. Sie sollen immer 
mehr in die Militarisierung - z.B. als 
Reservearmee - einbezogen werden . Dies 
widerspricht der Forderung der Frauen 
nach Selbstbestimmung, nach Wahrung 
ihrer sozialen und politischen Rechte und 
Erhaltung ihrer Würde gegen tägliche Dis­
kriminierung. 

Frieden bedeutet mehr als die Abwe­
senheit von Krieg zwischen Staaten . Frie­
den ist ein Prozeß fllr Gerechtigkeit, für 
Verminderung und Beseitigung von Not , 
Elend und Gewalt, die Abschaffung ras­
sischer, wirtschaftlicher, sozialer und se­
xistischer Unterdrückung und Diskrimi­
nierung, die Gewährleistung der Men­
schenrechte und des Schutzes der natür­
lichen Lebensgrundlagen. 
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Weltweit haben die Friedensbewegun­
gen einen großen Einfluß gewonnen . Ihr 
Rückhalt in der Bevölkerung wächst. 

Die Friedensbewegung in der Bundes­
republik weiß sich mit der amerikani­
schen Friedensbewegung einig in der For­
derung , Herstellung, Tests und Stationie­
rung von Atomwaffen einzufrieren und 
gemeinsam keine neuen Atomraketen in 
Europa zuzulassen, unabhängig vom Aus­
gang der Genfer Verhandlungen. Alle 
Atomwaffen in und für Europa, ein­
schließlich der sowjetischen SS 20, der 
französischen , britischen und amerikani­
schen Raketen müssen abgebaut werden. 
Die "Zwischenlösung" ist ein Trick , um 
die Aufrüstung in Raten durchzusetzen 
und die Öffentlichkeit zu täuschen. Jede 
"Zwischenlösung", die die Stationierung 
auch nur einer einzigen Pershing II oder 
CruiseMissile beinhaltet, lehnen wir ab. 

Wir rufen die ganze Bevölkerung auf: 
Informiert Euch über die Gefahren! Wer­
det mit uns aktiv gegen die drohende ato­
mare Vernichtung unseres Landes! Weh­
ren wir usn gemeinsam gegen die Statio­
nierung der neuen Atomraketen in unse­
rem Land! 

Wir appellieren , durch Aufklärung und 
vielfältige Aktionen zur Verbreiterung des 
Widerstandes beizutragen. Viele Men­
schen sind bereit, sich an gewaltfreien Ak­
tionen des zivilen Ungehrosams zu betei­
ligen . Ihr Handeln ist Ausdruck einer 
neuen Widerstandsbereitschaft in der 
Friedensbewegung. 

Wir fordern von der Bundesregierung und 
den Regierungen der übrigen Mitgliedslän­
der der NATO: 

I . Ihre Zustimmung zum Beschluß 
über die Stationierung neuer Mittelstrek­
kenraketen Pershing II und Cruise Missi­
les zurückzuziehen. Damit soll der Weg 
für die Verringerung der Atom- und aller 
anderen anderen Massenvernichtungsmit­
tel in West- und Ost-Europa eröffnet wer­
den mit dem Ziel, einen wechselseitigen 
umfassenden Abrüstungsprozeß in Gang 
zu bringen. 

Jegliche Maßnahmen zur Vorberei­
tung der Stationierung müssen unverzüg­
lich eingestellt werden. 

2. Die Beseitigung aller. in der Bundes­
republik gelagerten chemischen Waffen; 

3 . Die Schaffung regionaler atomwaf­
fenfreier Zonen in Europa , bei gleichzei­
tiger Verringerung der konventionellen 
Rüstungen in Ost und West; 

4. Eine Politik der Entspannung, die 
die. politischen, wirtehaftliehen und 
menschlichen Beziehungen fördert und 

, ein Klima für ' weitere Abrüstungsschritte 
schafft; · 

5 . Sofortige Senkung der Rüstungsaus­
gaben und Verwendung der Mittel für ge­
sellschaftlich nützliche Produktion ; 

6 . Keine Rüstungsexporte und Inter­
ventionen. Das Elend der Länder der so­
genannten Dritten Welt ist auch ein Er­
gebnis zunehmender Militarisierung. 

Die großen Militärmächte, insbesondere 
die US A und die Sowjetunion fordern wir 
auf: 

1. Die Entwicklung, Erprobung, Her­
stellung und Stationierung aller Massen- . 
Vernichtungswaffen sowie von Raketen , 
Flugzeugen und Schiffen einzufrieren , die 
als atomare Trägersysteme geeignet sind ; 

2 . darauf zu verzichten , durch neue 
Waffen oder Kriegsführungsstrategien so­

. wie den Ausbau von Erstschlagskapazitä­
ten eine militärische Überlegenheit herzu­
stellen ; 

3 . alle Massenvernichtungsmittel , also 
auch die chemischen, biologisch-bakteriel­
len und Strahlenwaffen zu ächten und zu 
beseitigen; 

4. jede militärische Einmischung und 
Intervention in der sogenannten Dritten 
Welt zu unterlassen und die Emanzipa­
tionsbestrebungen nicht unter dem Vor­
wand des Ost-West-Konflikts zu ersticken. 

Die Gruppen der Friedensbewegung in 
der Bundesrepublik rufen für die Woche 
vom I S. - 22. Oktober 1983 , angesichts 
der drohenden Stationierung neuer Atom­
raketen und im Zusammenhang mit der 
UNO-Abrüstungswoche, zu vielfältigen 
und gewaltfreien Aktionen und Veranstal­
tungen auf. Während der gan zen Woche 
sollen verschiedene gewaltfreie Aktionen 
(wie z.B. Friedenscamps, Mahnwachen , 
Blockaden, Schweigestunden) stattfinden. 

Samstag, den 15 .1 0 . : dezentrale Auf­
taktaktionen in allen Städten und Ge­
meinden. 
Sonntag, den 16.10.: Widerstandstag 
der Kirchen 
Montag, den 17.10. : Widerstandstag 
der Frauen · 
Dienstag, den 18 .10 .: Tag des Antimi­
litarismus und der internationalen So­
lidarität 
Mittwoch, den 19 .I 0.: Widerstandstag 
der Arbeiter; Betriebe, Landwirte und 
sozialen Einrichtungen 
Donnerstag, den 20. 10. : Widerstands­
tag der Schulen, Volk shochschulen 
und Hochschulen 
Freitag, den 21. 10. Widerstand~tag 
der Parlamente , Stadträte . Verwaltun­
gen und Parteigrupp eiL 
Am Samstag , den 22.10 .. finden paral­
lel statt : 'Volksversammlungen für den 
Frieden' in Bonn , sowie in Nord- und 
Süddeutschland. Ahnliehe Aktionen 
werd en im Ok tober 3 in den USA 
(8 ./9.1 0 .) , Belgien. l! alien . Großbritan­
nien , Dänem ark. Österreich und Nica­
ragua (22 ./23.1 0.) und en :---l iederJan­
den (2 9 .I 0 .) stattfinden. 



Während die Basis der Friedens­
bewegung immer stärker wird, 

lähmen Organisationsborniertheit 
und persönliche Eitelkeit die 

Vorbereitungen für die zentralen 
Auseinandersetzungen im Herbst. 

· Doch diese Schwierigkeiten 
werden kaum notiert. Neben 

Künstler für den Frieden (rechts 
1982 in Bochum) meldet nun 

Gruppe für Gruppe ihre Initiative 
oder ihren Kongress an. 

Wenn das die Basis wüßte ••• 
"Ich glaube, wir sollten anfangen." BBU­
Sprecher josef Leinen eröffnet die Runde, 
die sich im Haus der Evangelischen Studen­
tengemeinde versammelt hat, um die Frie­
densaktivitäten für den Herbst vorzuberei­
ten. Während er noch Luft holt, nimmt 
ihm Andreas Zumach von der Aktion Süh­
nezeichen die Leitung der Sitzung bereits 
aus der Hand und fährt fort:" Gut, dann 
müssen wir uns zunächst über die Tages­
Ordnung einigen." 
Doch Einigung scheint für diesen Kreis von 
26 Organisationen, die von der Aktions­
konferenz ·der Friedensinitiativen Mitte 
April mit der Koordination der Herbstak­
tivitäten beauftragt wurde, das Abwegigste 
überhaupt zu sein. Man diskutiert fünf 
Stunden mit dem einzigen Ergebnis, daß 
eine Arbeitsgruppe gebildet wird, die zur 
nächsten Sitzung eine Vorlage über die 
Aufgaben und Kompetenzen des Kreises 
erarbeiten soll. 
Dieses geschieht dann auch, doch auf der 
nächsten Sitzung am Pfingstfreitag gehen 
die Positionskämpfe munter weiter. Dies­
mal dient die Frage, welche Gruppen die 
Geschäftsführung des 26-er-Kreises über­
nehmen sollen, für stundenlanges Hick­
hack. Bei den bisherigen Bonner Friedens­
demonstrationen waren Frauen für den 
Frieden, Vereinigte Deutsche Studenten-

schaften, Aktion Sühnezeichen, Deutsche 
Friedensgesellschaft, Dritte Welt-Gruppen 
und der BBU verantwortlich gewesen. Ei­
nige Anwesenden möchten diesen Kreis er­
weitern. Mitten in der Diskussion platzt 
Wolfgang Biermann, der als Vertreter des 
SPD-Spektrums fungiert, der Kragen : 'Das 

Jo Leinen: "Wir sollten anfangen". 

ist doch ein reiner Machtkampf hier.' 
Lukas Beckmann, noch Geschäftsführer der 
Grünen, läßt nicht locker und stellt die Be­
teiligung der VDS in Frage. Ihn stört offen­
sichtlich, daß hierüber auch Kommunisten 
beteiligt sind. 
Ulli Frey, von der Aktionsgemeinschaft 
Dienst für den Frieden, der diesmal die 
Diskussion leitet, kann nur schwer die Wo­
gen glätten . Da ein Konsens nicht herstell­
bar scheint, wird abgestimmt, natürlich 
nicht ohne vorher noch ausdrücklich fest­
zustellen, daß es keine Abstimmung son­
dern nur ein Meinungsbild sei. Ergebnis je­
denfalls: Alles bleibt, wie es war. Die sechs 
Gruppen bleiben weiterhin verantwortlich. 
Der Kampf mit eigenen Profilneurosen 
scheint im 26-er-Kre is bei einigen Vertre­
tern mehr im Vordergrund zu stehen als 
der eigentliche Kampfauftrag, den Wider­
stand gegen die geplante Stationierung von 
Mittelstreckenraketen zu organisieren. Da 
hilft auch die Mahnung josef Leinens we­
nig, daß man dringend zu Ergebnissen kom­
men müsse, 'sonst sei der Herbst schneller 
da als wir denken.' Viele der Anwesenden 
werden einfach nicht mit der enormen poli­
tischen Relevanz fertig, die ihnen die Frie­
densbewegung verliehen hat. 
Wüßte die ständig von ihnen beschworene 
Basis, was ihre Vertreter in Bonn so anrich-
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ten, sie würden wahrscheinlich verzweifeln. 
Denn vor Ort läuft die Friedensarbeit er­
heblich reibungsloser. ln fast jedem Flek­
ken mit mehr als fünf Häusern existiert 
mittlerweile eine Friedensinitiative, die mit 
Elan und Ideen und vorallem ohne grup­
penbornierte Auseinandersetzungen Aktio­
nen startet. Schulen~ Straßenzüge oder 
auch ganze Städte werden zu Atomwaffen­
freien Zonen erklärt, Friedenswochen orga­
nisiert oder Unterschriften gesammelt. Hier 
auf örtlicher Ebene arbeiten auch Sozialde­
mokraten und Gewerkschafter problemlos 
mit. 
Seit dem Koalitionswechsel haben auch 
prominentere Sozialdemokraten rechts von 
Eppler und Lafontaine In teresse an der 
Friedensbewegung gezeit. So erklärt sich 
denn auch die massive Beteiligung der SPD 
an der Berliner Konferenz für ein atomwaf­
fenfreies Europa. Ursprünglich als 'gesamt­
deutsche Veranstaltung' geplant, mit Fak­
kelzügen dies- und jenseits der Mauer löste 
die Veranstaltung bei etlichen große Skep­
sis aus. Doch das starke Eingreifen einiger 
Sozialdemokraten konnte der Konferenz 
die entspannungsfeindliche Spitze nehmen. 
Die SPD konnte sich gleichzeitig friedens­
politisch profilieren. 'Wir werden in der 
Friedensbewegung wieder enrstgenommen', 
freuten sich denn auch die aus Berlin zu­
rückgekehrten Abgeordneten in der Bonner 
Fraktion. 
Und in der Tat, die Grünen, die sich selbst 
gerne als Alleinvertreter der Friedensbewe­
gung im Bundestag verstehen, waren auf 
der Konferenz ziemlich abgemeldet. Hätten 

treibt Wiedergutmachung bei ihren bisheri­
gen Kritikern . Jochen Vogel verlieh den 
diesjährigen Gustav-Heinemann-Preis an die 
Aktion Sühnezeichen, die die Friedensde­
monstration am 10. 10. 1981 gegen die Po­
litik der damaligen Schmidt/Genscher Re­
gierung mitorganisiert hatte. 

Kritische Töne von Helmut Schmidt 

Aber die Aktivitäten der SPD stoßen vieler­
orts noch auf Mißtrauen. Viele erinnern 
sich an die Rolle der SPD in der Friedens­
bewegung zu Adenauers Zeiten. Ihre Aus­
grenzung bzw. Integrationspolitik hatte die 
Friedensbewegung, so viele Kritiker, er­
drückt. Auch vom . 'Rat der Hundert', der 
aus dem erweiterten Beirat der Berliner 
Konferenz gebildet werden soll, wird des­
halb von diesen Kritikern befürchtet, daß 
er die Funktion haben soll, die Friedensbe­
wegung unter sozialdemokratischen Ein-

Jeder Fleck hat inzwischen seine eigene Friedensinitiative 

sie sich nicht auf dem Ost-Berliner Alexan- fluß zu bringen. 
derplatz verhaften lassen, sie wären ohne Als eine Art Gegengewicht zu der Berliner 
Presseresonanz geblieben. Konferenz findet im Juni eine Weltkonfe­
Der Wandel in der SPD geht noch weiter. renz für Frieden und Abrüstung in Prag 
Sogar Helmut Schmidt, der sich früher als statt. Hier wollen vorallem die 'dogma­
Erfinder des Doppelbeschlusses rühmen tischen Gruppen' der Friedensbewegung 
ließ, findet kritische Worte zum Nato-Be- verlorenes Terrain wiedergutmachen. Lange 
schluß. Auch die übrige SPD Führung be- Zeit konnten sie ihr organisatorisches Ge-
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wicht dazu benutzen, alle Versuche als 
spalterisch abzuwiegeln, die über die Frage 
der Verhinderung der Mittelstreckenrake­
ten hinausgehen wollten. Andere Gruppen 
haben inzwischen dazugelernt, können 
mittlerweile eigene Aktionen durchführen, 
bei den sie nicht aufdie Organisationskraft 
der Kommunisten angewiesen sind. So ha­
ben die Grünen im Bundestag und in den 
Landtagen eigene Apparate aufgebaut und 
zählen nun ca. 100 hauptamtliche Politiker 
in ihren Reihen, mit denen sie ebenfalls 
versuchen, di.e Friedensbewegung zu domi­
niere'n. 
Doch trotz ' aller Machtkämpfe an der 
Spitze, wird der Druck der Basis auch wei­
terhin Gemeinsamkeit erzwingen. Immer 
wenn die Grünen-Funktionäre aus der Be­
wegung ausscheren wollten, sind sie von 
ihren Basisgremien zurückgepfiffen wor­
den. 
Im Vordergrund der Aktivitäten steht in 
den nächsten Monaten das Bemühen, wei­
tere Bevölkerungskreise für die F riedensbe­
wegung zu gewinnen. Naturwissenschaftler, 
Pädagogen, Angehörige psychosozialer Be­
rufe, Ärzte und auch Sportler veranstalten 
z. B. Friedenskongresse. Der evangelische 
Kirchentag im Juni dürfte zu einer riesigen 
Friedenskundgebung werden. Künstler tre­
ten für den Frieden auf und auch die Ak­
tionswochen im Herbst werden trotz aller 
Querelen das in den Schatten stellen, was 
die Friedensbewegung bisher auf die Beine 
gebracht hat. 
Schließlich drängen Bundes- und US-Re­
gierung die Friedensbewegung zur Gemein­
samkeit. Der Besuch von US-Vize-Präsident 
Bush am Geburtsort des Krefelder Appells 
mobilisiert die Rüstungsgegner zu Aktivi­
täten. 

Da der Krefelder Appell noch nicht die ge­
wünschte Wirkung auf die Bundesregierung 
erzielt hat, werden Initiativen zur Vor­
bereitung eines Volksentscheides gegen die 
Raketen geplant. Mit einer ähnlichen Ak­
tion hatte die Anti-Atombewegung der 
fünziger Jahre die damalige Bundesregie­
rung unter erheblichen Legitimationsd ruck 
gebracht. 
Andere Überlegungen orientieren sich mehr 
an der Ära Brandt. Hier wird darüber nach­
gedacht, wie die Diskussion über die Frage 
der Raketenstationierung bzw. der Sicher­
heitspolitik wieder auf die gesamte Außen­
politik erweitert werden kan n. Hiermit soll 
deutlich gemacht werden, daß die Frage 
der Raketen keine ausschließlich militär­
politisch Dimension hat . Das Ende der Ent­
spannungspolitik steht auf dem Spiel. Die 
Mehrheit der Bevö lkerung wünscht (was 
kein Demoskop bezweifelt) eine Fortset­
zung dieser auf Ausgleich mit dem Osten 
bedachten Pol itik. We nn es gelänge, dieses 
Thema bis 1987 stä rker als im März 1983 
zum entscheidenen . Politikbereich zu 
machen, wäre eine Ab lösung der Rechtsre­
gierung vorste ll bar. 



Neue Konzepte für den Rüstungsexport 

Sie fahren am Schiffsfriedhof vorbei 
Kaum ein halbes Jahr haben die von 

der sozial-liberalen .Bundesregierung neu 
formulierten Rüstungsexportrichtlinien 
gehalten, da meldet sich der CDU-Abge­
ordnete Dr. Werner Marx im Deutschland­
funk zu Wort. Seiner Meinung nach war 
es nicht sehr sinnvoll, "strenge und für al­
le Fälle und für alle Zeiten binctende 
Richtlinien" herauszubringen. Er möchte 
die Lockerung der Richtlinien, um den 
Handlungsspielraum der Bundesregierung 
beim Verkauf von Waffen in Nicht­
NATO-Staaten zu erweitern. Bescheiden 
wie er ist, merkt er auch gleich an, daß es 
die alleinige Entscheidung der Bundesre­
gierung sein wird, wann wohin welche 
Waffen geliefert werden und nicht die 
Entscheidung des Parlaments. 

Dem Reporter vom Deutschlandfunk 
blieb ob solcher Dreistigkeit die Spucke 
weg. Hatte doch schon in der sozial-libe­
ralen Koalition die Weigerung der Bundes­
regierung, vor Entscheidungen über Rü­
stungsexporte ein parlamentarisches Gre­
mium zu konsultieren, beträchtlichen Un­
mut hervorgerufen. 

Man erinnert sich: Da hatte die FDP­
Fraktion im Januar 1981 vor dem Hinter­
grund der erregten öffentlichen Debatte 
darüber, ob die. politischen Grundsätze 
der Bundesregierung für den Rüstungs­
export von 1971 den außen- und sicher­
heitspolitischen Erfordernissen noch ge­
nügten, eine "Arbeitsgruppe Rüstungsex­
port" gebildet. Sie sollte grundsätzliche 
Empfehlungen an die Bundesregierung 
für eine mögliche Neufassung der politi­
schen Grundsätze geben, nicht aber zu ak-

. tuellen Problemen des Rüstungsexports 
Stellung nehmen. Die Mitglieder der Ar­
beitsgruppe hörten sich die Meinung nicht 
nur der Regierungsmitglieder, sondern 
auch der Experten der zuständigen Mi­
nisterien zu diesem kniffligen Thema an. 

Wie ihre Kollegen von der SPD-Ar­
beitsgruppe kamen sie zu dem Ergebnis, 
die bisherige restriktive Rüstungsexport­
politik der Bundesrepublik beizubehalten. 
Die Initiative der Bundesregierung zur Be­
grenzung des internationalen Rüstungsex­
portes, wie sie vor der UNO ergriffen wor­
den war, sollte nachdrücklich fortgesetzt 
werden. Beschäftigungspolitische Argu­
mente durften für die Rüstungsexportpo­
litik keine ausschlaggebende Rolle spie­
len. 

Selbst bei Überprüfung der Kriterien 
für die Rüstungsexporte sollte an dem re­
striktiven Charakter der Kriterien nichts 
geändert werden. Über Fragen des Rü­
stungsexports sollte eine parlamentarische 
Unterrichtung stattfinden. Schließlich 

müßten bei Rüstungsexporten in den Na­
hen Osten die Sicherheitsinteressen Israels 
und die geschichtliche Verantwortung der 
Deutschen gegenüber dem jüdischen Volk 
beachtet werden. 

Nach mehr als einjähriger Arbeit an 
der Neudefinition wurden am 5. Mai 82 
die "politischen Grundsätze der Bundes­
regierung flir den Export von Kriegswaf­
fen und sonstigen Rüstungsgütern" veröf­
fentlicht. Die Medienwirkung war immer­
hin so, daß Befürworter von Rüstungsex- . 
portgeschäften wie der Abgeordnete Möl-

TO-Bereichs noch möglich sein, wenn: 
"es um vitale außen- und sicherheits­
politische Interessen - unter Berück­
sichtigung von Bündnisinteressen -
geht, . 

_: die innere Lage eines Landes dem 
nicht entgegensteht, 

- die Lieferung nicht zur Erhöhung von 
Spannungen fuhren, 

- eine Gefahr für den Ausbruch bewaff­
neter Auseinandersetzungen nicht be­
steht, 
die zu liefernden Waffen flir Verteidi-

Der Rheinmetall-Vorstand präsentiert Produkte . Nicht alle Rüstungsfirmen haben An- · 
Schlußaufträge · 

lemann zumindest in der Öffentlichkeit gungszwecke bestimmt sind." 
von ihren Panzerexportträumen abrück- Diese Kriterien waren faktisch so we-
ten. nig restriktiv, daß schon kurz nach dem 

Der Rüstungsexport in Länder außer- Ende des Falkland-Krieges die erste von 
halb des NATO-Bereichs unterschied fort- vier auf bundesdeutschen Werften gebau-
an nicht mehr zwischen den "Ländern in ten Fregatten ausgerechnet an die argenti-
Spannungsgebieten" und den "sonstigen nischeMarine ausgeliefert werden konnte, 
Ländern". Die Experten hatten wenig was den Werften zwar Millionengewinne 
Mühe gehabt nachzuweisen, daß der Be- einbrachte, aber der Bundesrepublik noch 
griff "Länder in Spannungsgebieten" un- heikle Situationen bescheren wird. Die 
tauglich war. ln einer Welt, in der in nahe- Fregatte ist nämlich mit acht Exocet-Ra-
zu allen Regionen Spannungen herrschen keten aus Frankreich ausgerüstet worden 
und in der wegen der weltweiten Abhän- und die werden den Argentiniern im ab-
gigkeiten und der Wechselwirkungen sehbaren nächsten Gemetzel mit den 
schnell auch auf weit entfernten Regio- Briten ganz schön nützlich sein. Angetrie-
nen überspringen können, war die so eng ben von britischen Rolls-Royce-Gasturbi-
definierte Absatzbasis flir Waffenexporte nen wird das Schiff in Kürze seinen Weg 
zu klein geworden. Der Wegfall des Krite- nach Südamerika antreten, vorbei an je-
riums "Spannungsgebiet" war flir die Waf- nem Schiffsfriedhof, auf dem die bereits 
fenhändler schon der halbe Sieg. Denn versenkten britischen Kriegsschiffe liegen, 
nach den neuen Richtlinien sollte der Ex- die möglicherweise noch mit Atomwaffen 
port von Kriegswaffen außerhalb des NA- bestückt sind. 
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U-Boot Export, Verstoß gegen das Grundgesetz? 

Kriegswaffen-Testgelände 

Die Gefahren, die durch ungehemmten 
Rüstungsexport von den Geschäftema­
chern verursacht werden, stehen in kras­
sem Mißverhältnis zu den Möglichkeiten 
des Parlaments, dieses Unwesen unter 
Kontrolle zu bringen. Ob die neuen 
Richtlinien diesem Wahnsinn mit Metho­
de dadurch hätten entgegenwirken kön­
nen, daß vor jeder Einzelfallentscheidung 
des Bundessicherheitsrates die Vorsitzen­
den der Fraktionen des Deutschen Bun­
destages mit jeweils -einem weiteren Abge­
ordneten vorab informiert werden, ist 
sehr fraglich. Denn nur zu leicht wird hier 
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ein Bock zum Gärtner gemacht. 
ln keinem anderen Land der Welt ha­

ben die Waffenexporte in den letzten J ah­
ren so stark zugenommen wie in der Bun­
desrepublik: Im Durchschnitt der drei 
Jahre 1974 - 76 lag der Export um 450% 
über dem Durchschnitt der drei Jahre 
1971 - 73. Dies war schon unter einer 
sozial-liberalen Regierung möglich. Die 
große Beschaffungswelle für die Bundes­
wehr (Leopard 2, Fregatten, Tornado} 
wird in den achtziger Jahren auslaufen. 
Nicht alle Betriebe haben Anschlußaufträ­
ge der Bundeswehr. Der Druck auf die 
Bundesregierung, freigewordene Kapazitä­
ten mit Waffenexporten auszulasten, wird 
außtordentlich groß. 

Am 12. April war der "Frankfurter 
Rundschau" zu entnehmen, daß die neue 
Regierung die Lieferung von Leopard 2 
Panzern nach Saudi-Arabien nun viel­
leicht doch genehmigen wolle. Ein inter­
nes außenpolitisches Papier von CDU und 
CSU soll unter Punkt 39) feststellen: "Es 
besteht Einverständnis, daß in nächster 
Zukunft eine neue Konzeption über den 
Rüstungsexport entwickelt wird. Dabei 
sinä auch die sicherheits- und finanzpoli­
tischen Belange der Bundesrepublik 
Deutschland zu berücksichtigen." 

Wer auch immer diese neue Konzeption 
entwickelt, darf Artikel 26 Abs. 1 des 
Grundgesetzes und § 6 Abs. 3, Nr 1 des 
Kriegswaffenkontrollgesetzes nicht außer 
acht lassen. Nach Artikel 26 Abs. 1 des 
GG sind "Handlungen, die geeignet sind 
und in der Absicht vorgenommen werden, 
das friedliche Zusammenleben der Völker 
zu stören, insbesondere die Führung eines 
Angriffskrieges vorzubereiten", verboten. 

Hier liegt die Grenze für die Erteilung von 
Genehmigungen für die Herstellung, Be­
förderung oder das lnverkehrbringen von 
Kriegswaffen. Eine Genehmigungsertei­
lung selbst kann den Tatbestand des Arti­
kels 26 Abs. 1 GG erfüllen. 

Diese Grenze besteht von verfassungs­
wegen und unabhängig davon, wie ein 
Ausführungsgesetz zu Artikel 26 Abs. 2 
mitsamt seinen Durchführungsverordnun­
gen und Richtlinien diese Grenze "nach ­
zeichnet". 

Ob Handlungen zur Friedensstörung 
geeignet sind, ist unter Zugrundelegung 
der realen internationalen Staatenpraxis 
zu beurteilen. Möglicherweise reicht be­
reits eine abstrakte Gefährdung des fried­
lichen Zusammenlebens aus. "Als stö­
rungsgeeignet sind daher anzusehen Hand­
lungen, die, gemessen an den objektiven 
Erfahrungen und realen Praktiken der in­
ternationalen Völkergemeinschaft, ad­
äquat kausal zu bewaffneten Auseinan­
dersetzungen im Sinne von Art. 2 Nr. 4 
der UN-Charta zu führen pflegen." (K. 
Hernekamp, Art. 26, Rd .Nr. 18 GG-Kom­
mentar) 

Andere Kommentato ren gehen sogar 
noch weiter. Bleckman n schreibt in 
"Grundgesetz und Völkerrecht" über das 
negative Verbot friedensstörender Hand­
lungen hinaus positiv eine Friedens­
pflicht, ein Friedensgebot vor, ja sogar ei­
ne Verpflich tung, " Entspannungspolitik 
zu betreib en, wenn dad urch berechtigte 
Interessen nicht beeinträchtigt werden." 

Bl ei bt nur zu hoffen, daß im Wege der 
geistig-rnoral ischen Erneuerung solcherlei 
Literatur auch An kl ang bei den Verant­
wortlichen findet . 



Der Kampf um Arbeitszeitverkürzung 

Ein Heer mißmutiger Greise? 
"Wenn das gesamte Arbeitsvolumen bei den gegenwärtigen Rahmenbedingungen nicht 
ausreicht, um allen Arbeitnehmern eine Beschäftigungsmöglichkeit zu bieten, dann muß 
die Arbeit so verteilt werden, daß jeder die Chance hat, eine gesellschaftlich nützliche 
Tätigkeit auszuüben." - "Arbeitsverkürzung, in welcher Form auch immer, ist ein un­
taugliches, ja sogar kontraproduktives Instrument zur Überwindung der Arbeitslosig-
keit." · 

Zwei Zitate, eines von Erich Herrmannvom Vorstand der Gewerkschaft Nahrung-Ge­
nuß-Gaststätten, und eines aus einem Flugblatt der "Aktionsgemeinschaft · Soziale 
Marktwirtschaft e.V." machen die Grenzlinien derBefürworterund der Gegner der all­
seits diskutierten Arbeitszeitverkürzung deutlich. 

Die Gewerkschaftsbewegung kehrt zu- genfür Mehr- und Schichtarbeit. 
rück zu den Wurzeln: Bereits in der Grün- Einen neuen Anlauf zu kürzerer Ar-
derzeit im vergangeneo Jahrhundert stand beitszeit unternahmen die organisierten 
mit der · Forderung, die · Arbeiter "nur Arbeiter in den fünfziger Jahren: Mit dem 
noch höchstens" zwölf Stunden in die Be- Slogan "Samstags gehört Vati mir" wurde 
triebe zu zwingen, Arbeitszeitverkürzung die Kampagne um die 40-h-Woche einge-
im Vordergrund und ist seitdem - wenn läutet. Es dauerte bis Mitte der sechziger 
auch bislang meist unter dem Aspekt Jahre, bis sich .die S-Tage-Woche gegen die 
menschenwürdiger Arbeitsbedingungen - Formel 6 X 8 = 48 und damit gegen die 
stete Forderung und mühselig, aber oft er- 6-Tage-Woche allgemein durchsetzte. 
folgreich verfochtenes Ziel. Nach dem Ein langer Weg, der sich in manchen 
Kampf um eine "normale Arbeitszeit" Bereichen nur schrittweise realisieren 
und den freien Sonntag - in langen Ar- ließ: ln der Druckindustrie sank die tarif-
beitskämpfen um die Jahrhundertwende liehe Wochenarbeitszeit im Oktober 1956 
erreicht - war der erste große Fortschritt von 48 auf 45 Stunden und ab 1963 kon-
die Einführung der 48 Stunden Woche: tinuierlich in Halbjahresschritten, bis 
1918 durchgesetzt von der Sozialdemo- schließlich im Oktober 1965 die 40-Stun-
kratie unter wesentlichem Beistand der den-Woehe Realität war. 
Gewerkschaften . Dies war im übrigen Die Geschichte zeigt, daß Erfolge bei 
bis heute die letzte gesetzliche Arbeits- der Arbeitszeitverkürzung seit 1918 im-
zeitregelung. Die Nazis, die jede Hand für mer gewerkschaftliche Erfolge waren, die 
ihre Rüstungsmaschinerie brauchten, ze- gesetzliche Arbe itszeitregelung ist seit der 
mentierten 1938 noch einmal die 48 Std./ Weimarer Republik nahezu unverändert. 
6-Tage-Woche mit großzügigen Regelun- Folgerichtig, wenn auch gegenüber der 

Kampf um Arbeitszeitverkürzung , die Gewerkschaften kehren zu ihren Wurzeln zurück 

Kampagne der fünfziger Jahre unter ver­
änderten ökonomischen Vorzeichen, un­
ternehmen die Gewerkschaften in einer 
Zeit von 2,5 Millionen Arbeitslosen einen 
erneuten Anlauf. Di~ IG Metall wird nach 
eigenem Bekunden "mit der Forderung 
nach der 35-Stunden-Woche in die Tarif­
bewegung 83/84 gehen". Welche Tabu­
Grenzen von den Arbeitgebern dagegen 
aufgebaut sind, zeigt nicht nur die 
Kampfansage der Marktwirtschaftsideolo­
gen der anfangs zitierten ASM. Das Insti­
tut der deutschen Wirtschaft bemüht sich 
mit einer 4 7-seitigen Hochglanzbroschüre, 
scheinbar schlagkräftige ökonomische Ge­
genargumente ins Feld zu führen. 

Die Arbeitgeber bauen ihre Hauptver­
teidigungslinie um folgende Argumenta­
tion : Die seit Anfang der siebziger Jahre 
beträchtliche Verteuerung der Produk­
tionskosten (wobei die Kostensteigerung 
des Produktionsfaktors Arbeit besonders 
beklagt wird) habe nicht nur zu einer Er­
trags- und Investitionsschwäche geführt, 
sondern auch viele Arbeitsplätze zu teuer 
werden lassen. Arbeitszeitverkürzung 
bringe einen Ausfall an Produktion urid 
eine weitere Zunahme der Kosten. Aus­
weg sei einzig die Rationalisierung und 
dort, wo Rationalisierung nicht weiter 
möglich sei, würde die wirtschaftliche 
Entwicklung weitere Arbeitsplätze ko­
sten . 

Fazit: "Die tarifvertragliche Arbeits-
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Zeitverkürzung ist im Kampf gegen die Ar­
beitslosigkeit kein taugliches Instrument. 
Denn wie eine Kürzung auch immer ausse­
hen mag: Sie steigert die Kosteri und ver­
schärft damit .die Probleme, mit denen die 
Betriebe ohnehin zu kämpfen haben, und 
sie wirkt eindeutig kontraprodukt·iv dann, 
wenn sie zu einem Schrumpfen von Pro­
duktion und Einkommen führt. Eine Ent­
lastung für den Arbeitsmarkt bringt sie 
nicht, unter Umständen verschärft sie so­
gar die Arbeitslosigkeit." 

1# w· DIE 
~ STUNDENWOCHE 

Gewerkschafter kann eine solche Ar­
gumentationskette nach der Parole "Ar­
beitszeitverkürzung nein - weil nicht 
sein kann, was (fü r den Arbeitgeber) nicht 
sein darf" nicht überzeugen. Ökonomen 
auch nich t. Mitarbeiter des gewerkschafts­
eigenen Wirtschafts- und Sozialwissen­
schaftlichen Instituts in Düsseldorf ver­
deutlichen die Beweggründe der Arbeitge­
ber für ihre starre Hai tu ng in Sachen Ar­
beitszeitverkürzung: ''Menschliche Ar­
beit(szeit) wird an die rentabilitätsorien­
tierten Erfordernisse der Produktion an­
gepaßt. Der Widerstand gegen Arbeitszeit­
verkürzung nimmt in dem Maße zu, wie 
diese erstens zur Verknappung des Ar­
beitskräfteangebots beitragen und zwei­
tens eine fle xible Personaleinsatzplanung 
erschweren." 

IST UNTRAGBAR 
UNDDERRUIN 

DER DEUTSCHEN 
WI~TSCHRFT . 

Die Arbeitnehmer-Ökonomen plädie­
ren auch für mehr Ehrlichkeit im Streit 
miteinander, indem sie Verständnis aufzu­
bringen versuchen für die Arbeitgebersei­
te: "Gewichtiger als Kostenaspekte müs­
sen aus Arbeitgebersicht die unterschiedli­
chen Wirkungen auf die Angebots-Nach­
frage-Reaktion auf .dem Arbeitsmarkt er­
scheinen". 

Ohne Zorn wird festgestellt, was dem 

Gegner nützt, daß z.B . auf der Arbeitge­
berseite "die Existenz einer industriellen 
Reservearmee als durchaus funktional" 
angesehen wird~ Und weiter: "Nützlich ist 
eine Arbeitskräftereserve in mehrerlei 
Hinsicht: Erstens bietet ein reichhaltiges 
Arbeitskräfteangebot stets günstige Vor­
aussetzungen, schnell und fl ex ibel auf 
wirtschaftliche Expansionen und struktu ­
re llen Wa ndel zu reagieren. Zweitens läßt 
sich die strukturelle Zusammensetzung 
der Belegschaften besser und gez ielter 
nach Le istu ngs- und Verhaltenskriterien 

Arbeitszeitverkürzung - sinnlos, weil zu teuer? 

Eine Politik der "kleinen Schritte" würde) berechnet und festgestellt, daß 
würde nach Ansicht der Gewerkschaften durch Produktivitätssteigerungen (auf-

1nicht zu dem erwarteten Beschäftigungs- grund der Arbeitszeitverkürzung), durch 
1 effekt führen, sondern (so IG-Chemie Erhöhung der Arbeitsintensität und durch 

Chef Rappe) "ganz im Gegenteil die bec Organisationsänderungen der tatsächliche 
troffenen Arbeitnehmer über schärferen Nettoeffekt auf 57 % geschmolzen ist. 
Rationalisierungsdruck erhöhten gesund- Weiter noch: Ein Teil dieser zusätzli­
heitlichen Gefahren aussetzen". Für die chen Beschäftigung hat die "stille Reser­
Gewerkschaften ist nur eine Arbeitszeit- ve" derjenigen, die nicht arbeitslos gemel­
verkürzung in "großen Sprüngen" erfolg- det waren, aufgefangen. Ergebnis: Der ei­
versprechend. gentliehe Arbeitslosenentlastungseffekt 

Tatsache ist, daß durch stundenweise betrug für den Untersuchungszeitraum 
Arbeitszeitverkürzung keine Entlastung 38 %. Es ist fraglich, ob diese Zahl auch 
auf dem Arbeitsmarkt erreicht werden für die derzeitige Situation zutrifft, denn 

I kann. . Die "Milchmädchenrechnung" eine Erhöhung der Arbeitsintensität und 
i (1 Std. Arbeitszeitverkürzung = 2,5 % Organisationsänderungen wie in den sieb­
: Arbeitsvolumen = o ,6 Millionen Arbeits- zigern sind heute kaum noch möglich, 
: plätze) geht nicht auf: Das Institut für und die "stille Reserve" dürfte auch we-

Arbeitsmarkt- und Berufsforschung hat sentlich geringer sein als vor fünf bis zehn 
für die Zeit von 1973- 79 den Bruttobe- Jahren. Selbst wenn diese 38% das letzte 
schäftigungseffekt der Arbeitszeitverkür- Wort sein sollten; bei einer Verkürzung 
zung (der eintreten würde, wenn jede Ar- der Wochenarbeitszeit von 40 auf 35 
beitszeitverkürzung zu einer entsprechen- Stunden würden über 1,1 Millionen neue 
den Zahl von Neueinsteilungen führen Arbeitsplätze geschaffen . ...... -~----------------·-----.;..--------..;..-------------------------------~ 
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Vorwärts 

aussieben. Und drittens verschieben sich 
die strategischen Verhandlungspositionen 
weiter zugunsten der Arbeitgeber." 

Der Widerstand ist also erklärbar 

F ließbandarbeit: F luch oder Fortschritt? 

doch lassen sich die wirtschaftlichen Ar­
gumente schlüssig widerlegen? Relativ ein­
fach haben es die Gewerkschaften den Ar­
beitgebern bisher mit der schlichten For­
derung nach "Arbeitszeitverkürzung bei 
vo llem Lohnausgleich" gemacht. Diese 
Bastion - wohl eher für die eigenen Mit­
glieder und deren Portemonnaies aufge­
baut - wird zunehmend durch realisti­
schere Positionen ersetzt. 

Man spricht auf Gewerkschaftsseite of­
fen von den Kosten , die bei einer Arbeits-



Zeitverkürzung zu zahlen sind - und wer 
sie zu zahlen habe (siehe Kasten "Arbeits' 
Zeitverkürzung sinnlos, weil zu 
teuer?"). Die Diskussionsbereitschaft der 
Gewerkschaften drängt die starren Gegner 
einer jeden Änderung zunehmend ins Ab­
seits. Auch die parlamentarischen Batail­
lone der Unternehmer beginnen , wenn 
auch widerstrebend, darüber nachzuden­
ken , daß man Arbeit neu verteilen muß. 

Unter dem · Druck anhaltend hoher Ar-

Fortschritt weitergeben 

"Ich bin vielmehr der Meinung, daß es 
sinnvoll ist, die hohen Produktivitätsfort­
schritte, die wir zur Zeit haben, nicht nur 
den Unternehmen zugute kommen zu las­
sen, sondern teilweise auch in Form von 
kürzerer Arbeitszeit an die Beschäftigten 
weiterzugeben." (Hans-Jürgen Krupp , 
Mitglied des Sachverständigenrates und 
im "Vormärz" wirtschaftspolitischer Be­
rater des SPD-Kanzlerkandidqten Hans­
Jochen Vogel) 

Lohnkostenzuschuß 

"Ich stelle mir vor, daß diese Regelung 
ein Angebot des Staates beinhaltet, bei ei­
ner tariflich vereinbarten Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit auf 36 oder 35 Stun­
den einen finanziellen Beitrag zur Dek~ 
kung der Kosten von Neueinsteilungen zu 
leisten. Im einzelnen könnte die Regelung 
so aussehen, daß der Arbeitgeber, der das 
durch die Arbeitszeitverkürzung frei ge­
wordene Arbeitsvolumen durch Neuein­
stellungen ersetzt, für einige Jahre einen 
50-%-igen Lohnkostenzuschuß der Bun-

Hermann Rappe : nicht umsonst 
desanstalt für Arbeit erhält (der im übri­
gen aus dem eingesparten Arbeitslosen­
geld finanziert werden könnte!). Der rest­
liche Teil der Kosten müßte im Rahmen 
der Tarifverträge beim Ausmaß der Lohn­
erhöhungen berücksichtigt 'Werden . .. Ar­
beitszeitverkürzungen in diesem Ausmaß 
gibt es tarifpolitisch nicht umsonst." 
(Hermann Rappe, SPD-MdB und Vorsit­
zender der IG Chemie) 

/!i 
ARBEITSAMT 
Schnelldienst­
Vermilllung 

Arbeitsminister Blüm, Arbeitslose : Lieber weniger als gar keine Arbeit 

beitslosigkeit erkennt man periphere Auf- Betrachtung, wenn es um Lebensarbeits-
weichungserscheinungen. Das Institut der Zeitverkürzung geht: "Die 'Alten'- unter 
deutschen Wirtschaft argumentiert zwar moralischem Druck?" - "Zwangspensio-
aus dem Vollen gegen "Arbeitszeitverkür- nierung" - " .. durch Frühpensionierung 
zung bei vollem Lohnausgleich", macht ein Heer mißmutiger Greise .. " 
aber vorsichtigerweise gleich dahinter die Arbeitszeitverkürzungen sind also aus 
Rechnung auf, daß auch Arbeitszeitver- Arbeitgebersicht nicht nur sinnlos und 
kürzungen ohne diese Bedingung keinen ökonomisch schädiich, sondern auch ar-
rechten Nutzen hätten : Der "gesamte beitspsychologisch fragwürdig. Das heißt 
Spielraum, der für kostenneutrale Lohner- aber nicht, daß Unternehmer keine Phan-
höhungen und andere soziale Verbesse- tasie hätten, was den zukünftigen Arbeits-
rungen, ein~chließlich Arbeitszeitverkür- markt angeht. Nur muß die Frage nach 
zungenzur Verfügung" stehe, mache gera- dem "cui bono" richtig beantwortba 
de 2,5 % (= Zunahme der Arbeitsproduk- sein : "Gute Beispiele sind das Job-Sharing 
tivität im Jahr) aus. Diese 2,5 % , würde (zwei Beschäftigte teilen sich einen Ar-
man sie in die Arbeitszeitverkürzung stek- beitsplatz) und das Angebot an Teilzeit-
ken, böten natürlich keinen Spielraum arbeitsplätzen", denn diese Regelungen 
mehr für Lohnerhöhungen . Und hier er- können "betriebsindividuell, also maßge-
hebt das Institut seine warnende Stimme: recht geschneidert und damit sinnvoll iri 
Ob denn die Arbeitnehmer mehr Freizeit die Betriebsstruktur eingepaßt werden". 
durch "weniger Einkommen und Kon- Was ftir die Betriebe gut ist, ist es auch 
sum" einhandeln möchten ? Ein geschick- gut für die Arbeitnehmer? Die Wissen-
ter Dreh: Der Verzicht auf Nominallohn- schaftler des DGB entdecken den Pferde-
steigerung (von Reallohnsteigerung ist ja fuß des Arbeitgeberangebots: Alle Arten 
seit zwei Jahren keine Rede mehr) wird in der fle xiblen und individuellen Arbeits-
dramatische Einkommensverluste umge- zeitregeJung "können dadurch allgemein 
deutet. Als ob der Arbeiter nach der Ar- charakterisiert werden, daß sie durchweg 
beitszeitverkürzung tatsächlich "weniger" zu Lasten der Beschäftigten gehen". 
in der Lohntüte hätte . In Wirklichkeit hat Als Fazit der Diskussion um Arbeits-
er eben nicht "mehr"; aber daß Arbeit- . zeitverkürzurig bleibt: Die verhärteten 
nehmerein Solidaropfer für ihre arbeitslo- Fronten müssen durchlässig, die Tabus 
sen Kollegen bringen könnten, dieser Ge- abgebaut werden. Es geht nicht nur um 
danke paßt nicht in Unternehmerköpfe. die statistsiehe Zahl der Arbeitsplätze, es 

Die Schwarzmalerei in Sachen Wo-
chenarbeitszeitverkürzung · und die miß­
trauischen Blicke auf gewerkschaftliche 
Überlegungen (Zitat: " .. die angesichts 
des bekannten Standpunktes der Gewerk­
schaften rein theoretische Frage nach den 
Auswirkungen einer Arbeitszeitverkür­
zung wirklich ohne jeden Lohnaus­
gleich .. ") weichen einer moralisierenden 

geht daum, ob sich eine hochentwickelte 
Industrienation über 2 Millionen Dauer­
arbeitslose leisten kann, ohne daß es zu 
gesellschaftlichen und sozialen Verwer­
fungen kommt, deren politische Folgen 
zwar denen der späten zwanziger und be­
ginnenden dreißiger Jahre dieses J ahrhun­
derts nicht exakt entsprechen müssen -
aber Ähnlichkeiten wird man schon vor-
finden können. 
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Nicaragua in der Medienberichterstattung 

Ost-West-D.enkgewohnheiten 

Der Frankfurter-Rundschau-Mitarbei­
ter Anton-Andreas Guha hat kürzlich (FR 
29.4.83. sowie am folgenden Tag in der 
Deutschlandfunk-Sendung "Informatio­
nen am Mittag") das politische Geschehen 
in Mittelamerika und die Politik der USA 
gegenüber dieser Region in einer Weise 
kommentiert, wie man sie in bundesdeut­
schen Medien keineswegs alle Tage zu le­
sen oder zu hören bekommt. 

Ausgehend von Reagans Erklärung, 
Mittelamerika sei der "Vorgarten der 
USA" und daher fiir die Sicherheit der 
USA und der "freien Welt" besonders 
wichtig, bemerkt Guha: Die gegenwärtige, 
fast auschließlich an militär- und macht­
politischem Denken orientierte Mittel­
amerika-Politik der US-Regierung sei kei­
neswegs eine Erfindung des "Cowboys" 
Ronald Reagan ; vielmehr fuße sie auf ei ~ 

ner langen, bis in die Zeit der Monroe­
Doktrin von 1823 ("Amerika den (US-) 
Amerikanern!") zurückreichenden außen­
politischen Tradition. 

teinamerikas verwickelt", oder gar: in ih­
rem aufrichtigen und ehrenwerten Bestre­
ben, Freiheit, Demokratie und andere ed­
le Werte der "westlichen" Welt vor den 
drohenden Gefahren des Weltkommunis­
mus zu schützen, ließen sich die Amerika­
ner "naiver- und ungeschickterweise" lei­
der immer wieder dazu verleiten, den 
kommunistischen "Teufel" mit Hilfe re­
aktionärer oder gar faschistischer "Beelze­
buben" fernhalten zu wollen. 

Besagte Politiker und Medienleute 
würden sich dann vielleicht auch nicht 
mehr damit begnüg~n, in der Reagan-Prä­
sidentschaft nur so eine Art "Panne" in 
der politischen Geschichte der USA zu se­
hen - haben sich doch auch unter Präsi­
denten wie Eisenhower, johnson, Nixon 

diese derzeit die Lösung von allerlei inne­
ren Problemen fiir vordringlicher hält als 
"freie Wahlen", oder weil die Sandinisten 

die Privilegien der Reichen zugunsten so­
zialer Verbesserungen für das Riesenheer 
der armen und unterprivilegierten Mitbür­
ger beschnitten haben oder vielleicht 
noch weiter beschneiden! Vielleicht wür­
de man sich dann auch mehr Mühe geben, 
die innere und äußere Situation eines 
Landes wie Nicaragua und die sich daraus 
ergebenden politischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Notwendigkeiten besser zu 
verstehen. 

Was also eine · sachgerechte Behand­
lung solcher für die politische Meinungs­
bildung so wichtigen Fragen angeht, so 
läßt der größte Teil unserer Medienwelt 
da noch immer allerhand zu wünschen üb­
rig - und zwar nicht nur der größte Teil 
unserer Presseorgane, sondern auch unse­
re öffentlich-rechtlich organisierten 
Rundfunk- und Fernseheinrichtungen, in 
deren Statuten doch eine besondere Ver­
pflichtung zum Sich-Einsetzen für Wahr­
heit und Objektivität, fürso~iale Gerech­
tigkeit und internationale Verständigung 

Seit jener Zeit hätten die USA immer 
wieder die lateinamerikanischen Staaten 
mit militärischen und sonstigen Macht­
mitteln unter Druck gesetzt, um die dorti­
gen Verhältnisse und Entwicklungen im 
Sinne ihrer eigenen wirtschaftlichen und 
strategischen Interessen zu beeinflussen. 
Freilich hätten frühere US-Präsidenten 
dies nicht, wie Reagan, unter dem Zei­
chen eines gottgewollten "Kreuzzugs ge­
gen den Kommunismus" getan; vielmehr 
hätten sie mit "geradezu entwaffnender 
Nüchternheit" postuliert, daß interve­
niert werden müsse, wenn das "Kapital 
unserer fleißigen Bürger bedroht sei. 
Guha hält es fü r möglich, daß auch Ro­
nald Reagan ("unwissentlich") ein 
Sprachrohr solcher Kapitalinteressen ist. 

Von den USA unterstützte Exil-Nicaraguaner: "außenpolitische Traditionen" 

Sicher, Guhas Erkenntnisse und Über­
legungen sind keineswegs brandneu. Man 
kann das alles ausführlich in Büchern wie 
"Die offenen Adern Lateinamerikas" 
(von dem Uruguayer Eduardo Galeano) 
oder "Lateinamerika, Hinterhof des US­
Imperialismus" (von Sergio Arce Marti­
nez) nachlesen, die schon seit zehn bis 
fünfzehn Jahren in deutscher Überset­
zung vorliegen. 

Umso befremdlicher muß es erschei­
nen, daß hierzulande die meisten Politi­
ker und Medienleute anscheinend von sol­
chen Hintergrunddarstellungen bis jetzt 
kaum Notiz genommen haben. Sonst 
könnten sie wohl schwerlich immer wie­
der sagen oder schreiben, unsere amerika­
nischen Verbündeten seien "auf tragische 
Weise in die Probleme und Konflikte La-
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und Ford -ja sogar unter so sympathisch 
wirkenden Demokraten und Menschen­
rechtsaposteln wie John F. Kennedy und 
J immy Carter -genügend Dinge ereignet, 
die sich durchaus mit der Reaganschen 
Mittelamerikapolitik vergleichen lassen, 
z.B. der Vietnam-Krieg, die Militär- und 
CIA-Aktionen zum Sturz progressiver 
Regierungen in Guatemala, Chile und der 
Dominikanischen Republik, die Unter­
stützung des Schah-Regimes im Iran und 
des Somoza-Regimes in Nicaragua, die 
Schweinebucht-Aktion gegen das Kuba 
Fidel Castras usw. 

Andererseits: Hätten besagte Politiker 
und Medienleute sich eingehender mit 
den Ausführungen von Sachkennern wie 
Galeano und Arce Martinez beschäftigt, 
dann würden sie vielleicht auch nicht 
immer wieder eine Regierung wie diejeni­
ge der Sandinisten in Nicaragua als "zu­
nehmend undemokratisch" tadeln, weil 

verankert ist. 
Das hängt - abgesehen von gewissen, 

noch immer bei uns nachwirkenden "eu-
rozentristischen" Denktraditionen 
weitgehend mit dem allgemeinpolitischen 
Klima zusammen, das sich vor allem seit 
dem Ende des Zweiten Weltkriegs bei uns 
und in vielen anderen "westlichen" Län­
dern herausgebildet hat - also nicht zu­
letzt mit der weitverbreiteten Gewohn­
heit, das Weltgeschehen weitgehend in das 
Denkschema des "Ost-West-Konflikts" 
einzuordnen, also auch ein Denken in 
"Freund-Feind-Kategorien''. 

Deshalb sträubt man sich bei uns weit­
gehend dagegen, den USA eine "imperia­
listische" oder "brutal-repressive" Politik 
zuzutrauen - sind doch schließlich die 
US-Amerikaner unsere engen Freunde 
und Verbündeten, mit denen wir im ge­
meinsamen Kampf für die Verteidigung 
unserer "westlichen Wertegemeinschaft" 
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(CDU-Vokabular} verbunden sind, deren 
Hilfe wir - wie uns immer wieder einge­
trichtert wird - unseren wirtschaftlichen 
Wiederaufschwung nach dem letzten 
Weltkrieg und unsere "Zugehörigkeit zur 
Gemeinschaft des freien Westens" zu ver­
danken haben. So kam es, daß nicht nur 
unsere Politiker, sondern auch die mei­
sten Medienleute in unserem Land sich 
bei der Darstellung der USA-Politik in 
verschiedenen Weltregionen bewußt oder 
unbewußt mit "Giacehandschuhen" ver­
sahen und sich auch heute noch weitge­
hend damit versehen, sieht man einmal · 
von einigen besonders scharfsinningen 
und couragierten Journalisten wie Anton­
Andreas Guha ab. 

Unsere Medien haben sich lange Zeit 
hindurch herzlich wenig dafür interessiert; 
was die politischen und sozialen Probleme 
und Mißstände in einer Region wie Mittel­
amerika betrifft. Man sprach allenfalls 
von "Bananenrepubliken, in denen alles 
drunter und drüber geht". Während der 
fünfziger und sechziger Jahre war das 
Augenmerk unserer Medien - ganz im 
Sinne jenes Ost-West- und Freund-Feind­
Denkens - hauptsächlich auf tatsächliche 
oder vermeintliche Mißstände in Ländern 
des "Ostblocks" oder des "kommunisti­
schen Totalitarismus" fixiert; dort regi­
strierte man sorgfaltig und kontinuierlich 
jeden Fall von Repression oder Menschen­
rechtsverletzungen, von wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten, vom Versagen staatlicher 
Stellen oder von oppositionellen Regun­
gen. Seitdem hat sich dieses Ungleichge­
wicht um einiges verringert, nicht zuletzt 
dank dem weltweiten Echo, welches die 
politischen Bewegungen in verschiedenen 
Teilen der Dritten Weit gefunden haben, 
und nicht zuletzt auch dank den politi­
schen Klimaveränderungen, welche sich 
seit der APO-Zeit auch in unserem eige­
nen Land ergeben haben. Aber zu spüren 
ist solches Ungleichgewicht auch heute 
noch vielfach (man vergleiche z.B. Polen 
einerseits, Türkei oder Mittelamerika an­
dererseits}. Jene antikommunistisch aus­
gerichteten· "Ost-West"-Denkgewohnhei­
ten bringen es auch mit sich, daß viele 
Journalisten auch heute noch für opposi­
tionelle Strömungen in Ostblockländern 
weit mehr Interesse und Aufgeschlossen­
heit zeigen als fiir "linke" Oppositions­
oder Befreiungsbewegungen (für letztere 
wird auch heute manchmal noch die dis­
kriminierende Bezeichnung "Extremi­
sten" verwendet} . Besonders negativ 
wirkt sich diese Einstellung auf die Infor­
mation über die Entwicklung in Nicaragua 
aus, aber auch in den Fällen Guatemala 
und EI Salvador dürfte sie es vielen Bür­
gern unseres Landes schwer machen, sich 
ein konkretes Bild von der dortigen Situa­
tion zu machen, etwa von den Verhältnis­
sen in den von der Befreiungsbewegung 
kontrollierten Gebieten EI Salvadors. 

Hans-Georg Koll 

Der maschinenlesbare Personalausweis: 

,,Man lese und staune'' 
Ihr Siegeszug ist kaum mehr aufzuhal­

ten. ·Jene Plastikkartim mit Magnetstrei­
fen, die als Sesam-öffne.dich für die Zu-

. fahrt zur Tiefgarage, als Türöffner im Bü­
ro, als Scheckkarte für den Geldautoma­
ten und den Kontoauszugsdrucker schein­
bar unser Leben erleichtern. 

Alle diese Karten enthalten kodierte In­
formationen über den Inhaber, so daß der 
Computer genau weiß, wann Sie die Tief­
garage benutzen, wann und wie oft der 
Angestellte im Büro zur Toilette geht, 
wann und wo Sie Ihr Geld abheben etc. 
etc. 

Bei diesen Segnungen der Technik will 
auch der Staat nicht länger zurückstehen 
und deshalb gibt es ab 1.11 .84 den neuen , 
maschinenlesbaren Personalausweis. 

Bald wird dann auch die Polizei flä­
chendeckend mit kleinen, handlichen 
"Lesegeräten" ausgerüstet sein, die über 
Funk mit dem Zentralcomputer verbun­
den sind. Und ausweispflichtig sind nach 
§ 1 des neuen Gesetzes alle Deutschen, 
die das 16. Lebensjahr vollendet haben 
und der allgemeinen Meldepflicht unter­
liegen. 

Da das Gesetz aus sozial-liberalen Zei­
ten stammt, wurde Datenschutz natürlich 
groß geschrieben. Fast ein Drittel des ge­
samten Gesetzestextes steht unter der 
Überschrift "Datenschutzrechtliche Be­
stimmungen". Und da heißt es vertrauens­
erweckend in § 3 Abs. 1: 

"Der Personalausweis und der vorläufige 
Personalausweis dürfen weder Fingerab­
drücke noch verschlüsselte Angaben über 

die Person des Inhabers enthalten. Die 
Serien-Nummer darf keine Daten über 
die Person des Ausweisinhabers oder 
Hinweise auf solche Daten enthalten." 

Aber die fo lgenden Absätze des § 3 
hebein diesen hehren Grundsatz aus. Da­
nach dürfen die Personalausweisbehörden 
(Meldeämter} die Serien-Nummer zur 
"Erschließung ihrer Dateien" verwenden, 
wobei man wissen muß, daß zwischen Po­
lizei und Meldeämtern ein regelmäßiger 
Datenaustausch stattfindet. 

Ferner darf der Personalausweis zur 
automatischen Einrichtung oder Erschlie­
ßung von Dateien zum Zwecke der Grenz­
kontrolle und der Fahndung aus Gründen 
der Strafverfolgung und - man lese und 
staune - der Gefahrenabwehr verwendet 
werden. Damit ist der ganze Bereich poli­
zeilicher, ordnungsbehördlicher und ge­
heimdienstlicher Tätigkeit abgedeckt. Die 
Serien-Nummer erfüllt damit voll und 
ganz die Funktion der als verfassungs­
rechtlich bedenklich eingestuften Perso­
nen-Kennziffer. Einmal mehr verberge·n 
sich hinter der Überschrift "Datenschutz" 
in Wahrheit Datenweitergabeermächti­
gungsbestimmungen. 

Wie das Volkszählungsgesetz ein Pro­
dukt aus dem Hause Baum. Innenmini­
ster Zimmermann wird seine Freude 
daran haben. 

Die Rechtsverordnung zur Bestim­
mung der Muster der neuen Personalaus­
weise hat er bereits erlassen. 

Hanspeter Knirsch 
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DDR Staatsbürgerschaft 

Anstoß in der Ostpolitik 
Als die Jungdemokraten auf ihrer Bundesdelegiertenkonferen~ 1980 die Anerken­

nung der DDR-Staatsbürgerschaft forderten, rückte FDP-Chef Genscher die J ungdemo­
kraten "in eine nie dagewesene Ferne von der FDP". Thilo Schelling wurde damals zum 
stellvertretenden Bundesvorsitzenden der DJ D mit dem Ressort Frieden und Internatio­
nales gewählt und rechtfertigte die Position der Jungdemokraten seitdem in vielen De­
batten. Er zeichnet die Entwicklung dieser Diskussion und damit die Entwicklung der 
Deutschlandpolitik in den vergangenen Jahren nach. Heute ist Schelling stellvertretender 
Vorsitzender der Liberalen Demokraten, die auf ihrem Parteitag in Kassel Anfang Mai 
einen Antrag zur Anerkennung der DDR-Staatsbürgerschaft beschlossen. 

Die Ortsbeschreibung der Jungdemo­
kraten . zur Zeit der Bundesdelegierten­
konferenz von Grünberg - vorgenommen 
vom Bundesaußenminister dieser Repub­
lik -muß niemanden mehr schrecken. 

Zur Erinnerung: Es ging um die Frage 
der DDR-Staatsbürgerschaft und damit 
des Verhältnisses der beiden deutschen 
Staaten zueinander. 

Zur weiteren Auffrischung der Erin­
nerung: Nicht erst, seit Genscher am Ka­
binettstisch Strauß und die Seinen (die 
er zum monatlichen Rapport nach Mün­
chen bestellt hat) Platz genommen haben, 
läuft in der Deutschlandpolitik nichts 
mehr. 

Über kleine Nadelstiche hinaus, wenn 
·einmal wieder eine Seite die Verletzung 
des Berlin-Abommens durch die andere 
Seite rügt oder über das trüb-dünne Kom­
munique des Schmidt/Lambsdorff-Besu­
ches am Werbelin-See hinaus, hat es keine 
qualitativen Schritte und Veränderungen 
gegeben . 

von Cordes Koch-Mehrin wurde ein Be­
schluß des Inhalts der D J D-Bundesdele­
giertenkonferenz gefaßt, der vom FDP­
Landesvorstand allerdings "kassiert" 
wurde. 

Als im Februar 82 Werner Lutz als 
DJD-Chef eine Delegation in der DDR 
·leitete, wurden auch diese Probleme 
diskutiert. ln Gesprächen - u.a. mit dem 
1. Sekretär der FD L Egon Krenz - zu 
denen streitig Standpunkte dargeleggt 
wurden, kam der Anteil der Jungdemo-

tenden Bundestagsfraktionsvorsitz fUhrt). 
Genscher .und die FDP rühmen sich, 

gegen die immer dreisteren Störmanöver 
aus München das Bollwerk zu sein und 
hoffen (von Landtagswahl zu Landtags­
wahl verzweifelter), daß die Bürger ver­
gessen daß diese FDP es war, die es fertig­
gebracht hat, daß die Kalte-Kriegs-Sirenen 
der CSU überhaupt Relevanz besitzen. 
Ohne die "Wende" . würde Strauß im 
Bayern-Kurier und im Deutschlandmaga­
zin seine Schlicht-Analysen von Gut und 
Böse in dieser Weit verbreiten dürfen. 
Heute dagegen - durch Genscher - hat 
man ihn real zu fürchten. 

Auf der Bundesdelegiertenkonferenz 
der Jungdemokraten, auf der alle diplo­
matischen Gäste in einem Gesprächskreis 
mit William Borm und Uli Krüger zusam­
mengekommen ware, umrissen diese bei­
den das deutschlandpolitische Engage­
ment der LD. KrUger kündigte an, daß die 
Liberalen Demokraten aktiv in die 
deutsch Iandpiitische Diskussion mit eige­
nen Vorschlägen eingreifen würden. Zu­
gleich bot er der Liberaldemokratischen 

Im GegenteiL Eine gemeinsame Ent­
schließung der Länderkultusminister zur 
Behandlung der deutschen Frage im 
Schulunterricht las sich wie Originalton 
CDU und mal wieder fragte man sich, wie 
Sozialdemokraten daran wohl mitgewirkt 
haben können. Diese Empfehlungen spür­
ten die Jungdempkraten in ihrer interna­
tionalen Arbeit sofort. Sie waren eben 
wieder ein Stück Kalter Krieg. 

Hemmnis für mehr Duchlässigkeit:Streit um die Anerkennung der Staatsbürgerschaft 

ln dieser Situation hatten die Jungde­
mokraten den Versuch unternommen, im 
Sinne von Entspannung und Verständi­
gung und zur Ausfüllung des Geistes det 
Ostverträge vertrauensbildende Schritte 
anzuregen und überhaupt Bewegung in 
diese Diskussion zu bringen. 

Uns kam es damals nicht darauf ari, 
einen staatsrechtlich wasserdichten Ge­
setzentwurf vorzulegen (das kann auch 
nicht Aufgabe eines politischen Jugend­
verbandes sein}, sondern wir wollten eine 
politische Forderung erheben, die uns dis­
kussionsreif schien. 

Günter Gaus hatte diese Frage als Lei­
ter der Ständigen Vertretung im "Stern" 
in unserem Sinne dargelegt und disku­
tiert, im zuständigen Bundesfachausschuß 
der FDP wurde sie unter Leitung William 
Borms diskutiert, im zuständigen NRW­
Landesfachausschuß unter dem Vorsitz 
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kraten am Entspannungsprozeß sehr deut­
lich zur Geltung. Dies berücksichtigend 
nutze Krenz den Empfang für Werner 
Lutz dazu, der Presse mitzuteilen, daß die 
DDR ab sofort einen Jugend-touristischen 
Austausch in großer Zahl anbiete. Die 
Modalitäten sind inzwischen vertraglich 
mit dem Bundesjugendring geregelt, die 
ersten Jugendgruppen von hüben wie drü­
ben haben ihre Besuche gemacht. 

Aber die Zeiten haben sich geändert: 
Diejenigen, die in der FDP für konkre­

te Schritte in der Entspannungs- und 
Deutschlandpolitik eingetreten sind, ha­
ben diese Sorte Genscher-Liberalismus 
verlassen (William Borm und Cordes Koch 
Mehrin leiten heut~ Fachausschüsse der 
Liberalen Demokraten) oder haben . sich 
andienend zur Unkenntlichkeit verformt 
(was dann zu Kampfkandidaturen Ronne­
burger gegen Hirsch um einen stellvertre-

Partei der DDR- bei allen Unterschieden 
im Selbstverständnis dieser Parteien -
Gespräche über den Fortgang der Ent­
spannungspolitik an. So werden Krüger . 
und Borm noch in diesem Jahr zu Gesprä­
chen in die DDR reisen. 

Vor . diesem Hintergrund sind 
Aktivitäten in der Parteiin Richtung 
auf neue Anstöße in der Ostpolitik zu · 
sehen: 

Frontstellung zu Zimmermanns Ver­
ständnis der Ostverträge (mühsam von 
Kohl gekittet) 
Unterstützung vertrauensbildender 
Schritte mit der Volksrepublik Polen 
(die Vertriebenenverbände bekommen . 
wieder Oberwasser) 
Anerkennung einer eigenen Staatsbür­
gerschaft flir die Bundesrepublik 
Deutschland und die DDR , 
Vorschlag eines Friedensvertrages zur 



Regelung der Verhältnisse in Europa. 
All dies sind Schritte, die voller Gut­

willigkeit im Bestreben um Verständigung 
unternommen werden. Wenngleich m.E . 
kein einziger Staat in Europa an einem 
Friedensvertrag interessiert ist und dieser 
schon an der Teilnehmerfrage scheitern 
dürfte, so drückt doch auch dieser Vor­
schlag das Bemühen nach neuen Schritten 
aufeinanderzu aus. 

Daß wir bei der Frage der Regelung 
der Staatsbürgerschaft peinlich genau auf 
die Rechte der Berliner im Westen der 
Stadt achten, versteht sich. Wir respektie­
ren, daß nach dem Vier-Mächte-Abkom­
men West-Berlin nicht Bestandteil der 
Bundesrepbulik ist; dort ist aber auch 
festgeschrieben, ·daß gewachsene Bindun­
gen fortbestehen s.ollen (einmal ganz da­
von abgesehen, daß .unsere !<olleg(inn)en 
im LV West-Berlin der aktivste Landesver­
band überhaupt sind und wir aus ganz 
parteiegoistischen Gründen unsere Parade­
truppe brauchen). 

Aber im Ernst: Der Einsatz flir die 
Entspannungspolitik - so "unaktuell" 
er gerade jetzt erscheint - ist nötiger 
denn je. 

ln diesem Jahr werden wir in bilatera­
len Gesprächen, in Programinanstößen, in 
Studienreisen unser Engagement umset­
zen . Der gute Kontakt zu den Botschaf­
ten und die Austauschprogramme sind 
hier Ausgangspunkte für Aktivitäten auch 
des einzelnen Mitglieds. 

Interessenten an internationalen Maß­
nahmen - an Entspannungspolitik kon­
kret - mögen sich in der Bundesge­
schäftsstelle der Liberalen Demokraten 
melden. 

Beschluß des III . Parteitages der Liberalen 
Demokraten am 1. Mai 1983 in Kassel : 

Neuregelung der Staatsbürgerschaft 
I . Unter der Voraussetzung des Fortbe­

stehens ·der deutschen Staatsangehörig­
keit ist eine Staatsbürgerschaft der 
Bundesrepublik Deutschland neu ein-

zuführen , die - dem britischen Vor­
bild von 1948 folgend - den deut­
schen Staatsangehörigen mit Wohnsitz 
in der DDR oder in den Oder-Neiße­
Gebieten das Recht einräumt, nach 
Verlegung des Wohnsitzes in die Bun­
desrepublik oder nach West-Berlin die­
se nach Abgabe einer entsprechenden 
Erklärung zu erwerben. 

2. Im Rahmen der Neuregelung des 
Staatsangehörigenrechts ist daher der 
Deutschen-Begriff des . Grundgesetzes , 
Artikel 116 , im folgenden Sinn neu zu 
bestimmen: "Deutscher im Sinne des 
Grundgesetzes ist, wer die Staatsange­
hörigkeit der Bundesrepublik besitzt". 

3 . Im Einvernehmen mit den Allüerten 
und der DDR ist sicherzustellen, daß 
diese Neuregelung der Staatsbürger­
schaft das Gebiet Berlins (West) voll­
ständig miteinbezieht. 

4 . Die Staatsbürgerschaft der DDR ist an­
. zuerkennen . 

Bildung gegen den Modetrend 

"Mehr Bildung, mehr Arbeitsplätze -
Notwendigkeiten einer bildungspoliti­
schen Offensive?" hieß das Motto eines 
zweitägigen Kongresses der Liberalen De­
mokraten am 14./15 . Mai in Bremen. 
Über 80 Teilnehmer der Fachkonferenz, 
darunter zahlreiche interessierte LD-Mit­
glieder aus dem ganzen Bundesgebiet, de­
battierten zwei Tage darüber, wohin die 
bildungspolitische Reise gehen solle. 

LD-Sprecher Prof. Dr. Hans-W. Al­
berts: "Darum haben wir Referenten ein­
geladen, die durchgerechnet haben, wie 
man bildungspolitische Reformvorstellun­
gen und Lehrerbeschäftigung trotz leerer 
öffentlich er Kassen schaffen könnte." So 
malte denn Peter Grottian von der Uni­
versität Berlin das Bild einer utopischen 
Tarifrunde, als er ausführte, Bundesinnen­
minister Zimmermann habe soeben das 
Ergebnis der Tarifverhandlungen im öf­
fentlichen Dienst bekanntgegeben Anm. 
der Redaktion: Wir werden Grottians 
Ausführungen in der nächsten Ausgabe 
der /d dokumentieren) . 

Danach werde ab sofort die 37-Stun­
den-Woche eingeführt, die unteren Lohn­
gruppen erhielten vollen Lohnausgleich, 
für die oberen gäbe es eine Gehaltsminde­
rung. Auf diese Weise wären bei Reinve­
stition der eingesparten Gelder 200.000 
bis 300.000 neue Arbeitsplätze zu schaf­
fen , ohne daß der Bürger zur Finanzie­
rung von Arbeitsplätzen u.a. in den Prob­
lembereichen Schule, Hochschule und So­
zialarbeit seinen Gürtel enger zu schnallen 
hätte. 

Der Beifall des Auditoriums für Grot­
tian offenbarte, daß die meisten Anwe­
senden durchaus Sympathie für die tabu ­
brechenden Vorstellungen des Berliner 
Professors zeigten. 

Der Bundesvorsitzende der Liberalen 
Demokraten, Ulrich Krüger, zeigte zu Be­
ginn des Kongresses auf, worum es den 
Liberalen mit der Fachkonferenz 'ging: 
" .. die Politik der Bildungsreform wieder 
aufzunehmen. Auch wenn der Modetrend 
gegenwärtig anders ist, wir stellen uns die­
ser Aufgabe und fordern die reformmü­
den Sozialdemokraten heraus." Die SPD, 
so ergänzte der Bremer Professor und Mit­
organisator des Krongresses, Dr. Ziech­
mann, habe mit ihrer Schulpolitik einen 
vielversprechenden Anfang gemacht, sei 
aber in den Anfangen der Reform stek­
kengeblieben. Und mit Blick auf Bremen 
fügte er mißbilligend hinzu, daß der Staat 
heute sogar Bürgerinitiativen stoppe, wie 
die Auseinandersetzungen um das Weiter­
bestehen der Bremer Kinderschule e.V. 
zeige. 

Der zweite Gastredner, der in Minden 
emeritierte Bildungsökonom vom Berliner 

Max-Pianck-lnstitut für Bildungsfor­
schung, Friedrich Edding, fand es denn 
auch erstaunlich und erfreulich zugleich, 
daß sich eine Partei in der politischen 
Landschaft unserer Tage, zumal mitten in 
einem Landtagswahlkampf, die Zeit für 
Bildungsfragen nehme. 

Edding sah umfassende Notstände, die 
die, von' den Liberalen Demokraten gefor­
derte bildungspolitische Offensive verlan­
gen würden: das Stagnieren der Wirt­
schaft, die Arbeitslosigkeit, die Finanzla­
ge, die Umweltverderbnis und die Kriegs­
gefahr. Diesen Übeln sei nicht beizukom­
men ohne eine Änderung der Denk- und 
Verhaltensweisen sowie der Kompetenz 
in der Breite der Bevölkerung. 

Die Formel "Mehr und bessere Bil-

dung für breitere Kreise" sei deshalb eine 
richtige Antwort auf die allgemeinen Ge­
fahren. Man müsse sich jedoch darüber 
klar sein, daß die Möglichkeiten direkter 
Wirkung von Bildungspolitik auf die Er­
haltung und Vermehrung von Arbeitsplät­
zen begrenzt seien. 

Mit Nachdruck redete Professor Ed­
ding daher dem Teilen von Stellen und 
der Umverteilung von Mitteln zugunsten 
der Weiterbildung das Wort und setzte 
sich für mehr Entfaltung, mehr Wahlmög-
1 ich keiten, mehr Chancen für örtliche 
Initiativen und mehr Autonomie der ein­
zelnen Bildungseinrichtungen ein. 

Es wird sich bereits am 25. September 
nach Schließung der Bremer Wahllokale 
zeigen, ob die "bildungspolitische Offen­
sive" der Liberalen Demokraten die Bür­
ger der Hansestadt . überzeugen konnte. 
ln Kürze wollen sich die Bremer Libera­
len auf einer ähnlichen Fachtagung mit 
dem Thema "Gesundheitspolitik statt 
Krankheitspolitik" auseinandersetzen . 
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Frauen und -Faschismus 
Welche Rolle Frauen im deutschen Faschismus gespielt haben, ist bis heute -selbst 

in der Frauenbewegung _:recht umstritten. Frauen hätten Hitler an die Macht gebracht; 
so heißt die eine These. Sie hätten ihn als charismatischen Führer verehrt, ihn umjubelt, 
sich in fanatischem Siegheii-Gebrüll ergangen. Nicht weniger laut wird allerdings auch 
eine andere These vertreten, nämlich die, Frauen hätten damals überhaupt nichts zu sa­
gen gehabt, sie seien ausschließlich Opfer der frauenfeindlichen Ideologie und Politik der 
Nazis geworden. Faschismus sei .allein Männersache gewesen. 

Beide Thesen beschränken sich darauf, war zwar in der Weimarer Verfassung be­
Zustände zu beschreiben. Sie sind daher reits festgeschrieben, formalrechtlich also 
beide sowohl richtig als auch falsch. erreicht, die gesellschaftliche Realität sah 

Natürlich hat es damals Frauen gege- jedoch (sieht ja bis heute zum Teil) ganz 
ben, die in hysterische Sieg-Heil-Schreie anders aus. 
ausbrachen, ohnmächtig wurden beim Während des 1. Weltkrieges waren 
Anblick des Führers, Frauen, die dem FraUen .als billige und verfügbare Arbeits-
Führer Kinder gebären wollten, Frauen, kräfte in allen wirtschaftlichen Bereichen 
die ihreMännerund Söhne für den Führer gebraucht und eingesetzt worden. Die 
an die Front schickten. meisten Frauen wurden jedoch nur als 

Aber auch die andere These läßt sich Hilfskräfte und - was besonders wichtig 
ebenso gut durch Dokumente belegen. war - im allgemeinen "versicherungsfrei" 
Nachweislich waren alle wichtigen Posi- beschäftigt, d.h. also ohne die Möglich­
tionen und Funktionen im "Dritten keit, sich einen eigenen Sozialversiche­
Reich" von Männern besetzt - und dies rungsanspruch schaffen zu können. 
nicht zuletzt auch in den zahlreichen Andererseits gelang es in dieser Zeit 

auch zahlreichen Frauen, in Stellungen 
zu gelangen, die ihnen normalerweise auf­
grund ihres Geschlechts nicht zugänglich 
gewesen wären, z.B. als Lehrerinnen an 
Knabenschulen oder auch - nach Kurz­
ausbildungen - als Fachkräfte bei Post, 
Bahn und öffentlichen Verwaltungen. 

Durch die ersten Demobilisierungs­
verordnungen vom März 1919 und Janu­
ar 1920 über die "Freimachung von Ar­
beitsplätzen zugunsten der von der Front 
und aus den Kriegsgebieten heimkehren­
den Männern" verloren allerdings Millio­
nen von Frauen ihre gerade gewonnenen 
Arbeitsplätze und Verdienstmöglichkei­
ten schon wieder. 

Die Berufstätigkeit der Frauen und da­
mit ihre Arbeits- und Verdienstmöglich­
keiten blieben unsicher und den Schwan­
kungen und Krisenentwicklungen der 
Wirtschaft in der ersten deutschen Repub-

/ lik ganz besonders stark unterworfen. 

Frauen für den Führer 
Frauen- und Mädchenorganisationen 
selbst. Männer trafen Entscheidungen, 
Männer gaben Befehle, und in der Regel 
waren es auch Männer, die Befehle aus­
führten. 

Dennoch beschreiben beide Thesen 
nur scheinbar Gegensätze, tatsächlich 
sprechen sie aber zwei zusammengehörige 
Seiten einer Medaille an: 

Die Gleichstellung von Mann und Frau 
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Den allermeisten Frauen war und blieb 
es unmöglich, sich eine eigene materielle 
Existenz mit Aussicht auf Zukunftssiche-

. rung aufzubauen. Es ist daher kaum ver­
wunderlich, daß sie sich - trotz der ge­
machten Erfahrungen, "ihren Mann ste­
hen" zu müssen und zu können! - letzt­
lich dann doch wieder an das altherge­
brachte Küche-Kinder-Kirche-Ethos zu 
klammern versuchten. 

ln den wachsenden Verteilungskämp­
fen der niedergehenden Weimarer Repub­
lik schien es eben dann auch flir die 
Mehrzahl der Frauen keine Alternative 
zur verzweifelten Besinnung auf Haushalt 
und Familie zu geben. ln den Emanzipa­
tionsbestrebungen der - vor allem ge­
werkschaftlich orientierten - F rauenbe-

wegung sahen die meisten Frauen daher 
auch eher eine Bedrohung als eine Mög­
lichkeit der Befreiung. 

Konservative Politiker münzten diese 
gesellschaftliche Abhängigkeit der Frauen 
schlau in ein entsprechendes "Wertesy­
stem" um, wonach die Familie als Keim­
zelle von grundlegender und bewahren­
der Bedeutung für die Gesellschaft sei. Sie 
suggerierten den ·Frauen, daß sie gerade 
in diesem familiären Bereich die wichtig­
sten gesellschaftlichen Aufgaben überneh­
men und erflillen könnten . Sich selbst 
gaben diese konservativen Politiker als die 
wahren Interessenvertreter dieser Frauen 
(-ideologie) aus, indem sie behaupteten, 
daß der Schutz der Familie nur durch sie 
gewährleistet würde, und die linken Par­
teien nur die Zerstörung der Familie be­
trieben .. 

Käthe Kollwitz 1924 

Schon in der Weimarer Republik wirk­
te sich diese ideologische Verbrämung der 
tatsächlichen gesellschaftlichen Bedin­
gungen und Möglichkeiten (wahl--erfolg­
reich flir die konservativen Parteien aus. 

Für die faschistische Partei NSDAP 
selbst haben allerdings bis 1930 weit we­
niger Frauen als Männer gestimmt und 
selbst noch 1932 votierten rund 2 % we­
niger Frauen als Männer für Hitlers Partei. 
Die Behauptung, daß die Frauen Hitler an 
die Macht gebracht hätten, ist also nicht 

aufrecht zu erhalten. 
Und trotzdem: Daß selbst Adolf Hitler 

von den Frauen als seinen "treuesten und 
fanatischsten Mitkämpferinnen" gespro­
chen hat, kann nicht einfach auschließlich 
als Nazi-Propaganda abgetan werden. 

Geschickt und nachhaltig haben es die 
Nazis geschafft, die Frauen von jeder 
wirklichen Möglichkeit der Mitgestaltung 
und Mitbestimmung im politisch-gesell­
schaftlichen Leben und erst recht natür­
lich im wirtschaftlichen und militärischen 
Bereich fernzuhalten und ihnen gleich­
zeitig dennoch das Geflihl zu geben, eine 



wichtige und einflußreiche Rolle in der 
Gestaltung der "neuen Gesellschaft" zu 
spielen. 

Dieses gelang vor allem durch die kon­
sequente und umfassende Umsetzung der 
Nazi-Ideologie vom "wesensmäßigen Ein­
satz der Frauen". Grundsatz dieser Ideo­
logie war: "Das Ziel der weiblichen Erzie­
hung hat unverrückbar die kommende 
Mutter zu sein" (Hitler in 'Mein Kampf'). 

Sogleich mit ihrer Machtübernahme 
setzten die Faschisten eine gezielte Pro­
paganda-Kampagne ein, durch die den 
deutschen Frauen und Mädchen unmiß­
verständlich Sinn und Zweck ihres (gesell­
schaftlichen) Daseins eingehämmert wur­
de: Aufopferung in Ehe und Mutter­
schaft, Dienst an der Familie und am 
"Volksganzen", so lauteten die immer 
wiederkehrenden Forderungen, mit denen 
die dienende, unterordnende Rolle der 
Frauen in Familie und Gesellschaft fest­
gelegt wurde. Gleichzeitig erfuhren die 
Frauen in der alltäglichen Propaganda ei­
ne schon an Mythos grenzende Glorifizie­
rung ihrer Rolle als der Helferin des Man­
nes, als Mutter von Helden, als deutsche 
Kulturgutträgerin und Vermittlerin der 
neuen Werte. 

Diese umfassende ideologische Agita­
tion war so wirksam, daß die Schulrefor­
men der Weimarer Rebublik , die eine an­
nähernd gleich Ausbildung von Jungen 
und Mädchen gebracht hatten, zunächst 
unangetastet bleiben konnten. Erst Ende 
1940 wurde sie im gesamten Reich durch 
die Einführung von "Richtlinien eines 
neuen Mädchenbildungsplans" für alle 
Schultypen aufgehoben. Nach diesen 
Richtlinien war nun auch formal der An­
spruch auf eine grundlegende Allgemein­
bildung für Mädchen aufgehoben. Jegli­
cher Lehrstoff sollte so ausgerichtet sein, 
daß die "körperlich-hauswirtschaftliche 
Ausbildung" Priorität · erhielt. "Lieber 
zehn Pfund Wissen weniger und zehn Ka­
lorien mehr an Charakter" lau~ete die De­
vise der nun überall durchgesetzten Mäd­
chenerziehung, 

An höheren Schulen wurden zwar grö­
ßere Leistungen von den Schülerinnen ge­
fordert, eine umfassende Allgemeinbil­
dung oder gar humanistische Bildung 
wurde den Mädchen jedoch auch hier vor­
enthalten. Mädchenerziehung sollte nach 
dem Willen der Nazis nicht zu einem "Ab...: 
klatsch der J ungenerziehung" werden . 
Mädchen sollten vielmehr vorrangig auf 
ihre Frauenrolle hin unterrichtet werden. 
Das sogenannte "Pudding-Abitur" (das 
bis vor einigen Jahren auch noch an unse­
ren Mädchenoberschulen abgelegt werden 
konnte), galt damals als adäquater Schul­
abschluß einer höheren Mädchenbildung. 
Themen- und Aufgabenstellungen aus 
Haushalts- und Bevölkerungsproblemen 
bildeten hier dtm Schwerpunkt. 

Seit 1938 bekamen die Mädchen ihr 
Abiturzeugnis erst ausgehändigt, nachdem 

sie ein Arbeitsdienstjahr (z.B. im Haus­
halt, in der Landwirtschaft, aber auch 

-beim Fahnen und Uniformen nähen in 
Fabriken) verbracht hatten. Ohne Ar­
beitsdienst kein Abitur, ohne Abitur kein 
Studium! Viele Eitern versuchten ihre 
Töchter durch schnelle Verheiratung vor 
dem Los des Arbeitsdienstjahres zu be­
freien. 

Die Zahl der weiblichen Studierenden 
sank von 1932 bis 1939 um über 33 %; 
und der Zugang zu manchen akademi­
schen Berufen war Mädchen und Frauen 
strikt verboten, so konnten sie bis zum 

sie die Frauen aus allen politischen (Ent­
scheidungs-)bereichen fernhielt . "Nicht 
weil wir die Frauen nicht achten, sondern 
weil wir sie zu hoch achten,haben wir sie 
aus dem parlamentarisch-demokratischen 
Ränkespiel, das die deutsche Politik der 
vergangenen 14 Jahre bestimmt hat, fern~ 

gehalten", erläuterte Goebbels anläßlich 
einer Ausstellung "Die Frau" im März 33 
in Berlin das frauen-"freundliche" Kon­
zept der Nazis, deren Devise in _ dem Satz 
des Führers gipfelte: "An die Stelle der 
politischen Frau tritt heute die deutsche 
Frau." 

Frauen nähen Fahne11, Voraussetzung für das Abiturzeugnis 

Ende der faschistischen Herrschaft nicht 
Richterin oder Rechtsanwält in werden. 

Insgesamt gesehen nahm die Erwerbs­
tätigkeit von Frauen und Mädchen im 
Luafe der faschistischen Herrschaft je­
doch eher zu. So weisen die Statistiken 
für das Jahr 1939 gegenüber dem Jahr 
1933 eine Steigerung der weiblichen Er­
werbstätigkeit um 10 % auf; 37 % aller 
Erwerbstätigen des Jahres 1939 waren 
Mädchen und Frauen. 

Hierin wird deutlich, daß es den Na­
zis letztlich nicht darum ging, die Frauen 
und Mädchen _ ganz aus dem Erwerbsle­
ben zu vertreiben. Mutterschaftsideolo­
gie und "wesengemäße" Mädchenbil­
dung hatte vielmehr in erster Linie die 
Funktion, durch die Hervorhebung der 
der "Andersartigkeit" der Frau gegenüber 
dem Mann eine getarnte, dafür umso 
nachhaltigere Disqualifizierungs-Kampag­
ne der Frauen zu betreiben. Frauen als 
intellektlose, unselbständige, andererseits 
aber aufopferungs- und begeisterungsfähi­
ge Wesen dienten den herrschenden Män­
nern als eine jederzeit und nach Belieben 
verfügbare Reservearmee, sei es am häusli­
chen Herd und für die Produktion -von 
Soldaten, sei es dann später in den Fabri­
ken für die Produktion von Waffen. 

Die herrschende Nazi-Männergesell- · 
- schaft brüstete sich obendrein damit, daß 

Und die deutsche Frau sei bescheiden, 
genügsam, bodenständig, treu an der Seite 
ihres arischen Mannes, Hüteri~ und Be­
wahrerin ihrer kleinen Weit zuhause. So 
wollten es die Faschisten. Und mit der 
Saat dieses Frauenbildes trafen sie vor al­
lem bei den bürgerlichen Mittelschichts­
frauen auf recht fruchtbaren Boden. 
Denn die Mehrzahl dieser Frauen, die 
aufgrund ihres, oder besser ihrer Männer, 
gesellschaftlichen Status zur Akzeptie­
rung der Gattinnen-, der Hausfrauen- und 
Mutterrolle "gezwungen" waren, sahen in 
der faschistischen Frauenideologie eine 
Aufwertung ihres Frauendaseins. Wen es 
da, daß gerade sie als Gattinnen und Müt­
ter zu den eifrigsten Vermittlerinnen der 
faschistischen Ideologie schlechthin -
und wenn es sein mußte, eben auch bis 
in den "Helden"-Tod ihrer Männer und 
Söhne hinein - wurden. 

Neben den propagandistischen Ehrun­
gen durch die herrschenden Männer ("ln 
meinem Staat ist die Mutter die wichtig­
ste Staatsbürgerin ", A. Hitler, 'Ehren­
kreuz der deutschen Mutter', Bronze für 
4 Kinder, Silber ab 6 Kindern, Gold für 
mehr als 8 Kinder), die natürlich den 
Frauen und Müttern aller gesellschaftli­
chen Schichten - soweit sie arisch waren 
- galten, profitierten diese Mittelschichts­
frauen zusätzlich auch noch von der Ar­
beitsmarktpolitik der Naiis. Die zu tau-
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JtnNi«m 
Zell• lhaen, d•l das "Dritte Reich• der NatloRal­
" loal• lllten", ll:eln ilelch von morgen, 1ondern eln1 
voa vorge1tern sein wUrde I Kultur und Yer•unlt sind 
dl .. er Partel unbekannte Begriffe. Ihr 1111 da1 Wort 
"h~~~entlrder" •II Ehrentitel. Als Frau au den Na· 
llonalsoalallsten stehen, hellt sich selbst •ulgeben. 

Genoaaln, Du mußt mithelfen, 
d ie frauea fllr dea Soalallsmu1 au gewinnen. 
Jetat. aaiiiUicb d" lnternatlon•lea Frauentag" 
werbe• Mltll:l•pferlnan Ia Deutachland und aller 
Welt I U r f r I e d e R und I o a I • I I 1 • u 1 , gegeR 
Nadterror uad Krlegl D• dwlst dabei • lcht fehlen! 

Hast Du schon die zweite 
Genossin· geworben? 

Antifaschistische Aufklärung 1931 in der Frauenbeilage des Hamburger Echo 

senden und Abertausenden durch Män- auch diese Form der weiblichen Ergeben­
ner von ihren Arbeitsplätzen in Fabriken heit hatte ihre stützende Funktion für 
und in der Landwirtschaft vertriebenen herrschende Regime. 
Mädchen und Frauen - meist der Unter- Die große Mehrheit der Frauen -und 
schicht - bildeten nun ein williges und darüber gibt es leider überhaupt keinen 
vor allem eben auch billiges Angebots- Zweifel - das unmenschliche und im 
Heer an hauswirtschaftlichem Dienstper- Prinzip frauenfeindliche Herrschaftssy­
sonal. stem der deutschen Faschisten geduldet, 

Die Masse der Unterschichtsfrauen, die gestützt und also mitgetragen. 
im allgemeinen einen kinderreichen Haus- Aber es gab auch bei den Frauen die 

halt zu versorgen hatten, mußten hart ar­
beiten, mit jedem Pfennig genau rechnen. 
Das Fleisch im "deutschen Eintopf" 
konnte sie sich meistens nur erträumen. 

Grund zu Stützung und Unterstützung 
des faschistischen Regimes und seiner 
kriegstreibenden Politik gab es für diese 
Frauen im Grunde am allerwenigsten. 

Die meisten von ihnen haben denn 
auch schweigend ihr eigenes und das 
Schicksal ihres Landes ertragen. Doch 
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andere Seite: Von Anfang an waren 
Frauen in den verschiedensten Formen 
des Widerstands am Kampf gegen die 
Terrorherrschaft beteiligt. Frauen verwei­
gerten den "Sieg Heii"-Gruß und Mutter­
schaft. Frauen stellten Anfang 1933 nicht 
nur 35 % derArbeitskräfte, sondern viele 
waren gewerkschaftlich o'rganisiert und 
meist aktiv an Streiks gegen Lohnabbau 
etc. beteiligt. 

Frauen und Mädchen beteiligten sich 

an der Herstellung ·und Verbreitung von 
illegalen Aufklärungsschriften, Frauen 
unterstützten und versteckten Wider­
standskämpfer, Frauen halfen den durch 
Verhaftungen in Not geratenen Familien. 
Frauen leiteten Widerstandsgruppen und 
übernahmen mehr und mehr die Aufga­
ben der verschleppten oder zum Kriegs­
dienst eingezogenen Männer. 

Bereits im Frühjahr 1933 entstanden 
spezielle "Schutzhaftlager" für verhaftete 
Frauen. Unter den hundertenvon Antifa­
schisten, die schon in den ersten Wochen 
des Nazi-Terrors Opfer der SA wurden, 
finden sich allein schon 25 Namen von 
Frauen, Funktionärinnen von KPD, SPD 
und Gewerkschaften, aber auch "einfa­
che" Arbeiterfrauen. 

Etwa eine Million Deutsche wurden 
bis zum Kriegsbeginn aus politischen 
Gründen für kürzere oder längere Zeit 
festgenommen. Schätzungsweise befan- . 
den sich darunter 15 - 2{) % Frauen. Die 
meist~n von ihnen kamen aus der Arbei­
terbewegung. 

TABAK 
für 

Pfeife 
Ziaäiene 

Wir liefern: praktisch alle 
Pfeifentabake sowie spezielle 
Angebote nur für unsere Ver­
sandkunden. Z.B. : 
Pfeifentabak 
" HOLLAND BLEND" 
mild , aromatisch, duftend 
250 g. NU R DM 13,50 DM 
500 g. NU R DM 22,-- DM 
Solange der Vorrat reicht ! 
Und auf Dauer : 
"Echte Ho llandse Sigaretten­
tabak" , Halfzwaar , American , 
oder Lichte 
250 g. NU R DM 14.90 
500 Zigarettenhülsen 
NUR DM 9,50 
TABAKVERSAND HILLE 
4459 Getelo 124 
Bestellungen bis 50,--DM DM 2 ,SO 
Versandkostenanteil , über 50 ,-­
frei . 
Lieferung gegen V -Scheck oder 
per Nachnahme (plus Gebühr) 



Erfolge der sozialliberalen Koalition für die Frauen 

.. Nach 30 Jahren einen Teil der 
Verfassung· verwirklicht" 

lngrid Matthäus-Maier, SPD-Bundestagsabgeordnete und Mitherausgeberio der libe­
ralen drucksachen, hat Bilanz gezogen. ln einem umfangreichen Artikel, der in einem 
Nachschlagewerk im nächsten Jahr erscheinen soll, resümiert die engagierte Streiterio 
für eine tatsächliche Gleichstellung von Mann und Frau in alleri gesellschaftlichen Berei­
chen den langen und mühsamen Weg vom Patriarchat zur {formalen) Gleichberechti­
gung. 

Wir dokumentieren im folgenden den Teil des Artikels, der sich mit den Erfolgen 
und Erfolgsansätzen in Richtung Gleichberechtigung durch die gesetzgeberische und 
aufklärerische Arbeit der sozial-liberalen Koalition befaßt. lngrid Matthäus-Maier bewer­
tet aber auch durchaus kritisch die Unzulänglichkeiten und Unvollständigkeiten mari­
eher sozial-liberalen Reformansätze. 

Die Etablierung der gewendeten Regierungspolitik der Rechtskoaltion läßt kaum 
Hoffnung auf eine kontinuierliche Fortentwicklung dieser sozial-liberalen Reformarbei­
ten zu. Im Gegenteil scheint auch hier die Wende nach rückwärts für die Frauen und 
Mädchen zu den "drei K's" {Küche, Kinder, Kabelfernsehen) bereits eingeläutet. 

"Mehr Demokratie wagen" war das Frauen erhielten nun wie vorher schon 
Motto der ersten sozialliberalen Regie- die Kinder deutscher Männer bei Geburt 
rungserklärung. Mehr Demokratie ver- die deutsche Staatsangehörigkeit. lndivi-
sprach der Bundeskanzler Willy Brandt duelle Beratung über Empfängnisverhü-
auch den Frauen. Und in der Tat, die in tung auf Kosten der Krankenkassen wur-
den siebziger Jahren zugunsten von mehr der möglich gemacht . . Die Krankenkassen 
Frauenrechten durchgesetzten . Gesetze 
betrafen praktisch alle Lebensbereiche 
der Frauen und sie veränderten den Alltag 
der Frau tiefgreifend. 

Eine umfassende Reform des Fami­
lien- und des Ehescheidungsrechts auf 
der Grundlage partnerschaftlicher Wahr­
nehmung aller Rechte und Pflichten in 
den Jahren 1976/77 bildete das Kern­
stück in der Herstellung der Rechtsgleich­
heiL Ehename kann seitdem auch der Na­
me der Frau werden. Bei einer Scheidung 
sollen danach die in der Ehe erworbenen 
Altersversorgungsansprüche aufgeteilt 
werden; wenn ein Geschiedener sich nicht 
selbst versorgen kann, hat er Anspruch 
auf Unterhalt. 

sen geblieben war. Durch Modellversuche 
wurde. die Ausbildung von Mädchen in 
bis dahin als typisch männlich geltenden 
Berufen gefördert. Zahlreiche bildungs­
politische Maßnahmen, darunter vor al­
lem auch der Ausbau der Leistungen 
nach dem Bundesausbildungsförderungs­
gesetz {BAföG), wurden gerade auch mit 
dem Ziel der verbesserten Bildungschan­
cen von Mädchen durchgeführt. Bei meh­
reren Ländern und bei der Bundesregie­
rung wurden Gleichbehandlungsstellen -
allerdings mit ungenügenden Kompeten­
zen - eingerichtet. Die l_!nterhaltszahlu n­
gen an alleinstehende Mütter und Väter 
wurden durch Unterhaltsvorschußkassen 
gesichert, soweit sie von Unterhaltspflich­
tigen nicht zu erhalten sind. Steuerliche 
Benachteiligungen von alleinstehenden 
Eitern wurden beseitigt. Das Recht auf 
gleichen Lohn für gleiche Arbeit und auf 

Die Diskriminierung auch der Frauen 
im Unehelichenrecht wurde von der so­
zialliberalen Regierung beseitigt. Die Ren­
ten der Kriegerwitwen wurden 1970 ·um . 
mehr als 20 % angehoben und dynami­
siert, d.h. regelmäßig angepaßt. Die Ren­
tenversicherung wurde ftir Hausfrauen ge­
öffent. Frauen mit niedrigen Frauenlöh­
nen wurden durch die Rente nach Min­
desteinkomme.n bei der Rentenberech­
nung bessergestellt. Die Voraussetzungen 
ftir Witwenrenten bei Geschiedenen wur­
den verbessert. Die Teilzeitarbeitsmög­
lichkeit im Beamtenrecht wurde auf Män­
ner ausgedehnt. Die Adoption wurde er­
leichtert. Eitern erhielten das Recht, sich 
jährlich ftinf Tage je Kind zur Pflege des 
Kindes bei Krankheit von der Arbeit be­
freien zu lassen. in der Heimarbeit wurde 
der Mindesturlauf auf 18 Tage angehoben 
und der Lohnanspruch enger an den Ta­
riflohn gekoppelt. Die Ehemündigkeit 
wurde ftir Männer und Frauen auf 18 J ah­
re festgelegt. Auch die Kinder deutscher 

Ingrid Matthäus-Maier : beachtliche Verbesserungen für Frauen 

übernahmen die Kosten eines legalen 
Schwangerschaftsabbruchs. 

1976 trat eine für die Frauen zwar völ­
lig unbefriedigende, aber dennoch einige 
Verbesserungen bringende Reform des § 
218 in Kraft, nachdem die vom Bundes­
tag beschlossene F ristenlösu ng, nämlich: 
Strafheit bei Schwangerschaftsabbruch in 
den ersten drei Monaten, am Verfassungs­
gericht gescheitert war. 

FraLien wurde der Zugang zu Ausbil­
dungsberufen, z.B. im Bauhandwerk er­
möglicht, der ihen bis dahin durch ar­
beitsmedizinisch nicht zu rechtfertigen­
de Arbeitsschutzbestimmungen verschlos-

arbeitsrechtliche Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen am Arbeitsplatz 
wurde als einklagbarer Rechtsanspruch 
ins Bürgerliche Gesetzbuch aufgenom­
men. Die Beweislast obliegt danach bei 
Streitfällen unter bestimmten Voraus­
setzungen dem Arbeitgeber. Für Stellen ­
ausschreibungen wurde eine geschlechts­
neutrale Fassung vorgeschrieben. 

Die von der Verfassung vorgeschriebe­
ne Rechtsgleichheit von Mann und Frau 
war damit 1981, mehr als drei Jahrzehnte 
nach ln'krafttreten der Verfassung, weit­
gehend, wenn auch immer noch nicht 
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vollständig, verwirklicht. Dies bedeutete 
eine beachtliche, wenn auch lange nicht 
zufriedenstellende · Verbesserung der Si­
tuation der Frauen. Natürlich ist all dies 
nicht ohne Auswirkung auf die gesell­
schaftliche Rolle der Frauen geblieben. 

... F AKTISCH'EINE 
MÄNNERGESELLSCHAFT ... 

Die Bildungs- und Ausbildungssitua­
tion der Frauen verbesserte sich entschei­
dend. 1978 hatten 52% der berufstätigen 
Frauen eine berufliche Ausbildung statt 
38 % im Jahre 1970, während bei den 
Männern sich dieser Anteil nur von 65 % 
auf 69 % erhöhte. Mädchen stellten 1980 
mehr als die Hälfte der Realschüler, die 
Hälfte der Gymnasialschüler, 40 % der· 
Studienanfänger und über ein Drittel der 
Studenten. Hier haben sich innerhalb we­
niger Jahre tiefgreifende Änderungen voll­
zogen, die sich bereits jetzt in fast allen 
Bereichen der Gesellschaft niederschla­
gen. 

Eine der Konsequenzen ist das weitere 
Vordringen von Frauen in akademische 
Berufe. Während z.B. Frauen im Jahre 
1963 nur 3,5 % der Richter stellten, lag 
ihr Anteil 1981 schon bei etwa 11 %. Im 
Berufsleben sind die Unterschiede gerin­
ger geworden . Frauen haben inzwischen 
Zutritt zu Berufen gewonnen, die bis da­
hin Männern vorbehalten waren. 

Die durch die sozialliberale Koalition 
in der Tat weitgehend mit gleichen Rech­
ten ausgestatteten Frauen trafen bei ih­
rem Versuch, Gebrauch von diesen Rech­
ten zu machen, allerdings auf eine Gesell­
schaft, in derMännerauf Jahre und Jahr­
zehnte hinaus die einflußreichen Positio­
nen - die zwar formal und grundsätzlich 
auch Frauen offenstehen - faktisch fest 
in der Hand haben. Trotz alledem ist die 
Bundesrepublik am Ende der soziallibera­
len Regierungszeit faktisch noch immer 
eine Männergesellschaft. 

Frauen sind nach wie vor von den 
Machtpositionen in fast allen Bereichen 
der Gesellschaft und des Staates weitge­
hend ausgeschlossen: in Regierung, Parla­
menten, hohen Verwaltungspositionen, 
in den Gewerkschaften, Verbänden und 
Kirchen , in der Wissenschaft, der Kunst 
und dem Sport. 

Frauen werden nach wie vor schlech­
ter bezahlt. Vorwiegend von Frauen aus­
geführte Arbeiten werden geringer ent­
lohnt und gesellschaftlich niedriger be­
wertet. Frauen haben schlechtere Aus­
bildungs- und Aufstiegschancen. Sie sind 
von vielen Berufen und Arbeitsplätzen 
nach wie vor ausgeschlossen. Frauen sind 
von der Arbeitslosigkeit erheblich stärker 
betroffen. Trotz besserer Schulzeugnisse 
und Ausbildungsleistungen waren 1980 
doppelt so viel Mädchen wie Jungen ohne 
Ausbildungsplatz. Frauen erhalten niedri-
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gere Renten. 
Soweit Frauen berufstätig sind, tragen 

sie die Doppelbelastung noch immer weit­
gehend allein, die Beteiligung der Männer 
an der Hausarbeit blieb gering. ln den 
meisten Fällen dominiert nach wie vor 
der Mann. Belastungen durch Kindererzie­
hung haben sie alleine zu tragen, häufig 
auf Kosten ihrer Berufstätigkeit. 

Frauen sind immer noch Opfer körper­
licher Gewalt der Männer, auch in der 
Ehe. Schläge und Mißhandlungen in der 
Ehe werden nach wie vor in der Regel als 
Kavaliersdelikte behandelt oder ignoriert. 
Vergewaltigung in der Ehe bleibt wie zu 
Zeiten, als die Frauen mehr oder weniger 
als Eigentum des Mannes galten, straffrei. 
Auch Vergewaltigungen außerhalb der 
Ehe werden verharmslost. Es werden 
zehnmal mehr Frauen von ihren Männern 
als Männer von ihren Frauen umge­
bracht. Bei Ehegattenmord erhalten 
Frauen doppelt so oft "lebenslänglich" 
wie Männer. 

Frauen haben noch immer weniger se­
xuelle Freiheit als Männer - ihnen bleibt 
hier weitgehend eine passive Rolle zuge­
wiesen. Andererseits sind sexuelle Belä­
stigungen an der Tagesordnung. Trotz er­
heblicher Proteste müssen sich Frauen 
immer noch durch Werbung und Medien 
zu Lustobjekten männlicher Sexualität 
erniedrigen lassen. Frauen tragen bis heu­
te weitgehend allein die Verantwortung 
für Empfängnisverhütung. Andererseits 
wird Frauen hach wie vor von männerbe­
herrschten Institutionen das Recht auf 
freie Entscheidung darüber verweigert, 
ob sie eine Schwangerschaft wollen und 
verantworten können. 

Frauen werden durch Erziehung, 
Schulbücher, rv)assenmedien und Werbung · 
nach wie vor einseitig in ihrer Rolle als 
Hausfrau und Mutter dargestellt. Die ge­
schlechtsspezifische Rollenverteilung von 
Mann und Frau wird hier immer noch 
festgeschrieben . ln der Darstellung der 
Geschichtsbücher ist die Geschichte eine 
Geschichte der "großen" Männer geblie­
ben. 

EBEN NICHT VON NATUR 
AUS KONSERVATIV 

Der Anteil der Frauen an den Mitglie­
dern politischer Parteien hat sich in der 
sozialliberalen Ära deutlich erhöht. An­
fang 1980 betrug der Frauenanteil der 
FDP 23 %, der SPD 22,6 %, der CDU 
20,9 % und der CSU 13 %. Frauen ma­
chen inzwischen in gleichem Umfang wie 
Männer von ihrem Wahlrecht Gebrauch. 
Der Einfluß der Kirchen auf das Wahlver­
halten der Frauen hat abgenommen .. 
Auch Frauen über 60 bleiben nicht länger 
ein sicherers Wählerreservoir für die 
CDU/CSU. 1972 hatte die sozialliberale 
Koalition ihren Sieg vor allem ihren 

Stimmgewinnen bei den Frauen zu ver­
danken . Bei der Bundestagswahl 1980 er­
hielten die Koalitionsparteien SPD und 
FDP in allen Altersgruppen bei den 
Frauen einen höheren Stimmenanteil als 
bei den Männern. 

(Anmerkung der Redaktion: Es gibt 
keinen wahlanalytischen Hinweis darauf, 
daß die Frauen besonderen Anteil an der 
Wende hatten. Und im Parlament waren, 
wie wir wissen, die damaligen FDP-Frak­
tions-Frauen die entschiedendsten Gegner 
des Wechsels - bis auf die eine Ausnah­
me, die sich dadurch zum Generalsekretär 
hochprofilierte.) . 

FRAUEN WAREN AUF.DEM WEG, 
EINFLUSS ZU NEHMEN 

Frauen erragen immer mehr Mandate 
in den Gemeindeparlamenten. Anfang 
1980 hielten sie in den Gemeinden über 
20.000 Einwohner rund 12 %, in den Ge­
meinden über 100.000 Einwohner über 
15 % der Ratssitze. ln einzelnen Städten 
erreichten sie mehr als ein Viertel: Heidel­
berg 33 %, Freiburg 27 %, München 25 %. 

Auch wenn die Zahl der Frauen auf 
einflußreichen Positionen in Politik und 
Wirtschaft gering blieb, haben Frauen es 
doch geschafft, aus ihrer lange Jahre dau­
ernden, fast völligen Beschränkung auf 
soziale und Bildungsfragen auszubrechen 
und in allen Bereichen der Politik Fuß zu 
fassen. Frauen wurden Oberbürgermeiste­
rin von Großstädten, Landesvorsitzende 
und Spitzenkandidatinnen von Parteien, 
Vorsitzende politischer J ugendorganisa­
tionen, Wirtschaftsministerin, J ustizmini­
sterin, Ministerin für Bundesangelegen­
heiten, Leiterin des Kanzleramts, Bundes­
tagspräsidentin, Ministerin für wirtschaft­
liche Zusammenarbeit, Staatssekretärin 
im Außenministerium, im Arbeitsmini­
sterium und fm Ministerium für wirt­
schaftliche Zusammenarbeit", Ausländer­
beauftragte der Bundesregierung, Landes­
bankpräsidentin und Präsidentin des Bun­
desaufsichtsamtes für das Kreditwesen. 

Frauen beteiligen sich seit der Studen­
tenrevolte Ende der sechziger Jahre in zu­
nehmenden Maße aktiv in außerparlamen­
tarischen politischen Organisationen und 
in Bürgerinitiativen. Hier wir im Bereich 
der Bildung sowie beim Umgang der Ge­
schlechter miteinander ist die positive 
Entwicklung durch den Generationen­
wechsel unverkennbar. 

Unbestreitbar hätte auch eine sozialli­
berale Koalition noch einen langen Weg 
von der Rechtsgleichheit bis zur tätsäch­
lich gleichberechtigten Mitwirkung der 
Frauen in allen Bereichen der Gesellschaft 
zurückzulegen gehabt. Ihr Sturz macht 
die notwendige Weiterentwicklung keines­
wegs wahrscheinlich. Eher muß mit Stili­
stand, auf manchen Gebieten sogar mit 
Rückschritt gerechnet werden. 



Landtagswahl in Hessen 

Bürger-Vorbild Wallmann gegen 
. Biedermann Börner 

Für Wahlkämpfer aller Parteien ist der 
25. September ein Fixpunkt im Termin­
kalender: Wahlen in Bremen und Wahlen 
in Hessen. Während in Bremen eine ganz 
normale Legislaturperiode zuende geht, 
soll in Hessen der Schlußstrich gezogen 
werden unter eine ein ganzes Jahr wäh­
rende Phase, in der nicht regiert , sondern 
nur verwaltet wurde. Denn die letzte 
Wahl, am 26. September 82, brachte kei­
ner Partei die absolute Mehrheit, und eine 
Koalitio n kam auch nicht zustande. So 
blieb die Regierung Börner "geschäftsfüh­
rend" im Amt, d ie Ressorts der· ausge­
schiedenen FDP-Minister Gries und Hof­
f ie wurden von Sozialdemokraten mitver­
waltet. 

Am 4 . August sollen die entscheiden­
den Weichen gestell t werden: ln einer 
Sondersitzung wird sich der Hessische 
Landtag mit den Stimmen von SPD und 
CDU auflösen. Die Grünen als dritte Frak­
tion im Hessen-Parlament sehen keine 
Veranlassung, dem Antrag zuzust immen. 
Ihr Argument: Das Land wäre durchaus 
zu regieren gewesen, hätte die SPD nur 
mehr Entgegenkommen gezeigt. 

Die CDU hatte, wie es einer Opposi­
tionsfraktion gut ansteht, in Sachen Neu­
wahl -Termin immer gedrängt. Sie hatte 
einen Wahltag noch vor der parlamenta­
rischen Sommerpause vorgeschlagen, war 
aber am gemeinsamen Votum von SPD 
und Grünen gescheitert. 

Die Begründung der SPD, warum eine 
späte Wahl besser sei als eine frühe, wird 
nicht mal in den eigenen Reihen von al­
len ernstgenommen. Erst habe man den 
Haushalt unter Dach und Fach bringen 
wollen (wohl wissend, daß es keine Mehr­
heit dafür gibt), und außerdem sei es gut 
für den Föderalismus, die Termine von 
Bundestagswahl und Landtagswahl zu 
entzerren. Die SPD war übrigens die ein­
zige Partei, die sich offen zum späten Ter­
min bekannte, während CDU und die 
darniederliegende FDP immer ein " Je 
früher je lieber" propagierte. 

Nachdem der Wahltag nun in Sicht ist, 
darf - jenseits des Terminpokers - spe­
kuliert werden. Und überall dort, wo 
nicht Wunschdenken oder Wahlpropagan­
da im Spiel sind, setzen die Wiesbadener 
Beobachter auf den Kandidaten der CDU. 
Sie erwarten den totalen Sieg von Walter 
Wallmann . 

Die Erwartungen sind so eindeutig, 
daß es ihm letzten Endes wie seinem Vor­
gänger, dem Dauer-Spitzenkandidaten Al­
fred Dreggergehen könnte. Fast alle hat­
ten in ihm den neuen Ministerpräsidenten 
gesehen, ob nun mit oder ohne FDP, und 

CDU-Wallman gibt sich moderat 

dennoch reichte es nicht. 
Die Chancen für den Frankfürter OB 

könnten größer se in, weil er durch sein 
moderates Auftreten und durch seine 
Überhöhung "über den Parteien" dem 
Typ entspricht, dem bürgerliche Men­
schen ganz gern die Macht anvertrauen 
möchten. Er gilt als liberal, und wenn er 
sich selbst so bezeichnet, dann nehmen 
ihm das Leute ab, die das einem Strauß 
oder Dregger eben nicht glauben. Daß er 
eine stramm konservative Politik durch­
setzt , wo imme r das geht, daß er Frank­
fu rt durch Gigantomanie zu einer der 
höchstverschuldeten Städte gemacht hat, 

das alles dürfte für d ie Wahlentscheidung 
nicht ausschlaggebend sein. 

Dem Bürger-Vo rbild Wallmann steht 
der Biedermann Börner gegenüber. Auch 
im kommenden Wahlkampf wird er auf 
Beton setzen und erzählen, daß die Häu­
ser, die er gebaut hat, noch alle stehen. 
Die einfache Sprache wird dem einfachen 
Denken entsprechen, und keiner wird ver­
muten, daß er auch anders könnte. Es 
wird viele Wähler geben, draußen im Lan­
de, die in ihm ihren Wunschkandidaten 
sehen, und wenn dann diese Studenten 
und diese jungen Krakeeier wieder und 
wieder daran erinnern, daß von diesem 
SPD-Mann doch auch der Dachlatten-Satz 
stamme, dann werden sie ihn erst recht 
wählen. Im übrigen dürfte Börner der ein­
zige Ma nn im ganzen Hessenland sein, 
der daran glaubt, er könne ähnlich gut ab­
schneiden wie im letzten September. -

Nach allem, was man aus der Staats­
kanzlei hört, will er nicht wahrhaben, daß 
seinerzeit der "Schmidtleidseffekt" voll 
durchschlug. Die Sozialliberalen in Hessen 
wollten ein Signal nach Bonn senden, daß 
sie es· mies fanden, wie Genscher mit 
Schmidt umsprang und daß sozialliberale 
Sympathie selbstverständlich nicht Kohl 
oder Genscher, sondern Schmidt gehörte. 

Die vielen Kurven, die Börner seitdem 
genommen hat, um einmal den Grünen 
auszuweichen und dann wieder auf sie zu­
zugehen, sind im übrigen kaum noch 
nachzuvollziehen. Und immer setze er da­
mit auch die SPD Wechselbädern aus, wo­
durch nun alle wie begossene Pudel daste­
hen. Allein, einen anderen Kandidaten · 
gibt es nicht, wer hätte es schon wagen 
können, dem Überraschungssieger einen 

LD-Vorsitzender Krüger will seine Botschaft vermitteln 
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Nachfolgekandidaten mit SPD-Parteibuch 
gegenüberzustellen? So werden zum x-ten 
Mal politisch aufgeklärte Sozialdemokra­
ten Wahlkampf fLir einen Mann machen, 
der ihnen so lieb ist wie Leibweh. 

Dem neuen Landtag können zwei 
Fraktionen angehören, es können aber 
auch mehr sein. lnfrage kommen neben 
CDU und SPD noch Die Grünen, die FDP 
und die Liberalen Demokraten. Nicht an­
treten werden die Demokratischen Sozia­
listen. 

Ob die Grünen erneut in das Wiesbade­
ner Schloß einziehen - sie erreichten 
beim letztenmal 8,0 % der Stimmen -
hängt zum einen davon ab, wem die 
Schuld gegeben wird, daß es zu keiner 
rot-grünen Zusammenarbeit kam, zum an­
deren davon, ob die Grünen mehr als fünf 
Prozent Stammwähler haben. Da der Mi­
nisterpräsidenten-Kandidat der SPD auch 
nach der Wahl Börner _heißen muß, wird 
kaum jemand aus taktischen Gründen 
grün wählen, nachdem nun ein ganzes 
Jahr lang bewiesen wurde, daß politische 
Kompromisse nicht machbar waren. 
Negativ auswirken für die Grünen dürfte 
sich zusätzlich, daß es an Reizthemen a Ia 
Startbahn West oder atomare Wiederauf­
bereitungsanlage fehlt. Und für Wähler, 
die sich nur mal versuchsweise mit den 
Grünen einlassen, könnte auch entschei­
dend sein, wie grundsatztreu sich die grü­
ne Fraktion im Bundestag verhält. 

Die FDP wird es in Hessen schwerha­
ben wie in allen Bundesländern. Der 
Wechsel in der Führung - Gries wird für 
den Landtag nicht kandidieren - blieb 
weithin unbemerkt. Wolfgang Gertiardt 
als neuer Landesvorsitzender und Spitzen­
kandidat der 3,1-%-Partei ist still, blaß 
und unauffällig. Vor allem aber: Die 
Rechnung kann deshalb nicht aufgehen, 
weil viele alte linksliberale Mitglieder und 
Wähler weg sind und für das neue Publi­
kum jedwede Motivation fehlt, die FDP 
zu wählen. Wer in Hessen nun wirklich 
und endlich die Wende will, der wird 
Wallmann wählen, der die Herzen rechter 
Liberaler im Sturm erobern dürfte. 

Schließlich die Liberalen Demokraten: 
Sie haben , genauso wie übrigens die FDP, 
zunächst die organisatorische Hürde zu 
nehmen, ehe sie antreten dürfen. Das sind 
50 Unterschriften pro Wahlkreis und 
2.000 für die Landesliste. Spitzenkandi­
dat dürfte der Bundesvorsitzende Ulrich 
Krüger werden. Das verabschiedete . Pro- . 
gramm ist derart, daß es mit der CDU 
ganz gewiß nicht zu verwirklichen wäre. 
Und ob die LD .die 5-%-Hürde schaffen 
kann, das steht und fällt damit, ob es im 
Wahlkampf gelingt, die Botschaft zu ver­
mitteln, daß alle diejenigen, die im Sep­
tember 82 die SPD nicht wegen, sondern 
trotz Börner gewählt haben, diesmal ihre 
Stimme den LD geben können. Jedenfalls 
wären das dann weit mehr als 5 Prozent. 
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FDP Hessen: 

,,Weil mer se brauche?'' 
Wie bei den anderen Parteien werden 

derzeit in Hessen von der FDP Direktkan­
didaten aufgestellt und eine Landesliste 
vorbereitet. Zur inoffiziellen Eröffnung 
des Wahlkampfes fand ein kommunalpoli­
tischer Landeskongreß in Bad Hersfeld 
statt, der insbesondere auch die Partei­
spitzen auf Ton- und Lesart des Wahl­
kampfes einstimmen sollte. Hans~Dietrich 
Genscher hielt eine erste, als programma­
tisch gemeinte Wahlrede. 

Man sollte meinen, daß alle, die her­
beiströmen, jetzt, wo es ums Ganze geht, 
wo die Partei durch eine glückliche Fü­
gung noch eine Chance hat, in den Land­
tag zurückzukehren, verlorenes Terrain 
wiederzugewinnen, bevor die Partei lan­
despolitisch gänzlich erkaltet ist. Das In­
teresse aber war gering. Der Kleine Saal 
war nur zu zwei. Dritteln gefüllt, obwohl 
alle Mandatsträger geladen waren und 
eine Demonstration, wie stark die Basis 
der FDP in den Kommunen Hessens noch 
ist, dringend geboten gewesen wäre. Nie­
mand aber hattedies zuvor verkündet und 
eine Rolle spielte dabei sicher, daß die 
wichtigen Entscheidungen ja schon vor­
weggenommen worden waren. 

Dreierlei wurde vorweggenommen. ln 
einem Rundschreiben verkündete vorab 
Frau Dr. Adam-Schwätzer, daß der hes­
sische Landtagswahlkampf von der Bun­
despartei geführt werde, die "aktive Mit­
arbeit" der hessischen Parteifreunde aber 
durchaus zur Umsetzung erforderlich sei. 
"Es geht darum, in Hessen einen ersten 
Grundstein für die Rückkehr der FDP in 
die Landesparlamente zu legen." 

Zum zweiten verkündete der Landes­
vorsitzende Gerhardt in seiner Einfüh-

. rungsrede, daß es keine neuen Argumen­
te gebe, sondern ein gleichartiger Wahl­
kampf wie zum 6. März geführt werde 
(Direktstimmen um drei Prozent}. "Par­
teiprogramme brauche ich nicht zu lesen" 
verkündete er geradeheraus, wohl mei­
nend, dies sei nun auch ftir alle Partei­
freunde nicht mehr nötig. Er nennt aus­
drücklich die Freiburger Thesen als zu 
den überflüssigen Papieren gehörend und 
neues Papier brauche auch riicht mehr be­
druckt zu werden. Niemand stört sich da­
ran, daß solchermaßen die Parteibasis 
entmündigt wird. 

Schließlich zum dritten stellt der Lan­
desvorsitzende in seiner Vorrede so ne­
benbei die Koalitionsaussage fest. Zwar 
hat auch die CDU noch keinen Spitzen­
kandidaten und keine Liste aufgestellt 
und kein Wahlprogramm verkündet, und 
die FDP weiß noch nicht, welche Koali-

tionsvereinbarungen sie durchsetzen will 
(die alten sicher nicht mehr}, aber die Ko­
alitionsaussage zur CDU steht schon abso­
lut fest. Vorbei die Zeiten, wo Parteitage 
tagelang um die Aussagen gerungen ha­
ben, wo Bedingungen gestellt wurden und 
die FDP mit ihrer Sperrigkeit den meisten 
politischen Gewinn machte. Heute geht 
das alles sauber und glatt. Vorbei auch die 
Zeiten, wo die FDP sich gegen absolute 
Mehrheiten wandte. Gerhardt meidet 
sorgsam jedes Wort dazu. 

Ein Herr Buss, Vorsitzender einer neu 
gegründeten Liberalen Wählerinitiative, 
verkündet denn auch logisch, daß er, Mit­
glied der CDU,· für die FDP kämpfe, aus­
schließlich um die absolute Mehrheit der 
CDU zu vermeiden, die er für die eigene 
Partei nicht ftir gut hält. So bleibt als 
Restfunktion der FDP die Durchsetzung 
innerparteilicher Ziele der CDU bzw. hier 
einer Minderheit in der CDU. 

Hans-Dietrich Genscher, der ebenfalls 
vorbeigekommen ist, versucht sich mutig 
in der Landespolitik. Er nennt es einen 
"Akt politischer Hygiene", daß die FDP 
in den ·Landtag zurückkehre. Doch man 
wartet vergeblich auf ein kräftiges Desin­
fektionsmitt'el, das er dieser Reinemache­
frau in die Hand gibt. Er murmelt nur 
vorsichtig was von Gesamtschule, und alle 
atmen auf, als er gleich hinzufügt, darauf 
komme es nun nicht mehr so sehr an . 
Vielmehr solle die Schule "offen" sein, 
für ein neues Geschichtsbewußtsein näm­
lich. Der deutschen Geschichte solle end­
lich wieder mehr Geltung verschafft wer­
den. Es solle ein neues Geschichtsbewußt­
sein gebildet werden und "gefestigte wis­
senschaftliche Erkenntnisse der Geschich­
te sollen endlich auch vermittelt werden". 
Und plötzlich kommt einem das ganz ver­
traut vor. Das hatten wir doch schon öf­
ter. 

An diesem Vormittagwird auch in der 
Diskussion kein Konzept geboten, nur 
Werbesprüche wie "packen wirs an" oder 
"wir müssen in Hessen beweisen, daß wir 
noch wer sind" und so ein Leipziger Al­
lerlei zum Frühschoppen. 

Und um die Stammtischatmosphäre 
komplett zu machen, beschäftigt sich ei.n 
Diskussionsredner mit der Frage, ob der 
Spruch "weil mer se brauche" auch nach 
Nordhessen passe. Denn dort babbeln sie 
doch nicht ein solches Äppelwoichine­
sisch. Daß der Spruch - offenbar neuer 
Leitspruch des Wahlkampfs - keine poli­
tische Aussage beinhaltet, fiel niemand 
mehr auf. 



Widerstand gegen Schnellbahnstrecken 

Mit BUND gegen Bahn 
Umweltschützer sind sich einig, daß die Bahn nach dem Fahrrad das umweltfreundlich­
ste Verkehrsmittel darstellt. Ausbau statt Streckenstillegung lautet ihre Devise. ln Nie­
dersachsen, Baden-Württemberg und Hessen laufen Umweltschützer dennoch Sturm ge­
gen die Ausbaupläne der Bundesbahn. Gerda Pfahl, zugleich Mitglied der Liber~len Ver· 
einigung Hessen und im Landesvorstand des BUND für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland, erläutert diesen nur scheinbaren Widerspruch. 

"Eigentlich will sie ja niemand haben, fahrtswege zu den Bahnhöfen in Kauf ge-
diese Neubaustrecke der Deutschen Bun- nommen werden - was die Ersparnisse 
desbahn zwischen Kassel und Fulda", be- an Reisezeit schnell wieder aufbrauchte: 
richtet Gerad Pfahl über zahl reiche Ge- fijr die Umweltschützer ein typisches 
spräche, die sie für die "Arbeitsgemein- Merkmal großtechnischer Projekte. 
schaft gegen die Schnellbahn" führte. ln Raumordnerisch gesehen durchquert 
ihr haben sich nordhessische Bürgerinitia· die Schnellbahn Hessen am Rande als rei-
tiven mit dem BUND für Umwelt und Na- ne Transitstrecke und läßt die wichtige 
turschutz Deutschland zusammenge- Achse Kassei-Marburg-Gießen-Frankfurt, 
schlossen, um "die Ausführung einer un- bereits heute ohne Intercity-Bedienung, 

· sinnigen Trassenplanung doch noch zu weiterhin unterversorgt und unattrakt[v. 
verhindern". Stattdessen soll ein alternati- Abgehängt von der Schiene werden dann 
ves Konzept des BUND durchgesetzt wer- Städte wie Bebra (heute noch zweitgröß-
den, das den Verkehrsstrom ab Göttingen ter hessischer Bahnhof und wichtiger 
teilt und ihn einerseits über die Main-We- Knotenpunkt) und Bad Hersfeld. 
ser-Bahn (Kassei-Marburg-Gießen) und an· ln ökonomischer Hinsicht kritisiert 
dererseits über die alte Strecke (Bebra- Gerda Pfahl "das technisch überholte, 
Bad Hersfeld) führt. Das würde die Neu- unsinnige Doppelkonzept Personen-/Gü-
baustrecke überflüssig machen. terverkehr auf einer Strecke". Es belaste 

Für Gerda Pfahl sprechen gewichtige 
Gründe gegen das Schnellbahn-Konzept 
der Bundesbahn: 

"Verkehrspolitisch verfo.lgt das Kon-

die Neubaustrecke im mittelhessischen 
Bergland mit enormen Kosten für Brük­
ken, Tunnel, Einschnitte, Überholbahn­
höfe alle 20 Kilometer, weil durch die an· 
gestrebte Geschwindigkeit von 250 km/h 

Umweltschützer wollen Nebenstrecken erhalten 

zept der DB eine Zentralisierung von Zü­
gen auf wenigen Hauptstrecken und baut 
gleichzeitig den Schienenverkehr in der 
Fläche ab. Nur noch Großstädte werden 
angefahren, Nebenzentren werden abge­
koppelt, z.B. Bebra, der zweitgrößte Gü­
terbahnhof Hessens. Da immer mehr Ne­
benstrecken abgebaut werden, stellt die 
Schnellbahn keine Alternati,ve zum Auto 
dar: Im Gegenteil werden weitere Stra­
ßenkilometer in Hessen neu gebaut wer­
den müssen; weiterer Verkehr wird mas­
senhaft auf die Straße verlagert." Auf­
grund der wenigen Haltepunkte in Hessen 
(Kassel und Fulda) müßten lange An·_ 

nur größte Kurvenradien und geringste 
Steigungen möglich sind. Allein der hes­
sische Abschnitt kostet über fünf Milliar­
den DM (Hannover-Würzburg 13 Mrd. 
DM). Das bewirke schon heute 

einen faktischen lnvestit.ionsstop auf 
Nebenstrecken, die nicht zum Kernbe· 
reich gehören, 
die endgültige Aufgabe der Erschlie­
ßungsfunktion der Bahn, d.h. forcierte · 
Stillegungen und Ausdünnungen, 

- anwachsenden Rationalisierurigsdruck, 
d.h. Entlassungen, Versetzungen und 
Fortfall von Ausbildungsplätzen (z.B. 
in den Ausbesserungswerken in Fulda 
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Werbung des Lauschaftsverbrauchers DB 
und Kassel). 
Die Ansicht, die Neubaustrecke sei auf 

Grund des gewaltigen Investitionsvolu­
mens ein aussichtsreicher Beitrag zur Be­
seitigung der Arbeitslosigkeit bezeichnen 
Umweltschützer als ein Märchen: "Der 
großtechnologische Charakter der Bauten 
führt dazu, daß die Aufträge an Großbe­
triebe und Spezialfirmen gehen, während 
für die regionale Wirtschaft eher nur 
'Brosamen' übrig bleiben. Das befürchtet 
sogar die IG Bau Steine Erden, die in ei­
ner Resolution kleine Baulose, genügend 
Zeit sowie das Verbot der Auftragsverga­
be an billige Ostblockländer fordert." 

Die Wiederinstandsetzung eines flä· 
ehendeckenden Schienennetzes mit 
schnellen Fernverbindungen würde hinge­
gen den kleineren, regionalen und lohnin­
tensiven Betrieben Arbeit auf Dauer bie­
ten. 

Auch in ökologischer Hinsicht wird · 
das Schnellbahnkonzept als "wahnsinnig 
gewalttätig" angesehen: Trasse, Strom· 
trasse, 'Geisterbahnhöfe', Kurvenradien 
und geringe Steigungen sowie Deponien 
bewirkten einen enormen Landschaftsver· 
brauch. Nicht die Bahnlinie werde der 
Landschaft eingepaßt, sondern diese so­
lange umgekrempelt, bis sie für die Mon· 
stertrasse passe. Gerda Pfahl nennt Zahlen 
für Hessen: Von 111 Kilometern sind 

46 km Tunnel 
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BUND - Konzept: dezentral 

20 km Einschnitte 
12 km Aufschüttungen 
13 km Talbrücken 
7 km ebenerdige Strecke. 
Ferner gibt sie zu bedenken: Allein 

·der Landverbrauch in Hessen beträgt ca. 
700 ha Wald und Wiesen (Deponien und 
Stromtrasse nicht eingerechnet); mit dem 
Erdabraum aus Tunneln und Einschnitten 
werden Täler zugeschüttet, Feuchtgebiete 

· und wertvolle Biotope vernichtet; durch 
die Tunnel werden Quellgebiete zerstört, 
Bäche trockengelegt und unberührte Täler 
(z.T. Landschafts- und Naturschutzg~bie­
te) rücksichtslos mit Brücken überspannt. 

Die hessischen Umweltschützer verwei­
sen auch auf die sozialen Folgen der 
Schnellbahn. Da ist zum einen der dicht 
besiedelter Süden der Stadt Kassel, wo die 
Menschen von zahlreichen Häuserabris­
sen, gigantischen Baustellen bis zu zehn 
Jahren direkt vor ihrer Haustür, von 
Lärm, Dreck, Gestank, Straßenverlegun­
gen, Ortskernzerstörung genervt werden. 
Da sind zum anderen die Menschen in bis­
her leidlich unberührten ländlichen Gebie­
ten, wo Wohnqualität und Arbeitsplätze, 
vor allem im Fremdenverkehr, ruiniert 
werden. 

Staatsverdrossenheit müsse schließlich 
die Konsequenz sein. Durch "verfrühten 
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Transllslrecke 

BUNDESBAHN - Konzept : eine Linie 

Baubeginn (so jetzt durch den Tunnelan­
stich im Schiitzer Land) entsteht mögli­
cherweise der Sachzwang einer bestimm­
ten Trassenführung, bevor alle Planungs­
verfahren abgeschlossen und alle techni­
schen Probleme gelöst sind". Bei den 
betroffenen Bürgern wachsen die Ohn­
machtsgefühle gegenüber den übermächti­
gen Behörden, die ''ja doch machen , was 
sie wollen". Die Resignation in weiten 
Kreisen stehe in krassem Widerspruch zu 
verbrieften Rechten, die durch die Ein­
schüchterungsversuche mancher Politiker 
beschnitten würden und an landesherrli­
che Rechthaberei früherer Zeiten erin­
nere. 

Die Schnellbahn, so. das Fazit der Ini­
tiative, werde unter Verschweigen ihrer 
wahren Auswirkungen zu einem "verbes­
serten Bahnangebot" verniedlicht . und 
führe letztlich zu weiterer massenhafter 
Verlagerung des Verkehrs auf die Straße. 
Investitionen in dieses Projekt seien letzt­
lich Subventionen des Straßenverkehrs. 
"Das Schnellbahnkonzept ist entstanden 
in der Wachstumseuphorie Anfang der 
siebziger Jahre zusammen mit Kanal und 
Flughafenprojekten. Es hat die gleichen 
verheerenden Folgen für Mensch und 
Umwelt wie diese Bauten. Wir sollten 
alles daran setzen, dieses Bahnkonzept 

abzuändern." Ihr Motto lautet: "Wer für 
die Bahn ist, der muß gegen die Schnell­
bahn sein." 

ln den letzten Monaten erkennen die 
Bürgerinitiativen insbesondere seit der 
Vorverlegung amerikanischer Truppentei­
le näher an die DDR-Grenze, daß der Bau 
der Strecke auch militärisch interessant 
sein könnte: Die Trasse führt wenige Kilo­
meter --an Gundhelm vorbei, wo sich zur 
Zeit ein Militärdepot, vermutlich für Gift­
gas, in Bau befindet. Militärstrategen 
könnten, so die Vermutungen, auf den 
Gedanken kommen, daß sich der 11 km 
lange Tunnel dort mit seihen 600 m lan­
gen Fensterstollen auch für ihre Bedürf­
nisse einplanen läßt. 

Nördlich von Fulda wird die Schnell­
bahn teilweise vierspurig gebaut, zufällig 
(?) in der Nähe des Eisenbergs bei Schlitz, 
wo zur Zeit die Zerstörung eines Waldge­
bietes durch Panzerübungen Proteste her-
vorruft. · 

Auch im weiteren Verlauf böten sich 
. 46 km Tunnel durchaus für eine militäri­
sche Verwendung an. Ökologen und Frie­
denskämpfer werden sich auch hier zu­
sammenschließen, um, wie es Gerda Pfahl 
deutlich ausspricht, "sich gegen diese 
ständige Lebensgefahr für die Bevöl ke­
rung zu wehren". 



(Liberale Parteien in Europa Teil 111/Schluß) 

,,Z1Nischen dem Idealismus der Anhänger 
und dem Realismus seiner Führer'' 
Der Lib-Lab_ Pakt zwi_sch~n Li~eralen und Soz_ialdem_<_>kra~en ste_llt sie~ jetzt den Unter- jedoch hatte Lehrgeld bezahlt und lotste 
hauswahlen m Großbntamen. D1e Entstehung d1eses Bundmsses b1ldet emen Schwerpunkt i • • •• 
der letzten Fortsetzung der Reihe über die liberalen Parteien in Europa, die aus der ; s~me Partel als stark~ten Partn~r durch 
'Haagse Post' übernommen wurde. . d1e Verhandlungen m1t den Sozlaldemo-

"Wir glauben, daß es möglich und er- Flecken im schottischen Hochland und in kraten. 
strebenswert ist, das Land ohne ständige . Wales. Doch dann kommt er auf den Die Allianz ist ein Pakt zwischen "Ge-
Wechsel von einem Extrem ins andere zu "Orpington-Wähler", den Einwohner je- neralen ohne Armee" (Jenkins und die 
regieren", sagt Alan Beith, "Chefeinpeit- nes Distrikts, in dem die Liberalen 1962 seinen) und einer "Armee ohne Generale" 
scher" der Liberalen im britischen Paria- einen sensationellen Sieg erzielten, den (die Liberalen), wie Dahrendorf es aus-
ment. "ln anderen Ländern - Deutsch- sie als Meilenstein ihres neuen Erfolges drückt. Um ftir die zwei großen Parteien 
land, Schweden, Holland -fallen die po- betrachteten. Es ist der junge Mann, von eine wirkliche Bedrohung zu sein, wird sie 
litischen Veränderungen weniger stark aus bei den Wahlen rund 33 % der Stimmen 
als bei uns, wo die Stahlindustrie nationa- erhalten müssen. Dabei stehen dieLibera- 1 

lisiert, dann privatisiert und aufs neue na- len für mindestens 15% der Stimmen. Die 
tionalisiert wird, um dann wied.er privati- Anhänger sind in den letzten zehn Jahren 
siert zu werden. Die zwei großen Parteien durch eine sehr aktive Politik auf lokaler 
wachsen immer weiter auseinander, und Ebene gewonnen worden. Ihr Erfolg er-
die Polarisierung ist viel stärker als in an- klärt sich. aber auch dadurch, daß sich je-
deren europäischen Ländern". der, der mit der Politik von Labour oder 

Die linksliberalen Parteien haben ein den Konservativen unzufrieden war, bei 
schizophrenes Verhältnis zur Polarisie- den Liberalen wiederfinden konnte. "Es 
rung. Einerseits drohen sie zwischen den ist", sagt Dahrendorf, "im Grunde eine 
beiden großen Mächten von links und Protest-Partei. Es kostet wenig, sie zu 
rechts zermahlen werden, andererseits wählen. Man hat nie das Gefühl, die tal-
können sie als kleine Partei zwischen den sehe Regierung gewählt zu haben, denn 
beiden großen das Zünglein an der Waage man wählt ja keine Regierung. Ich sage 
spielen und so - wie in der BRD- einen manchmal zu David Steel: Sobald du an-
übergroßen Einfluß bekommen. Außer- fängst zu regieren, bist du die Hälfte de.i-
dem kann die Verhärtung einer dauerhaf- ner Wähler wieder los." 
ten Polarisierung beim Wählervolk zu ei­
ner Präferenz ftir die gemäßigten Mitte­
Parteien wie in England und Italien füh­
ren. Die britischen Liberalen haben durch 
ihr Bündnis mit den von der Labour-Par­
tei abgespaltenen Sozialdemokraten Wind 
in die Segel bekommen. Ihr Anführer Da~ 
vid Steel steht in Umfragen immer wieder 
unmittelbar hinter Frau Thatcher, wenn 
es um die Frage geht, wen der englische 
Wähler als Premierminister bevorzugen 
würde. Fast 40% halten ihn für den geeig­
netsten . Steel, einst Einpeitscher der 
Fraktion, wurde als anständigerßtwas 
"pfadfinderähnlicher" Schotte zum Par­
teiftihrer gewählt, nachdem der Skandal 
um Jeremy Thorpe die liberale Fahne ver­
unziert hatte. 

Thorpe war es als Nachfolger des be­
gnadeten Redners Jo Grimond schon 
recht gut gelungen, die alte Liberale Pa­
tei aus ihrer Isolation zu fuhren. Er wirkte 
und klang zwar ein bißchen wie ein Gent­
leman alter Schule, zeichnete sich jedoch 
durch ein modernes Vorgehen aus. Für 
viele verkörperte er offensichtlich die 
neue Mittelklasse: die Arbeitnehmer mit 
dem weißen Kragen , die sich nicht mehr 
bei Labour und ganz und gar nicht bei 
den Konservativen zu Hause ftihlten. 

Wenn Alan Beith erklärt, wo die Libe­
ralen ihre Stimmen holen, fängt er mit 
der traditionellen Klientel an : kleine 
Bauern, die nonkonformisti$chen Kirchen 
wie die Methodisten und Baptisten und 

Maggie Thatcher von LIB -LAB gefährdet? 

Hause aus Labour, der vorankommen 
will, ein eigenes Haus gekauft hat, aber 
fühlt, daß die Konservativen eine Reiche­
Leute-Partei, also nichts für einfache Men­
schen seiner Art sind. Er ist offen ftir 
neue ldeeen, ftir die EG, fti r eine vernünf­
tige Betrachtung der Zukunft des Landes. 

Labour-Führer James Callaghan stellte 
die britischen Liberalen in den siebziger 
Jahren vor ein klassisches Dilemma; woll­
ten sie seine Minderheitsregierung unter­
stützen oder Schuld sein an einer Machte 
übernahme durch die Konservativen? Die 
liberal party schloß den berühmten "lib­
lab-Pakt", der mit dem Katergeftihl ende­
te, nur als Stimmenlieferant benutzt wor­
den zu sein, ohne daß dem etwas gegen­
überstand im Sinne einer Reform des 
Wahlrechts, daß die kleine Partei stark be­
nachteiligt. Der lib-lab-Pakt machte viel 
böses Blut unter den liberalen Anhängern, 
und als die Partei schließlich eine Allianz 
mit den Labour-Überläufern Roy J enkins, 
Shirley Williams und David Owen einging, 
wurden bei Nachwahlen auf den Plakaten 
in manchen Wahlkreisen die ersten drei 
Buchstaben durchgestrichen. David Steel 

ln Italien kehrt sich die Mode gegen 
die Polarisierung. Die Christdemokraten 
werden für eine wachsende Zahl von Wäh­
lneJ altmodisch, und die Anziehungskraft 
der Kommunisten auf junge Wähler läßt 
nach. Die Parteien in der Mitte sind stark 
im Kommen, besonders die Sozialisten 
von Bettino Craxi, aber auch die verschie­
denen liberal((n Strömungen. Lin'kslibera­
le in den anderen euorpäischen Ländern 
sehen mit Neid auf die Partido Republica­
no ltaliano (PRI), die mit nu r wenigen 
Prozent- zuletzt 4,5 -schon seit langem 
Anteil an der Regierungsmacht hat. ln 
vergangeneo Regierungen hat sie sogar ei­
nen populären Ministerpräsidenten ge­
stellt: den ehemaligen Florentiner Profes-

. sor Giovanni Spadolini. 
ln der Gestalt des Historikers, die er 

gerne annimmt, beschreibt Spadolini sei­
ne Partei als die Partei des "weltlichen 
Italien", des "anderen Italien" oder eines 
"Italiens des Protestes, der Ketzerei und 
des Widerstands gegen das Italien undeut­
licher parlamentarischer Mehrheiten". 
Das ist schöne Rhetorik und zeugt von 
historischem Wissen, in dem man hierzu­
lande gerne schwelgt, aber der Grurdton 
ist realistisch. Natürlich ist auch die PRI 
die Partei der "Intellektuellen und tech-
nischen Kader" und daher "modern und 
effizient", aber sie verkörpert zugleich 

-das Erbe der italienischen Erhebung. Die 
Republikaner ehren Guiseppe Mazzini, 
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den Mitbegründer der Ersten Internatio­
nale, als ihren Vorfahren. Nach der Ver­
wirklichung des italiennischen Einheits­
staates setzten die Liberalen die konser­
vative Tradition von Cavour fort, wäh­
rend die Republikaner und die Sozialisten 
um das Gedankengut von Garibaldi und 
Mazzini kämpften. Seltsam genug bietet 
dadurch das italienische Spektrum an 
Freisinnigen fast das gleiche Bild wie in 
den Niederlanden. Von der Liberalen Par­
tei spaltete sich der linke Flügel ab, der 
mit Hilfe von Ökologen, Pazifisten und 
Verfechtern von Ehescheidung und Ab­
treibung in der Radikalen Partei von Mar­
co Panella Einfluß bekam. Dazwischen 
steht labil die Republikanische Partei. Die 
PR I legte 1895 ihr Programm eines allge­
meinen Wahlrechts, der Wehrpflicht und 
des nicht kirchlichen Unterrichts vor. Die 
Partei bekam in Mittelitalien, der Toska­
na, der Romagna und Latium, festen Bo­
den unter den Füßen. ln der Stadt Velel­
tri hat sie bis auf den heutigen Tag die 
Mehrheit. Im Gegensatz zu den geistes­
verwandten Parteien im Ausland verfügen 
die Republikaner sogar über eine Art Mas­
senorganisation mit einer sicheren Anhän­
gerschaft unter den Arbeitern, sei sie auch 
nur regional. 

Nach sechjährigem Lavieren in immer 
wieder wechselnden Koalitionen erreich­
ten d·ie schwedischen Liberalen bei den 
letzten Wahlen ihren historischen Tief­
punkt von 7,5 %. "Unser Liberalismus 

.wurde im vorigen Jahrhundert geboren, 
aus Protest gegen die königliche Autokra­
tie, soziale Ungerechtigkeit und eine Re­
pression, die schwer über dem ganzen 
Land lag," faßt ein Parteiideologe kurz 
die Geschichte zusammen. "ln den Städ­
ten kämpften wir für Freiheit der Presse, 
Meinungsfreiheit und für den freien Han­
del, doch das Wichtigste war unser Eintre­
ten für Gerechtigkeit und Demokratie 
auch auf dem flachen Land. Aber schnell 
nahmen uns die Sozialdemokraten die 
Initiative aus der Hand, und unsere An­
hängerschaft bröckelte ab. Von den Stim­
men aus dem Jahr 1956 haben wir nach 
einem kleinen Aufleben Ende der sechzi­
ger Jahre nur noch ein Drittel behalten." 
Und er deutet - er will anonym bleiben 
und selbst in einer holländischen Wochen­
zeitung nicht mit Namen genannt werden 
- die Gesichtslosigkeit der Liberalen als 
Ursache an: "Wir beginnen jetzt einzuse­
hen, daß unser Geschacher mit den ande­
ren Parteien der Mitte unser politisches 
Programm immer diffuse"r gemacht hat. 
Das hat unser Profil gekostet." 

Im benachbarten Dänemark war die 
geistesverwandte Venstre-Partei in Sieges­
stimmung, als sie in den Koalitionsver­
handlungen nicht weniger als acht Mini­
stersessel herausschlagen konnte. Die Par­
tei steht in einer pazifistischen, soziallibe-
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Die liberale Fahne verunziert: Jeremy Thorpe (rechts) 

ralen Tradition und fand mit ihrem Stre­
ben, das freie Spiel der wirtschaftlichen 
Kräfte einzudämmen, lange Zeit viele An­
hänger unter Beamten, Landwirten, Intel­
lektuellen und kleinen Mittelständlern. 
Die Partei trat für geistige und politische 
Freiheit ein und kann zu der bürgerlich 
radikalen Strömung in Westeuropa ge­
rechnet werden. Die acht Ministerposten 
sind ihr jedoch schlecht bekommen: 
Noch bevor der konservative Premiermi­
nister Poul Schluter sein drastisches Spar­
programm bekannt gemacht hatte, war 
klar, daß besonders die Budgets der lib­
ral geführten. Ministerien hiervon getrof­
fen werden würden - Landwirtschaft, 
Bildung, Wirtschaft, Finanzen. Fast täg­
lich · demonstrierten in der Hauptstadt 
aufgebrachte Dänen gegen einen der 
liberalen Minister. 

"Vorläufig sind die Zeiten schlecht", 
stellt der Niederländer Jan Brinkhorst von 
den "d 66" fest. "Unser Menschenbild ist 
positiv, aber wenn sich die ökonomischen 
Strukturen verhärten, zeigen unsere Wäh­
ler eine Neigung zu den alten Fluchtwe­
gen mit ihren Quasi-Sicherheiten, und das 
bietet unsere Strömung nicht" Überall in 
Europa erleben die linksliberalen Par­
teien am Ende der sechziger Jahre eine 
Art Revival und einen Zustrom von unge­
duldigen Jüngeren. "Die Welle von 68, in 
Holland von 66, ist ftir diese Strömung 
sehr wichtig gewesen," erklärt Ralf Dah­
rendorf. Die liberalen Parteien wurden 
offensichtlich als weniger verkrustet er­
kannt und kamen den Bedürfnissen mit 
ihrem vertrauenserweckenden Fort­
schrittsoptimismus entgegen. Nach dieser 

glücklichen Periode ebbte die Welle nach 
der Ölkrise wieder ab. Man könnte fast 
meinen, daß der Linksliberalismus in der 
Demokratie eine Art Luxuserscheinung 
ist. 

Das nächste Dilemma der in die Enge 
getriebenen linksliberalen Parteien zeich­
net sich in der Rüstungsfra,ge ab. Der 
Kongreß der britischen Liberalen hat sich 
gegen die Aufstellung von Mittelstrecken­
raketen ausgesprochen, im Gegensatz zur 
Parteiführu ng. ln den Niederlanden hat 
Jacob Kahnstamm auf ein~r Rundreise 
durch die Partei eine ständige Zunahme 
des Pazifismus festgestellt- ganz in Über­
einstimmung übrigens mit der Tradition 
der freisinnigen Demokraten, die eine 
Zeitlang nicht nur ftir eine internationale 
Rechtsordnung, sondern auch für eine 
einseitige Abrüstung eintraten. Auch in 
den Niederlanden wenden sich die Partei­
führer gegen diese Stimmung in ihren ei­
genen Reihen. Der scheidende Fraktions­
vorsitzende Brinkhorst warnte: "Wenn 
man diesen Weg einschlägt, ist die Partei 
zur Bedeutungslosigkeit verurteilt. Die 
Versuchung ist immer da: Wir lassen uns 
in unserem politischen Handeln stark 
ethisch leiten und sind dadurch von Na­
tur aus dicht an einer BekenntnisparteL 
Aber wir dürfen uns nicht vor der Verant­
wortung drücken und in das einseitige 
Denken des Pazifismus verfallen. Unsere 
Chance zu überleben wird dl!rch_ die Sym­
biose von Idealismus und Realismus be­
stimmt." So droht dem Linksliberalismus 
in Europa die Vernichtung zwischen dem 
Idealismus seiner Anhänger und dem Rea­
lismus seiner Führer. 

Ende 



Für Homosexuelle in Hamburg: 

Magnus-Hirschfeld-Ceotrum 

Den in und um Harnburg lebenden homosexuellen Männern und Frauen steht künftig 
im Stadtteil Eppendorf ein Kommunikations- und Beratungszentrum zur Verfügung, das 
auch all denen offenstehen soll , die den Dialog mit den Homosexuellen nicht scheuen 
und sich über diese Form der Sexualität informieren wollen. Benannt wird das Zentrum 
nach dem führenden Vertreter der Bürgerrechtsbewegung dieser Minderheit in der Wei­
marer Republik, Dr. Magnus Hirschfeld. 

Seit der Entschärfung des § 175 StGB 
bekennen sich auch in der Hansestadt im­
mer mehr Homosexuelle zu ihrer Veran­
lagung. Harnburg bietet flir sie mittler­
weile eine Vielzahl von Kneipen und Dis­
kotheken, Clubs und Emanzipations­
gruppen. Nach dem Willen seiner Träger 
soll das Magnus-Hirschfeld-Centrum alle 
bestehenden und noch zersplitterten Ak­
tivitäten zusammenfassen, neue Angebote 
und Projekte ermöglichen und ein Zuhau­
se für die Gemeinschaft aller homosexuel­
lenMännerund Frauen einrichten. 

Das Konzept des Zentrums beinhaltet 
zwei Komponenten: Im Erdgeschoß un~ 
in den Kellerräumen der ehemaligen 
Großbäckerei im Borgweg entsteht das 
Kommunikationszentrum, im 1. ·Stock 
hat das Beratungszentrum seine Arbeit 
bereits aufgenommen. 
_ Die Hamburger Homosexuellenorgani­

sation UHA (Unabhängige Homosexuel­
leninitiative e.V.) zeichnet flir das Kom­
munikationszentrum verantwortlich. Es 
soll auch über die "Nachtkultur" hinaus 
einen Treffpunkt gerade flir diejenigen 
unter den Betroffenen bilden, die sich 
nicht - oder noch nicht - einer Schwu­
len- oder Lesbengruppe angeschlossen ha­
ben. Das Zentrum versteht sich jedoch . 
nicht als Konkurrenz, sondern als Ergän­
zung zu den bestehenden Lokalen. Work­
shops und Hobbygruppen werden in den 
Räumen ebenso Platz finden wie Film­
und Vortragsveranstaltungen, Seminare 
und Ausstellungen. Gleichzeitig wird da­
mit ein Forum der Begegnung zwischen 
homo- und heterosexuellen Menschen 
geschaffen. 

Die UHA versteht das Zentrum nicht 
als ihr "Vereinsheim", sondern hat ihre 
Bereitschaft 'angekündigt, die Gruppen­
räume auch anderen Gruppen zur Ver­
fügung zu stellen. Um die Kosten flir den 
Umbau so niedrig wie möglich zu halten, 
legen nicht nur UHA-Mitglieder Hand an, 
außer Angehörigen einer anderen Gruppe 
und "Nichtorganisierten" arbeiten auch 
Heterosexuelle, die sich mit den Zielen 
dieser Einrichtung solidarisieren, bei der 
Renovierung mit. 

Das Beratungszentrum wird von dem 
Verein INTERVENTION betrieben, der 
sich für diesen Zweck gegründet hat. Da­
mit wollten die Initiatoren dem Mißstand 
Rechnung tragen, daß auch heute noch 

homosexuelle Menschen in eine Außen­
seiterrolle gedrängt werden, wenn sie sich 
nicht den Normen einer heterosexuell ge­
prägten Gesellschaft unterwerfen. Bezie­
hungsängste, Kontaktprobleme, sexuelle 
Schwierigkeiten, Selbsthaß, Anpassungs­
druck und Minderwertigkeitsgefühle . lie­
ßen schon manchen in Alkohol-, Tablet­
ten- und Drogenkonsum flüchten , unter 
Depressionen leiden oder Selbstmordver­
suche unternehmen . 

Schirmherrin Helga Schuchardt 

Qualifizierte Hilfeleistung war bisher 
nur selten möglich, weil sich die staatli­
chen und öffentlich geförderten Einrich­
tungen, sowie Emanzipations- und Selbst­
hilfegruppen, als vielfach überfordert 
erwiesen. Den genannten Problemen will 
das Beratungszentrum mit einem breiten 
Angebot von psychosozialen Maßnahmen 
entgegentreten. Mittelfristig ist vorgese­
hen, den interdisziplinären Charakter der 
Arbeit durch das Zusammenwirken von 
Ärzten, Therapeuten, Sozialpädagogen, 

·Psychologen und Juristen zu verstärken. 
ln den Kreis der Ratsuchenden rech­

net das Zentrum insbesondere Jugend­
liche und junge Erwachsene, da Eltern, 
Erzieher und Lehrer sich kaum in der La­
ge zeigen, junge Menschen sachlich über 
Homosexualität und die damit verbunde­
nen Probleme aufzuklären. 

Viele Jugendliche, die erkennen, daß 
sie homosexuell sind, geraten mit ihren 
Eitern oder Erziehungsberechtigten in 
Konflikt. Deshalb soll die Beratung auch 
bei betroffenen Eltern und Pädagogen an­
setzen. Ferner gehören auch Ehepaare zu 
den Zielgruppen, denn die homosexuelle 
Veranlagung eines Ehepartners ist häufig 
nicht nur eine Zerreißprobe für die. Ehe, 
sondern auch für das Verhältnis zu den 
Angehörigen. 

ln Zusammenarbeit mit anderen Ham­
burger Therapieeinrichtungen ist schließ­
lich die Beratung von Suchtgefährdeten 
und -abhängigen vorgesehen. ln der zwei­
ten Jahreshälfte wird der Aufbau eines 
täglichen Telefondienstes in Angriff ge­
nommen, der - nach dem Vorbild der 
Telefonseelsorge - Rat- und Hilfesuchen­
den zur Verfügung steht. 

Kommunikations- und Beratungszent­
rum sehen sich nicht als isolierte Einzel­
kämpfer gegen die Diskriminierung der 
Homosexualität, sondern gegen die Un­
terdrückung der Sexualität überhaupt. ln­
sofern werden stets gemeinsame Stoß­
richtungen mit der Frauenbewegung (§ 
218) betont. Hierbei knüpft das Zentrum 
an die Ziele des von Magnus Hirschfeld 
1919 in Berlin gegründeten Sexualwis­
senschaftlichen Instituts an. Am 6. Mai 
1933 wurde es von den Nationalsozia­
listen geplündert, die Bibi iothek fiel vier 
Tage später der Bücherverbrennung zum 
Opfer. Genau fünfzig Jahre nach der Zer­
störung des Instituts fand in den Räumen 
des neuen Magnus-Hirschfeld-Centrums 
in Harnburg ein Gedenknachmittag statt. 

Die Finanzierung des Zentrums berei­
tet den Verantwortlichen immer rtoch 
Kopfzerbrechen; ein eigens eingerichteter 
Förderkreis, in den interessierte Bürger 
einmalig oder monatlich Spenden einbrin­
gen können, kann die Unkosten bei wei­
tem nicht decken . Die Freizeitarbeitder 
Mitglieder und Freunde, finanzielle Mittel 

' des Bezirksamtes Nord und der GAL bil­
deten zwar eirien nicht unerheblichen 
Grundstock, jedoch sind weitere Mittel 
erforderlich, die z.T. durch Benefizveran­
staltungen erbracht werden sollen. 

So wird flir den 15. Juni in der Ham­
burger Musikhalle eine Gala vorbereitet, 
zu der sich über hundert Künstler kosten­
los zur Verfügung gestellt haben, darunter 
eine Big Band · und ein komplettes Sym­
phonieorchester. Für diese Veranstaltung 
hat - auf Betreiben der Kultursenatorin 
Helga Schuchardt - der Hamburger Senat 
die Schirmherrschaft übernommen. Eine 
Folge weiterer Veranstaltungen werden 
im Magnus-Hirschfeld-Zentrum im Rah­
men der 4. Hamburger Schwulen- und 
Lesbenwochen, Stonewall '83, vorberei­
tet. 

Magnus-Hirschfeld-Centrum 
Borgweg 8 

2000 Harnburg 60 
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Vorgestellt 

Liberales Zentrum Eimsbüttel 
Die Ottersbekallee im Hamburger Be­

zirk Eimsbüttel ist eine relativ ruhige 
Wohnstraße mit fast ausschließlichem Alt­
baubestand, wenige Gehminuten vom 
nächsten U-Bahnhof entfernt. Hier fan­
den Hamburger Liberale 1979 mit einer 
ehemaligen Laden-Galerie die richtigen 
Räumlichkeiten zur Verwirklichung einer · 
Idee : der Gründung eines Liberalen Zent­
rums Eimsbüttel. 

"Von einer möglichen Konzeption her 
gab es im Bundesgebiet ja bereits interes­
sante Beispiele, z.B. Köln und Freiburg, 
die in Ausstattung und Angebot wahre 
Herausforderungen bedeuteten. Auch in 
Harnburg wollten wir ·nicht nur einen 
Treffpunkt für Parteigremien auf Bezirks­
ebene schaffen, sondern mitten in Eims­
büttel eine offene Begegnungsstaue für 
den sozial, kulturell und politisch inrter­
essierten Bürger", erinnert sich mit Elisa­
beth von Wangenheim eine der Aktiven 
des Zentrums an die vorherigen Ge­
spräche im damaligen FDP-Bezirskver­
band Eimsbüttel. 

Entsprechend wurde das Programm 
des Zentrums, das am 12. April 1980 sei­
ne Eröffnung feierte, recht vielfältig ge­
staltet: Diskussionsveranstaltungenzu ak­
tuellen politischen und kulturellen Prob­
lemen, diverse Nachbarschaftspartys, Vor­
stellungsnachmittage und -abende von 
Vereinen aus der örtlichen Umgebung, 
musikalische Frühschoppen, Reiseberich­
te, Filmabende, Begegnungsveranstaltun­
gen mit ausländischen Gruppen, Dichter­
lesungen und natürlich Ausstellungen. 

So zeigten Hamburger Künstler Ölbil­
der und Zeichnungen, zweimal wurde ei­
ne Ausstellung mit Kunsthandwerk ausge­
richtet, Fotoausstellungen entstanden pa­
rallel zu politischen Diskussionsveranstal­
tungen; Reiseschilderungen wurden durch 
Fotoserien ergänzt. Eine Besonderheit 
mit sehr schönen Exponaten bot eine 
Ausstellung in Zusammenarbeit mit der 
Friedrich-Naumann-Stiftung: "Kunst aus 
der Bedrängnis" - Arbeiten Fuhlsbütteler 
Strafgefangener. 

So eine kurze Auflistung der Aktivittä­
ten liest sich recht leicht, die kontinuierli­
che Arbeit, Vorbereitung und ständige 
Unterhaltung des Zentrums sind das kei­
neswegs. "Es mag auch anderen Zentren 
so ergehen, daß sich die Mühseligkeiten 
dafür nur auf den Schultern von wenigen 
Aktiven verteilen", beklagt sich einer von 
ihnen, "manches Mal wollte einen da 
schon der Mut verlassen, last not least 
muß die ganze Sache ja auch ständig fi -
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nanziert werden, allein die Miete ver-
schlingt hohe Kosten." · 

ln dem für Liberale denkwürdigen und 
krisengeschüttelten Jahr 1982 wurden im 
Verein ausführliche Gespräche · darüber 
geführt, inwieweit eine Zukunft und Wei­
terarbeit des Liberalen Zentrums möglich 
und sinnvoll sein könnte. Gerade in Harn­
burg kehrten viele Liberale der FDP den 
Rücken, zeichnete sich eine totale Zer­
·streuung ab. 

Inzwischen ist das Zentrum zu einem 
Ort geworden, der als Treffpunkt ver­
schiedener liberaler Organisationen eine 
wichtige Bedeutung hat. Als zunehmend 
unabhängiger gewordenerVerein sieht das 
Liberale Zentrum seine Arbeit nicht an 
bestimmte liberale Organisationen gebun­
den. Die Aktivistin Elisabeth von Wangen­
heim hält als parteilose Liberale diesen 
Sinn und Zweck zur Zeit für das wichtig­
ste Anliegen desLiberalen Zentrums. 

Bildungswerk der Liberalen Zentren 
Die dreizehn nordrheinwestfälischen Li­
.beralen Zentren haben auf einer gemein­
samen Sitzung einen Förderverein ge­
gründet. Sein Ziel ist es u.a., als aner­
kannter Träger der Weiterbildung die 
Veranstaltungen der einzelnen LZ zu 
unterstützen. 
Vorsitzender des Fördervereins wurde 
Michael Kleff .. Anlaufadresse des Vereins 
ist das LZ Köln , Roonstr.69, 5000 Köln. 

Programmvorschau 
des Liberalen Zentrums Eimsbüttel 
Mai/Juni : amnesty international , die 

Gruppe Eimsbüttel stellt sich vor; Foto· 
ausstellung, Vortrag, Lesung 

Ende August: Datenschutz - Informa­
tionstechniken in der öffentlichen Ver­
waltung: Stand und Perspektiven, compu­
terlesbarer Personalausweis; mit Dr. Klaus 
Brunnstein, Professor für angewandte In­
formatik an der Universität Harnburg 

September: Friedenspolitik aktuell; 
zerbricht die westliche Verteidigungsge­
meinschaft? Mit General a.D. Gerd Ba­
stian MdB und einem Referenten aus dem 
Auswärtigen Amt 

Oktober 1983: Augenzeugenbericht: 
. die Deutsche Demokratische Partei im 

Harnburg der Weimarer Republik; mit Dr. 
· Erich Lüth, Publizist und Senatspresse­
sprecher a.D. 

November: Zeichnungen und Aquarel­
le von Ute Jacobs und Jens Ohde; 

Beginn einer Reihe zum Thema "Libe­
ralismus in der Sackgasse?" Referate, Dis­
kussionen, Filme 

1. - 4. Advent: Ausstellung "Kunst­
handwerk in der Adventszeit" 

Liberales Zentrum Eimsbüttel 
Ottersbekallee 1 

2000 Harnburg 19 
Tel. 040/404082 

Besitzer: Dietmar und llse Görner 
St. Vither-Str. 16 

5108 Monschau/Eifel 
Telefon: 02472/2120 

Zimmer mit Dusche, WC, TV 
Terasse und Liegewiese 

. Rodelbahn 
städt. Schwimmbad und Sauna (3 Min.) 

Parkplatz am Haus 

Dieses Haus im Stil und mit dem Komfort unserer Zeit ist bestens 
geeignet für Ihren Urlaub sowie für Ihre Seminare und Tagungen im 

gemütlichen Rahmen. 

Übernachtung mit Frühstück ab 30,- DM, Preise für Halbpension, 
längere Urlaubsaufenthalte, Seminare und Tagungen auf Anfrage. 



Liebe Leserinnen, 
Liebe Leser 

die letzte Ausgabe der liberalen drucksachenberichtete darüber, wie die Verhandlun­
gen in den einzelnen Bundesländern über den Fortbestand des Rings Politischer Ju­
gend (RPJ) laufen. Ober den RPJ werden die öffentlichen Gelder an die politischen 
Jugendorganisationen verteilt. Einige Zeitungskollegen schrieben daraus eine eigene 
Meldung, ohne selber den ak tuellen Stand :zu recherchieren. Am wenigsten gelang die 
Aufbereitung der Frankfurter Rundschau. Ausgerechnet hierauf verfasste dann der 
Vorwärts einen Kommentar, wiederum, ohne auch nur ein Ortsgespräch mit den 
Jungdemokraten oder den Jusos zu führen. Das Prinzip der "stillen Post" hält Einzug 
in die Redaktionen. 

Gelegentlich werden wir gefragt, warum einige Beiträge nicht rriit Namen gezeich­
net sind. ln aller Regel handelt es sich dabei um Artikel, die von Redaktiohsmitglie­
dern, häufig gemeinsam, verfasst worden sind. Gelgentlieh erhalten wir Beiträge von 
Profi-Kollegen, die keine dummen Nachfragen ihrer Arbeitgeber provozieren möch­
ten. Schließlich gibt es Leser, wie diesmal ein FDP-Mitglied aus Hessen, die andere 
Gründe haben, lieber anorwm zu bleiben. 

Erstmals gab es in der Redaktion eine Kampfabstimmung. Martin Budich konnte 
sich nicht damit durchsetzen, in der Rubrik der-die-das-letzte die in der Nähe von Er­
furt gefundenen Tagebücher eines H.D. Genscher zu veröffentlichen. Seiner Meinung 
nach hätte dann die Geschichte des Koalitionswechsels in wesentlichen Teilen neu ge­
schrieben werden müssen. Man vermutet_ daß Martin Budich nun versuchen will, in 
den Herausgeberbeirat zu kommen, um dies an der Redaktion vorbei durchsetzen zu 
können. 

Insgesamt ist die Situation für die liberalen drucksachen-Macher zur Zeit nicht 
sonderlich erfreulich. Wenn sich das Anzeigenaufkommen und/oder die Abonnenten­
zahl nicht erheblich erhöht, oder andere Finanzbeteiligungen gewonnen werden kön­
nen, dürfte unser Projekt dieses Jahr nicht überleben. Wenn jeder Leser nur einen wei­
teren Abonnenten wirbt, ist die Zukunft der Zeitschrift gesichert. 

Da alle Redakteure ehrenamtlich für die liberalen drucksachen arbeiten, ist zwar 
kein Arbeitsplatz gefährdet, doch ein weiterer Hoffnungsträger für die Zukunft des 
Liberalismus würde entfallen. 

Wir würden gerne weiter Zeit und auch Geld opfern, um diese Zeitschrift am Le­
ben zu erhalten, doch hierfür brauchen wir Ihre Unterstützung. 
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Ihre drucksacheo-Maeher 

IMPRESSUM 
Herausgeber: 
Drucksachen- Verlagsgesellschaft mbH, 
Elbestr. 30, 4630 Bochum 
Herausgeberbeirat: 
William Borm, Hinrich Enderlein, Sibylle 
Engel, Friedrich Hölscher, Hanspeter 
Knirsch, Jürgen Koppe/in, Wolfgang Lü­
der, Werner Lutz, Ingrid .Matthäus-Maier, 
Christoph Strässer, Theo Schiller, Helga 
Schuchardt 
Redaktion: 
Martin Budich (verantwortlich}, Wolfgang 
Froese, Marianne Hochgeschurz , Michael 
Klef[, Dieter Noth, Heidrun Schmitt, Mi-
chael Staack · 
Redaktionsanschrift: 
Elbestr. 30, 4630 Bochum 
Tel. {0234) 502197 
Banner Büro: 
Reuterstr. 44, 5300 Bonn 1 
Tel. (0228) 210950 
Anzeigen und Vertrieb: 

, ..........................................................•...... Heiko MeZeher 
Abo-Bedingungen: 

. 
• . 
• 

• 

Ich unterstütze die liberalen drucksachen mit einem Abonnement 

(Name) 

(Adresse) 

0 10,50DM (1/4 -Jahr} . 0 21,- DM (1/2-Jahr) 0 42,-DM (1/1-Jahr} 

0 habe ich auf das Postschec tkonto Volker Perthes, 23934-431, beim Post­
scheckamt Essen, BLZ 360 100 43, überwiesen 

0 liegen als Scheck bei 

0 Ich möchte ... .. ... Werbeexemplare der liberalen drucksachen a 1,50 DM haben 
0 Ich möchte eine Anzeige schalten und die Preisliste haben 
0 Ich möchte mich finanziell am Verlag beteiligen 

(Name) 

(Adresse) 

(Unterschrift) 

• 

Einzelheft 3,50 DM, Abonnement über 
1/4 Jahr 10,5 0 DM, für 1/2 Jahr 21 DM, 
für ein Jahr 42 DM 
In dem Preis ist die gesetzliche Mehrwert­
steuer enthalten. 
Druck und Titelsatz: 
Druckerei Hartmann, Ahaus 
Auflage: 6.000 
Fotonachweis: dpa, Knirsch , Melcher, 
Sehröder 
Es gilt Anzeigenpreisliste Nr. 1/83 
Namentlich gezeichnete Beiträge geben 
nicht unbedingt die Meinung der Redak­
tion wieder,. 

• 
·································~ • . 

Einsenden an: 

liberale .drucksachen 
Elbestr. 30 
4630 Bochum 

• 

•.............. ... ........ .. .. .................................. ........ ....... .................... 

33 



personelles. 

"Polit-Primadonna" 
Ralf Dahrendorf, in London arbeiten­

der Vorsitzender der Friedrich-Naumann­
Stiftung, bereitet seine Rückkehr in die 
Bundesrepublik vor. Für die baden-würt­
tembergische FDP soll er bei den Land­
tagswahlen im kommenden Frühjahr im 
Wahlkreis Stuttgart I kandidieren. 

Die FDP in Baden-Württemberg hofft, 
mit einer CDU-Koalitionsaussage die 5-%­
Hürde zu überspringen und gleichzeitig 
die CDU um die absolute Mehrheit zu 
bringen . Dahrendorf soll dann Kultusmi­
nister in einer CDU/FDP-Landesregierung 
werden. 

Ein liberaler Professor steht als Gegen­
kandidat flir Dahrendorf schon so gut wie 
fest. Friedrich Neunhöffer soll als Landes­
vorsitzender der Liberalen Demokraten 
gegen "die importierte Polit-Primadonna" 
antreten, um "deutlich zu machen, daß es 
noch eine Partei gibt, die in der Tradition 
der Freiburger Thesen" steht. 

Einfacher Mensch 
josef Ertl, verabschiedeter Bundes­

landwirtschaftsminister, der den Amtsver­
lust noch nicht verwunden und dem FDP­
Chef Genscher die schneller Preisgabe des 
Ministeriums in den Koalitionsverhand" 
Iungen nicht verziehen hat, strebt nach 
neuen Ufern. Neben Helmut Schäfer, dem 
Vorsitzenden des außenpolitischen Frak-

tions-Arbeitskreises, rückte Ertl jetzt als 
zweiter FDP-Vertreter in den Auswärti­
gen Ausschuß des Deutschen Bundestags 
ein. 

Dem abgehalfterten Bayern gelang da­
mit noch ein kleiner Triumph: Seiner 
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Dauer-Widersacherin Hildegard Hamm­
Brücher, jüngst auch aus dem FDP-Lan­
desvorstand abgewählt, blieb der Zutritt 
zu diesem begehrten Parlamentsgremium 
versperrt. Ertl, neuer außenpolitischer 
Sprecher der Bundestagsfraktion, wird 
auch die Außenpolitik mit seinem in Brüs­
seler Nachtsitzungen geschärften gesun­
den Menschenverstand bewältigen . ln sei­
ner Abschiedsrede als Landesvorsitzender 
der bayerischen Freidemokraten faßte er 
vor kurzem noch einmal sein Credo zu­
sammen, dem er in neuer Funktion i:reu 
bleiben will: "Liberal sein, heißt Mensch 
sein, ein ganz einfacher Mensch sein . Es 
gibt nichts Herrlicheres,als ein ganz einfa­
cher Mensch zu sein." 

Geschäftsführer 
Georg Hundt, 29-jähriger Diplom-Pä­

dagoge aus Hagen, ist neuer Bundesge­
schäftsführer der Liberalen Demokraten. 
Von 1978 bis 1980 war Hundt stellver­
tretender Bundesvorsitzender der Jung­
demokraten und arbeitete dort schwer­
punktmäßig in den Bereichen Bündnispo­
litik und Berufsverbote/Grundrechtsab­
bau. 

Afrika-Experte 
"Wenn er weitergegenschert hätte, sä­

ße er heute wohl am Kabinettstisch", 
mutmaßte der SPIEGEL im Dezember 
1982. Stattdessen sitzt er inzwischen als 
Hinterbänkler in der SPD-Fraktion im 
Deutschen Bundes·tag. Seine Emanzipa­
tion vom Genscherismus hat Günter Ver­
heugen (39) mit einem deutlichen Kar­
riere-Knick bezahlt. Zu "sagen" hat er 
vorläufig nur etwas als "Berichterstatter" 

in "Fragen des südlichen Afrika" sowie in 
Fragen des "Internationalen Umwelt­
schutzes". Als ordentliches Mitglied des 
Auswärtigen Ausschusses wird Verheugen 
zudem in den Unterausschüssen "Abrü­
stung und Rüstungskontrolle" sowie "Au­
ßereuropäische Ku I tu rpol iti k" arbeiten. 
Bei letzterem kann er nahtlos da weiter­
machen, wo er sein FDP-Iiberales Engage­
ment mit einem Grundsatzreferat beim 
Internationalen Symposium der Fried­
rich-Naumann-Stiftung 'Nord-Süd-Dialog' 
in Palermo, genau sechs Tage vor seinem 
Parteiwechsel, beendet hat. Befreit von 
"The Masters Voice" scheint Verheugen 
sich nun auch in Fragen der "Nachrü­
stung" zu fühlen : "Selbstverständlich bin 
ich gegen die Stationierung!" 

Neuer Schatz 
Ulrich Krüger, 41-jähriger Architekt 

aus Friedrichsdorf/Taunus, wurde auf 
dem 111. Bundesparteitag der Liberalen 
Demokraten in seinem Amt als Vorsit­
zender bestätigt. Er erhielt 208 der 251 
abgegebenen Stimmen. Neue Schatzmei­
sterin der LD wurde lngeborg Conrads, 
Steuerberaterin aus Duisburg, mit 238 
von 254 Stimmen. Ihr Vorgänger, Mi­
chael Kleff aus Bonn, wurde stellvertre-
tender Vorsitzender. · 

Desweiteren gehören dem neuen Bun­
desvorstand an: Heidemarie Lehmann, 
Heinz-Hermann Storck (beide Hessen}, 
Anton Fischer (Bayern}, Heinz Löffler 
(West-Berlin}, Hanno jochimsen (Harn­
burg}, Hanspeter Knirsch, Thilo Schel­
ling, Silke Groht (alle NRW}, Evelyne 
Sehröder (Bremen} , von Kaufmann 
(Schleswig-Holstein), Dietke Hartermann 
(Rheinland-Pfalz}, Georg Schm ige und 
David John Williams (beid e Baden-Würt­
temberg}. 
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Kohls s recher • • 

Peter Boenlach, 16 und achon ein 
ae, hat geatem wieder !eaagt, dal er 
achon allea gehabt hat • Und dal er 
Immer mehr weihe. Morgen wird er 
Kohla offizieller Sprecher, mit tiefer 
Stimme. Und mit Herz dazu. 

Pater Boenlsch, Vater zehn Jahre als Chefre­
Deutscher, Mutter Rus- dakteur der BILD-Zel­
sln, sagt einfach: "Ich tung und später der 
möchte dem Staat die- "Welt" ein verbissener 
nen." Er hätte den mit Arbeiter, häufig mit 16-
12 000 Mark monatlich Stunden-Tag. Er fühlte 
dotierten Job in Bonn sich mit dem Beruf ver­
auch ohne Geld ge- heiratet, seine Ehe zer­
nommen - er hat viel brach. 
Geld. Der Neue an Kohh 

Eine achlllemde Fl- leite verehrt Ade110uer 
gur, dleaer 1 ,16 Meter (wie Kohll), lat 
groBe, 170 P1vnd freund _.t ltraul 
achwere Peter Boe- aeltener aelner 
nlach: Flakhelfer, Fall- nung). Er kennt das Le­
schlrmsprlnger, Erfolgs- ben ("Wie ein Pater­
journalist. · Und Fuß- noster, Immer rauf und 
ballfan, der noch mehr runter"), spricht, schreibt 
GÖif .. und Pferde liebt; und denkt auch so. Die­
den Schönes freut und ser Satz aus Kohls Re-
der reichlich Schönes gierungserklärung 
zusammentrug: Zwei trägt Boenlschs Hand­
herrliche Häuser in Ber- schritt: "Wir wissen: Der 

Mann 
des Tages 
lln und auf Sylt, voll mit 
englischen Möbeln, chi­
nesischen Teppichen, 
einer Badewanne für 
zwei und vielen maßge­
schneiderten AnzOgen. 

Boenlach - ein Mann, 
dem Auaaehen Uber al· 
lea geht? Falsch! Er 
fährt auch in Jeans auf 
dem Fahrrad. Er war die 

Staat allein kann die 
Probleme nicht lösen. Er 
soll dies auch gar nicht 
versuchen. Die Regie­
rung braucht und will 
die Mitverantwortung 
aller Bürger." 

100 rote Nelkenllr 
den"Vorwlrts" 
Wie wird der früh er­

graute "Pepe" Boe­
nisch, mit Schuhgröße 
46 auf großem· Fuß, in 
Bonn ankommen? Er 
wird sich zu helfen wis­
sen. Dem IPD·Biatt 
"Vorwllrta" aclllclde er 
1976 zu• 100. Geburt&· 
tag 100 rote Nelken. 

Beim Banner Preue­
bo/1: Perer Boenlsch 
(56} m/1 der blonden 
Su•onne Fileher (28}, 
sei! sechs Jahren seine 
Leben•geflihrtln. Sie 
11udlert Kunsrgeschlch­
re. Perer Boenlsch hol 
mol verroren, do8 er 
blonde Frauen bevor­
zugt 
Fohlt: I. kllui ... Yorbelg 

Peter Boenisch (ehemaliger BILD-Chef) ist neuer Regierungssprecher. 
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edition 
liberales zentrum köln 
Im Rahmen der Arbeit des Liberalen Zentrums Köln erscheinen in der 
clubeigenen "edition" in unregelmä&igen Abständen Langspielplat­
ten, Broschüren, Bücher und Plakate von Künstlern und Autoren, die 
einmal in den Räumen des politisch-kulturellen Clubs aufgetreten 
sind. Dabei handelt es sich um Produktionen mit geringer, limitierter 
Auflage, die im Handel nicht erhältlich sind. Die "edition liberales 
zentrum köln" ist der Versuch, soziale, kultureHe und politische 
Kommunikation nicht nur verbal zu beschwören, sondern gerade 
solchen Künstlern und Autoren ein Forum zu bieten, die ihre kul­
turellen Aktivitäten neben ihrem Berufsalltag entwickeln. Das LZ 
gibt ihnen somit die Möglichkeit, sich einem größeren Publikum ror­
zustellen. Die bisher in der "edition" erschienen Platten bzw. Bücher 
können Sie mit dem Coupon besteHen. Sie unterstützen damit die 
politische und kultureHe Arbeit der Liberalen Zentren. 

ELZ 
1003 

DM20,­

Merry Go Round I Boog it -
Die dreiköpfige Gruppe "Merry 
Go Round" präsentiert auf "Boog 
lt" ein Feuerwerk von gekonnten 
Gesangsdarbietungen im Stil aus­
geklügelter dreistimmiger Vokal­
nummern der Swing-Ära, nach 
dem Vorbild der Mills Brothers · 
und zwei ironisch aufgetischte 
deutsche Schnulzen - ein Ohren­
schmaus fUr Freunde von Musik, 
die Spaß macht. 

--""'::: -
DMS,-

Hermann Wallmann I Gedichte 
und Prosa - Hermann Wallmann 
wurde am 15. März 1948 in 
Rheine geboren. Er ist Lehrer und 
lebt in Münster. Der Band enthält 
"Naturgedichte", " eher öffent· 
liehe Gedichte", Gedichte zur 
"Kommunikation", Gedichte z.u 
"Sprache und Literatur" und Pro­
sa. 

DM7,50 

.---­
..._..._.F ..... 

Anne-Marie Fabian I Ihn'n kann 
ick's ja sagen - Das ist die De­
vlae des Gemüsehändlers Wllll 
Mattusek in den Berliner Ge­
schichten von Anne-Marie Fabian. 
Mattusek übergibt mit seinem 
Obst und Jemüse seinen Kunden 
zugleich Ratschläge fUr deren wer· 
ten Lebenslauf. Er ist unermüd­
lich in der Wiedergabe von Ge­
schichten aus seinem Leben,. aus 
der Politik, seinen Erlebnissen. 

ELZ 
1004 

DM 18,-

Semmel's Hot Sbot's I Hello 
Everybody - Ob's nun New­
Orleans-Jazz mit Swing-Einschlag 
ist - darüber läßt sich streiten. 
Worüber sich nicht streiten läßt, 
ist die Bombenstimmung, die 
Semmel's Hot Shots während 
ihrer Auftritte begleitet. Das Er­
folgsgeheimnis der Gruppe: Spaß 
und Spontaneität beim Spielen 
ihrer heißen Rhythmen. 

DMS,­

Heinz-Peter Katlewski I Come all 
ye Tramps an Hawkers- Die 54-
seitige Broschüre enthält neben 
den schottischen Originalversio­
nen zahlreicher Volkslieder und 
Balladen auch die deutschen 
Übersetzungen und kurze Er­
läuterungen. 

DM7,­

Werner Lansburgh I Tagebuch 
einer gescheiterten Heimkehr -
Werner Lansburgh stammt aus 
Berlin und mußte 1933 emigrie­
rert. Als Wanderer zwischen drei 
Sprachwelten schrieb er neben 
deutschen auch schwedische und 
englische Bücher. Bekannt wurde 
er auch durch die Liebesgeschich­
te in den Briefen an " Dear 
Doosie " 

ELZ 
1001 

DM18,­

Karl-Heinz Hense I Lieder aus 
eigener Schreibe - Die Freiheit 
im Staat , die verloren zu ghen 
droht, weil der Materialismus, das 
Duckmäuserturn und Karriereden­
ken immer mehr zunehmen • das 
ist das Generalthema der Platte. 
Dabei kam etwas unverwechselbar 
Eigenes heraus - politische und 
philosophische Reflexion, Satire 
und Situationskomik sowie sub­
jektive Empfindungen der Weh­
mut und des " Frusts". 

ELZ 
100516 

DM 30,-
1 I 't- 1' ~~~ 111 111 1<1. 

Gernot von Baer & Karl-Heinz 
Hense I Demokratische Lieder -
Gedanklicher Ausgangspunkt flir 
diese Doppei-LP ist die Überzeu­
gung, daß Herrschaft - in welcher 
Form auch immer - Sache des 
Volkes ist. Und daß diese Über­
zeugung längst kein Allgemeingut 
ist - fast so wenig, wie sie es im 
19. Jahrhundert war. Deshalb sind 
historische und aktuelle Lieder 
miteinander verbunden worden -
in Text und Musik. 

DM7; 

Klaus Hansen & Arnold Sehrnie­
der I Human macht der Zweifel, 
die Verzweiflung kaputt - Klaus 
Hansen und Arnold Sehrnieder ge­
hören dem Autorensyndikat • 
"Fliegender Robert" an. "Fliegen­
der Robert" ist ein Oralverlag: er 
verlegt seine Texte, indem die 
Autoren sie vortragen. Die 78-
seitige Broschüre mit Gedichten 
und Prosa ist somit eine einmalige 
Ausnahme. 

..___. .. __ _ 
...,_._.. ... ._ 

DM10,-

Zu den Themen der "Demokra­
tischen Lieder" paßt ein von dem 
Bonner Künstler Bernhard Pawel 
Woschek gestaltetes Plakat zu 
einem aktuellen Text von Karl­
Heinz Hense: "So mancher Suat 
lä&t sich eine gerechte Ordnung 
was kosten. Zum Beispiel die 
Freiheit der Bürger." 

ELZ 
1002 

DM18,­

Konrad Beikireher singt H.C. Art­
mann " med ana schwoazzn 
dintn" - auf dieser Platte stellt 
der Liedermacher Beikircher, ein 
Südtiroler und Wahlbonner, eine 
Auswahl aus seinen Vertonungen 
von Texten des Lyrikers H.C. Art­
mann vor. Ein "Muß" für die Mu­
sikfreunde, die ein Faible flir den 
Schwarzen Wiener Humor haben. 

ELZ 
1007 

DM18,-

Heinz-Peter .,.,,, ... ,w,.K, 
kslieder und Balladen aus 
land Heinz-Peter Katlewski 
sammelt und singt in seiner Frei­
zeit traditionelle schottische Bal­
laden und Volkslieder. Die Schall­
platte· dokumentiert seinen Aus­
schnitt aus seinem umfangreichen 
Llederrepertoire. Der Titel "Fain 
would be in the North Country" 
ist eine Liebeserklärung an Schot­
land - an das Land, die Leute 
und die Geschichte. 

DM8,­

Karl-Heinz Hense I Texte 
Karl-Heinz Hense hat in der 95-
seitigen Broschüre mit viel Erzähl­
talent und Gestaltungskraft in den 
Kapiteln "Monster", "Eine Kno­
belrunde", "Tagträume", "Hense­
leien" und "Erbanlagen" wie auf 
seiner Platte etwas Eigenes ge­
schaffen. Auch hier herrschen po· 
litische und philosophische Über­
le(Un(~'" vor, ohne daß Satire und 
persönliche Empfindungen ver· 
nachlässigt würden . .....-----=----'><-
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